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171. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 23. April 1997 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als Themen der gestrigen 
Kabinettsitzung das Steuerreformgesetz 1999 und 
den Entwurf zur Änderung des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank mitgeteilt. Das Wo rt  für den 
einleitenden fünfminütigen Be richt hat der Bundes-
minister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Bun-
deskabinett hat gestern den Regierungsentwurf 
eines Steuerreformgesetzes 1999 beschlossen. Der 
Zeitplan sieht so aus, daß der Initiativgesetzentwurf 
der Koalitionsfraktionen, den diese gestern beschlos-
sen haben, bereits am kommenden Freitag gelesen 
werden kann. Wir, die Koalition, werden a lles daran 
setzen, daß das Gesetzgebungsverfahren noch vor 
der Sommerpause zum Abschluß gebracht wird. Die 
zweite und dritte Lesung des Bundestages sind 
bereits für den 27. Juni 1997 vorgesehen. 

Der Gesetzentwurf setzt die Petersberger Steuer-
vorschläge der Reformkommission, in der nicht nur 
Politiker, sondern auch Sachverständige und Wissen-
schaftler aus dem Bereich der Wi rtschaft und des Ar-
beitnehmerlagers vertreten waren und die diese Vor-
schläge auch mitgetragen haben, vollständig um. 

Herzstück des Gesetzentwurfs ist eine weitere Ab-
senkung der Steuersätze für alle Einkunftsarten. 
Eine Absenkung des Einkommensteuerhöchstsatzes 
für gewerbliche Einkünfte auf 35 Prozent verschafft 
den Unternehmern im internationalen Standortwett-
bewerb bessere Rahmenbedingungen. Der Ein-
gangsteuersatz soll auf 15 vom Hundert und der 
Höchststeuersatz für nichtgewerbliche Einkünfte auf 
39 vom Hundert in einem linear-progressiven Tarif 
mit einer proportionalen Eingangsstufe abgesenkt 
werden. 

Das steuerfreie Existenzminimum liegt bei rund 
13 000 DM. Die Besteuerung des Einkommens zwi-
schen 13 000 und 18 000 DM ist dann mit einheitlich  

15 Prozent auch beschäftigungspolitisch positiv, weil 
es einen Anreiz zur Arbeitsaufnahme gibt. Danach 
kommt der linear-progressive Tarif, ansteigend von 
22,5 auf 39 Prozent. Das ist ein Steuersatz, der dann 
sehr nahe bei dem liegt, was voriges Jahr schon der 
sachkundige Finanzminister von Nordrhein-Westfa-
len, Herr Schleußer, mit 40 Prozent angedeutet hat, 
und das bei einem zu versteuernden Einkommen von 
90 000 bzw. 180 000 DM. 

Die Absenkung der Körperschaftsteuer für einbe-
haltene Gewinne auf 35 Prozent und für ausgeschüt-
tete Gewinne auf 25 vom Hundert ist ein wichtiges 
Signal für ausländische Investoren. 

Das Gesamtvolumen der Tarifentlastung beträgt 
im Entstehungsjahr 84 Milliarden DM. Die Gegenfi-
nanzierung, Mehreinnahmen aus der Verbreiterung 
der steuerlichen Bemessungsgrundlage, beträgt im 
Entstehungsjahr 45 Mil liarden DM. Es soll eine Net-
toentlastung von bis zu 30 Milliarden DM geben. Die 
Restfinanzierung - das ist der klare politische Wi lle; 
das weiß auch jeder - muß durch eine Umschichtung 
von direkten zu indirekten Steuern durchgeführt 
werden. 

Die kassenwirksamen Ausfälle im ersten und zwei-
ten Jahr der Geltung des Gesetzes sind Folge der 
massiven Tarifsenkung, wohingegen sich die Gegen-
finanzierung, zum Beispiel die Senkung der AfA- 
Sätze, erst über die Nutzungsdauer eines Wi rt

-schaftsgutes aufbaut. Man darf Steuerausfälle also 
nicht mit zusätzlichem Defizit durch die Steuerreform 
gleichsetzen. 

Zur Umschichtung habe ich das Notwendige ge-
sagt. Vor allen Dingen halte ich es für wichtig, daß 
der Selbstfinanzierungseffekt einer solchen Reform 
gesehen wird, der auch vom RWI prognostizie rt  wird 
und der in den Vereinigten Staaten und in den skan-
dinavischen Ländern zu einer guten Steuerstruktur, 
auch im Einkommen- und Körperschaftsteuerbe-
reich, geführt hat. Wichtig für uns ist, daß damit die 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung, vor allen Dingen 
auch durch das Stopfen von Steuerschlupflöchern, 
verstärkt Eingang findet und alle Steuerpflichtigen 
bei der Gegenfinanzierung betroffen sind. Rein äu-
ßerlich ergibt sich das ja bereits durch die Neustruk-
turierung des Einkommensteuergesetzes, indem hier 
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eine systematische Neugliederung stattfindet und 
damit ein übersichtliches Einkommensteuergesetz 
entsteht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich bedanke 
mich für den Bericht und rufe zunächst dazu auf, Fra-
gen zu den Themenbereichen zu stellen, zu denen 
soeben berichtet worden ist. 

Das Wort  hat als erster der Kollege Detlev von Lar-
cher. 

Detlev von Larcher (SPD): Herr Finanzminister, wir 
hatten am vergangenen Donnerstag eine Anhörung 
im Finanzausschuß. Dort  haben die angehörten Ex-
perten Ihrem Steuerreformkonzept ein denkbar 
schlechtes Zeugnis ausgestellt. 

Es ist gesagt worden, daß das Anliegen, so früh 
wie möglich für Investitionen und Arbeitsplätze zu 
sorgen, glatt verfehlt werde. Dieser Meinung waren 
RWI, DIW, das Kieler Institut für Weltwirtschaft, das 
ZEW. Sogar Herr Professor Eekhoff, der zuerst ge-
fragt wurde, hat von keiner Beschäftigungswirkung 
gesprochen. Professor Walter von der Deutschen 
Bank hat gesagt: Wenn jemand mit diesem Gesetz 
die kurzfristige Schaffung neuer Arbeitsplätze ver-
spreche, handele es sich schlicht um eine Mogelpak-
kung. 

Einen Tag vorher haben Sie in der öffentlichen Sit-
zung des Finanzausschusses uns allen noch vorge-
schwärmt, wie arbeitsplatzwirksam Ihr Gesetzent-
wurf sei. Meine Frage ist: Wie beurteilen Sie das jetzt 
im Lichte der Expertenanhörung? Was läßt Sie ver-
muten, daß das Gesetz 1999 Auswirkungen auf einen 
Durchbruch bei der Reduzierung der Arbeitslosigkeit 
haben wird? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Minister, 
bitte. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Ich bin Ihnen dankbar, Herr Kollege von Larcher, daß 
Sie am Schluß darauf hingedeutet haben, daß die 
Anhörung zur ersten und nicht zur zweiten Stufe 
stattfand. Sonst hätte ich Sie nämlich fragen müssen, 
ob Sie in einer anderen Veranstaltung waren als in 
der, über die berichtet wurde. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Die haben zum 
Gesamtpaket gesprochen!) 

Sie müssen also schon zwischen der Anhörung und 
der Diskussion über den ersten Entwurf einerseits 
und dem trennen, was wir andererseits jetzt als Kabi-
nett, als Regierung und als Fraktionen vorgelegt ha-
ben. 

Insofern hat sich der Sachverstand aus Wissen-
schaft, Wirtschaft und anderen überwiegend positiv 
geäußert. Er ist natürlich um so wichtiger, als es mit 
dieser umfassenden Steuerreform, mit dem neuen 
Tarif, der in der ersten Stufe überhaupt noch nicht 
verwirklicht werden konnte, auch mit einer notwen-
digen Nettoentlastung zum zweiten Schritt kommen 
muß. 

Ich glaube, Herr von Larcher, Ihre Frage hat sich 
fast erübrigt durch die Vorlage des Frühjahrsgutach-
tens der wissenschaftlichen Forschungsinstitute, die 
gestern völlig übereinstimmend davon gesprochen 
haben, wie notwendig diese Reform ist und daß sie 
sich nicht nur wachstums- und investitions-, sondern 
auch beschäftigungspolitisch gut auswirken wird. 

Das war ein Gemeinschaftsgutachten, also ein Gut-
achten aller Forschungsinstitute. Ich nehme nicht an, 
daß Sie sich auf die Dauer dem geballten Sachver-
stand der Bundesrepublik Deutschland allein oder 
mit Teilen Ihrer Fraktion entgegenstellen können. 

Ein Letztes noch. Ich glaube, Herr von Larcher, es 
wäre gut, wenn Sie sich mit Ihren sozialdemokrati-
schen Kollegen in einigen europäischen Ländern in 
Verbindung setzen würden. Dort, wo erstens konsoli-
diert und zweitens eine Steuerpolitik nach diesem 
Muster gemacht wurde, hat sich neben der Konsoli-
dierung ein positiver Beschäftigungseffekt herausge-
stellt. Das gilt für die skandinavischen Länder, aber 
auch für andere. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Die reden aber mit ihm nicht!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage, bitte. 

Detlev von Larcher (SPD): Herr Minister, ist Ihnen 
entgangen oder hat man es Ihnen nicht berichtet - 
denn Sie waren ja nicht dabei -, daß in der Anhö-
rung, die tatsächlich zu Ihrem ersten Entwurf stattge-
funden hat, die Experten aber doch zum Gesamtpa-
ket Stellung genommen haben. Sie haben beides 
miteinander verbunden. 

Ich habe nicht behauptet, sie hätten gesagt, man 
solle die Steuerreform nicht machen. Auf die Frage 
nach der Wirkung in bezug auf die Arbeitsplätze 
wurde einhellig die Meinung geäußert, es gäbe sie 
nicht oder nur ganz knapp und wenn, dann über-
haupt nur langfristig. 

Etwas anderes steht in dem Gemeinschaftsgutach-
ten auch nicht. Nun stelle ich Ihnen die Frage, die 
Sie mir vorgeworfen haben: Wollen Sie denn entge-
gen allem wirtschaftlichen Sachverstand, der die Be-
schäftigungswirkung auch schriftlich bestreitet, wei-
ter die Behauptung aufrechterhalten, diese Steuerre-
form wäre das Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Sowohl der Sachverständigenrat - bereits in seinem 
Gutachten 1996/97 - wie die Forschungsinstitute jetzt 
wie auch die betroffenen Kreise der Wi rtschaft und 
der Wissenschaft haben sich klar dafür ausgespro-
chen. 

In der Kommission, die die Petersberger Be-
schlüsse vorbereitet hat, war zum Beispiel der Vorsit-
zende des Wissenschaftlichen Beirats, waren wich-
tige Vertreter der Wi rtschaft, war ein wichtiger sach-
kundiger Vertreter aus dem Arbeitnehmerbereich. 
Sie alle haben diese Reform als notwendig und rich- 
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tig bezeichnet. Insofern verstehe ich nicht, warum 
Sie gegen all  diese Kräfte eine solche Reform verhin-
dern wollen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Glatt daneben 
geantwortet!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es folgt der Kol-
lege Michelbach. 

Hans Michelbach (CDU/CSU): Herr Bundesfinanz-
minister, die meisten Wirtschaftsforschungsinstitute 
und alle Wirtschaftsverbände haben bei der Anhö-
rung gesagt, daß es durch eine umfassende Einkom-
mensteuerreform zu einer durchgreifenden Verbes-
serung der Produktions-, Investitions- und Beschäfti-
gungsbedingungen kommen wird. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das darf nicht 
wahr sein!) 

Es gab nur zwei oder drei kritische Ansätze. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das darf nicht 
wahr sein!) 

Herr Bundesfinanzminister, es gibt aber auch wi-
dersprüchliche Äußerungen von SPD-Politikern zur 
Steuerreform, die sich von den Petersberger Vor-
schlägen eigentlich nicht fundamental unterschei-
den. Trotzdem hat die SPD die Steuergespräche 
heute scheitern lassen. 

Wie beurteilen Sie die Äußerungen Gerhard Schrö-
ders, der sagte: Wir müssen auf jeden Fall dazu kom-
men, daß es eine Nettoentlastung gibt. Wörtliches Zi-
tat: 

Einen Blockadekurs kann sich die SPD auf Dauer 
nicht leisten. 

Wie beurteilen Sie dies in Verbindung mit der 
Blockadehaltung der SPD bei den bisherigen Ge-
sprächen, und wie bewerten Sie die Äußerungen von 
Finanzminister Schleußer aus NRW, der gesagt hat: 
Eine Steuerreform, die diesen Namen verdient, muß 
mit einer deutlichen Senkung sowohl des Eingangs- 
als auch des Spitzensteuersatzes verbunden sein? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Ich wundere mich, daß sich der Vorsitzende der SPD, 
Herr Lafontaine, und auch hier Herr von Larcher 
über den Sachverstand und die Meinung wichtiger 
Mitglieder ihrer Fraktion und ihrer Pa rtei hinwegset-
zen. In der Tat hat Finanzminister Schleußer - ich 
kann es jetzt nicht wörtlich zitieren - im letzten Jahr 
einen Tarif mit etwa 20 Prozent Eingangssteuersatz 
und 40 Prozent Spitzensteuersatz vorgeschlagen. 
Herr Lafontaine hat das in einer Fernsehsendung in 
einer Sekunde weggewischt. 

Von Herrn Bürgermeister Voscherau gibt es Vor-
schläge zur Verbreiterung der Bemessungsgrund-
lage. Auch diese sind sehr schnell eingezogen wor-
den. Es gibt ferner Äußerungen von Herrn Minister-
präsidenten Schröder. 

Der Fraktionsvorsitzende der SPD hat bei anderer 
Gelegenheit gesagt, daß es ihm, wenn die anderen 

Dinge stimmten, letztlich gleichgültig sei, ob dann 
der Spitzensteuersatz bei 38 oder bei 40 Prozent 
liege. Dies zeigt, daß hier Nachhutgefechte geführt 
werden, die weit hinter das zurückgehen, was die 
sachkundigen Damen und Herren der SPD bereits 
vor einem Jahr eigentlich geäußert haben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das ist eine gute 
Frage! Er muß belohnt werden!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Poß. 

Joachim Poß (SPD): Herr Minister, ich denke, daß 
mein Kollege von Larcher Ihnen die schriftliche Stel-
lungnahme der Institute, die das Gesamtpakt auf 
seine 'Beschäftigungswirkung hin beurteilt haben 
und zu dem eindeutigen Ergebnis kamen, daß im 
Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung Beschäf-
tigungswirkungen jedenfalls nicht zu erwarten sind 
- später schon -, und ebenso die schriftliche Stellung-
nahme der Institute zur Steuerstrukturreform, die, 
was unbestritten ist, notwendig ist, zur Verfügung 
stellen wird, damit Ihre Behauptungen, die den Tat-
sachen nicht entsprechen, die Öffentlichkeit nicht 
weiterhin beschäftigen. 

Ich möchte aber zu einem anderen Gesichtspunkt 
kommen. Sie haben sich zur Finanzierung der Steu-
erreform geäußert, die Sie erst gestern - obwohl Sie 
uns immer „Blockade" vorwerfen - im Kabinett be-
schlossen haben. Für das Jahr 1999 ergibt sich ein 
Einnahmeausfall, der noch größer ist, als er im Refe-
rentenentwurf vorgesehen war, nämlich von 57 Mil-
liarden DM. Hinzu kommen dann die zusätzlichen 
Steuerausfälle in zweistelliger Milliardenhöhe, die im 
Zusammenhang mit der Steuerschätzung Mitte Mai 
bekannt werden. 

Sie haben in der letzten Woche bei uns im Finanz-
ausschuß ausdrücklich angekündigt, daß die Mehr-
wertsteuer zur Finanzierung herangezogen wird. 

Wie gedenken Sie diese riesigen Finanzierungs-
lücken zu schließen, wobei übrigens sowohl der 
nordrhein-westfälische Finanzminister Schleußer als 
auch der niedersächsische Ministerpräsident Schrö-
der einer Meinung dahin gehend sind, daß sie von 
den öffentlichen Haushalten nicht zu verkraften 
sind? Beide sprechen von der Notwendigkeit einer 
soliden Finanzierung. Wie wollen Sie also diese Lük-
ken schließen, und warum haben Sie eigentlich 
nicht, wie angekündigt, die Mehrwertsteuererhö-
hung ausdrücklich in Ihren Gesetzentwurf geschrie-
ben? Ich habe heute morgen, als ich Ihren Gesetzent-
wurf bekommen habe, gesucht. Unter „Umsatz-
steuer" in einer Fußnote 11, Position 103, Seite 50 
heißt es nur: 

Verringerung des Defizits durch Umschichtung 
von direkten zu indirekten Steuern. 

Im Artikel 9 ist eine Änderung des Umsatzsteuerge-
setzes vorgesehen. Dort  stehen aber bisher lediglich 
Änderungen von Warenbezeichnungen, wie zum 
Beispiel die Änderung der Warenbezeichnungen 
„Porree" in „Porree/Lauch" und „Blumenkohl" in 
„Blumenkohl/Karfiol" . Das ist das, was ich im Ge- 
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setzentwurf gefunden habe. Warum haben Sie es 
nicht so beschlossen, wie es angekündigt war? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Sie brauchen mir die Äußerungen der Institute nicht 
zuzuschicken, ich habe sie gestern ganz durchgele-
sen; sie stehen mir zur Verfügung. Ich gebe sie gerne 
weiter. Aber Sie sollten Ihre Fraktion nicht übermä-
ßig belasten. Ich habe sie bei mir und auch ganz ge-
lesen. 

(Detlev von Larcher [SPD] : Dann waren Sie 
unaufmerksam!) 

In bezug auf die Einnahmeausfälle sollten Sie zwi-
schen der Steuerschätzung, die die Situation 1997/98 
und die mittelfristige Finanzplanung beschreibt, und 
den Einnahmeausfällen trennen, die 1999 tabella-
risch entstehen können. Bei solchen Einnahmeaus-
fällen können wir im Finanztableau nicht berücksich-
tigen, was an Selbstfinanzierung entstehen wird, so 
wie es sich in anderen Ländern ebenfalls ergeben 
hat. Sie kennen ja entsprechende Annahmen. 

Zum zweiten: Wir haben die indirekten Steuern 
zwar quantifiziert, aber nicht die Steuerart darge-
stellt, weil wir in die heutigen Gespräche mit der 
SPD noch gewisse Hoffnungen setzten und es ja 
auch bei der SPD gewisse Festlegungen gibt. Ich 
habe mich letzte Woche auch auf keine Steuerart 
festgelegt. Ein Punkt Mehrwertsteuererhöhung, das 
ist wahr. Diese Größenordnung ist notwendig und 
auch begründbar. Wir wollten aber mit der SPD, die 
im Zusammenhang mit indirekten Steuern andere 
Vorstellungen hat, ins Gespräch kommen, nachdem 
ja immerhin Schröder - ich glaube, er war es - er-
reicht hat, daß in ihre Vorstellungen beide indirekten 
Steuern, sowohl die Mehrwertsteuer als auch die Mi-
neralölsteuer, aufgenommen wurden. 

Sie müssen wenigstens bereit sein, eine Mehrwert-
steuererhöhung in der Größenordnung von einem 
Prozentpunkt mitzutragen. Am Schluß des Gesetzge-
bungsverfahrens wird das natürlich auch im Gesetz 
stehen. Diese Größenordnung ist jetzt schon bekannt 
und von uns politisch immer wieder vertreten wor-
den. Wenn man bis zu 30 Mil liarden DM Entlastung, 
in der Aufteilung von etwa 12 bis 13 Milliarden DM 
für den Bund, 12 bis 13 Mil liarden DM für die Länder 
und den Rest für die Kommunen, für möglich und 
vertretbar hält, ist auch diese Mehrwertsteuererhö-
hung bei einem konsequenten Konsolidierungskurs 
vertretbar und möglich. Trotzdem werden wir 1998 
und 1999 unter dem Kriterium von maximal 3 Prozent 
Defizit des Maastrichter Vertrages liegen. Auch 
wenn wir bei dieser Gelegenheit angesichts eines 
weiteren Fortschritts der Konsolidierung nach unten 
über ein Jahr eine gewisse Stagnation bei der Rück-
führung der Defizite hinnehmen müßten, dann wäre 
das im Rahmen einer mittelfristigen Sanierung ver-
tretbar. Sie wissen, daß die -Institute und auch andere 
zum Ausdruck gebracht haben, daß eine solche Poli-
tik im ersten Jahr in bezug auf die kassenmäßige 
Wirksamkeit gewisse Probleme mit sich bringt, aber 
in der mittelfristigen Sicht zur Konsolidierung der 
Staatshaushalte einen größeren Beitrag erbringt, als 
wenn man sich so statisch wie die SPD verhält. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schindler. 

Norbert  Schindler (CDU/CSU): Herr Minister Dr. 
Waigel, ich darf Sie in bezug auf die Äußerungen des 
Kollegen Larcher zur Anhörung beruhigen. Er hat 
vielleicht nicht zugehört, als der Vertreter des DIHT 
in seiner Kernaussage deutlich machte, daß dann, 
wenn dieser erste Teil der Unternehmensteuerreform 
kommt, - - 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ich sprach von 
den Instituten und nicht von den  Lobby

-isten!) 

-Ich habe Sie nicht unterbrochen, und man sollte es 
fairerweise auch nicht tun, Herr Kollege. Sie machen 
dies ja öfters; dafür müßte man Sie öfter rügen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sie sollten aber 
auch nicht die Unwahrheit verbreiten! - 
Gegenruf des Abg. Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Das kann man gut 

Ihnen überlassen!) 

Die Kernaussage von Herrn Kühn lautete: Wenn die-
ser erste Teil kommt, brauchen wir - so lautete die 
Rückmeldung aller unserer Mitglieder - keine Verla-
gerung von Standorten aus Deutschland heraus mehr 
zu überlegen. 

Aber meine Frage an Sie, Herr Minister Dr. Waigel: 
Da sich ja dieser Tage die Blockadehaltung der SPD 
im aktuellen Fall Gewerbekapitalsteuer zeigt, hätte 
ich gerne eine kurze Information darüber, wie sich 
diese Blockadehaltung tatsächlich auswirkt. Zur Zeit 
läuft ja das Vermittlungsverfahren 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Am Freitag kommt es zu einer Entscheidung im Bun-
desrat. Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt weiß ich 
nicht, wie sich das Ergebnis abzeichnet. Ich nehme 
an, daß es zur Anrufung des Vermittlungsausschus-
ses kommt, entweder über den Bundesrat oder, wenn 
das nicht erfolgen sollte, natürlich durch uns. Denn 
es ist niemandem vermittelbar, daß eine investitions-
feindliche Substanzsteuer in einer Zeit, in der Investi-
tionen so wichtig sind, beibehalten wird bzw. - in 
den neuen Bundesländern - eingeführt werden 
müßte. Insofern hoffe ich, daß es zu einer übergrei-
fenden Initiative gerade der neuen Bundesländer 
kommt. Für die alten Bundesländer ist es aber von 
gleicher Bedeutung. 

Ich sehe das Problem der Kommunalfinanzen, 
auch in den neuen Bundesländern, die schon für 
1997 mit einem Ausgleich rechneten. Wir können 
aber nichts dafür, daß die Reform nicht zum 1. Januar 
1997 gekommen ist. Natürlich kann eine Gegen-
finanzierung nicht rückwirkend für etwas stattfinden, 
das seine Wirkung nicht entfacht hat. Wir haben un-
sere Bereitschaft erklärt, den Kommunen durch groß-
zügige Kreditprogramme der KfW zu helfen. In ei-
nem entsprechenden Gespräch im Vermittlungsaus-
schuß werden wir versuchen, auf die Situation der 
Ostkommunen einzugehen, weil uns die Abschaf-
fung der Gewerbekapitalsteuer in Westdeutschland 
und ihre Nichteinführung in Ostdeutschland ein so 
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wichtiges Signal für Investitionen und Arbeitsplätze 
ist, daß wir alles daran setzen, zu einer Einigung zu 
kommen. Es gibt viele in der SPD, die sich früher da-
für ausgesprochen haben. Aber in diesem Zusam-
menhang paßt es zur neuen Strategie der SPD, wie-
der ein neues Investitionshindernis errichten zu wol-
len. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das ist doch 
Unsinn! - Norbe rt  Schindler [CDU/CSU]: 
Das ist die Wahrheit! - Detlev von Larcher 
[SPD]: Jeder kennt unsere Anträge! Und 
dann wird so etwas erzählt! Das ist nicht zu 

glauben!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Barbara Höll. 

Dr. Barbara Höll (PDS): Herr Waigel, Sie haben 
gestern im Kabinett den Entwurf des Gesetzes zur 
Steuerreform verabschiedet. Ich habe eine Frage 
zum Tarifverlauf: Gibt es außer der Publikumswirk-
samkeit noch einen anderen Grund, warum Sie von 
dem linear-progressiven Tarifverlauf abgewichen 
sind und einen Stufentarif einfügen? Der Öffentlich-
keit kann man damit natürlich verkaufen, man fange 
mit einem Eingangssteuersatz von 15 Prozent an. Sie 
erwähnen aber nicht, daß bereits ab einem Einkom-
men von 18 000 DM ein Sprung auf 22,5 Prozent 
erfolgt und damit eine wesentlich höhere Durch-
schnittsbelastung entsteht, als wenn man - bei einem 
höheren steuerfreien Existenzminimum - mit einem 
Steuersatz von zum Beispiel 17, 18 oder 19 Prozent 
anfängt. Es ist mir unklar, warum das Prinzip durch-
brochen wurde. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Natürlich wäre es schöner, von Anfang an einen 
linear-progressiven Tarif zu machen. Das würden 
sicher alle Beteiligten gerne machen. Wenn man 
aber weiß, daß in diesem Einkommensbereich ein 
Prozentpunkt etwa 8 Mi lliarden DM kostet, kommt 
jeder, der sich mit dem Thema unvoreingenommen 
beschäftigt, sehr schnell an die Grenzen der Finan-
zierbarkeit. Darum gibt es auch in den Vorschlägen 
der SPD kaum einen Ansatz mit einem Eingangs-
steuersatz von unter 20 Prozent. 

15 Prozent Einkommensteuer im Bereich knapp 
oberhalb des steuerfreien Existenzminimums - also 
etwa von 13 000 DM bis 18 000 DM - sind ein relativ 
niedriger Steuersatz und geben damit einen Anstoß 
zur Aufnahme von Beschäftigung, die sich im Ver-
hältnis zu dem, was man an Sozialhilfe oder Lohner-
satzleistungen bekäme, lohnt. 

Auch der sich daran anknüpfende Tarif von 22,5 
Prozent liegt unter dem bisherigen Eingangssteuer-
satz von 25 Prozent und nur knapp über dem, was 
die SPD als Eingangssteuertarif - etwa 20 Prozent - 
vorschlägt. Ministerpräsident Schröder, für den ich 
Sie allerdings nicht in Verantwortung nehmen 
möchte 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Das ist auch rich
-tig!) 

- das muß man fairerweise tun; wahrscheinlich ist 
das für beide Seiten richtig und wichtig -, hat hier im 
Bundestag von einem „sehr interessanten Modell" 
gesprochen. Bisher hat es auch in Kreisen der Linken 
in Deutschland wenig Kritik gefunden. Ich nehme 
an, daß wir weitgehend dafür bewunde rt  werden, 
daß uns diese gute Lösung mit dem Eingangssteuer-
satz eingefallen ist. 

(Lachen bei der SPD - Beifall des Abg. Nor-
bert  Schindler [CDU/CSU] - Detlev von Lar-

cher [SPD]: Ein Bewunderer!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Dr. Barbara Höll (PDS): Ich muß eine Nachfrage 
stellen. Sie haben gerade über Arbeitsplatzeffekte 
Ihrer Steuerreform gesprochen. Soll ich das jetzt so 
verstehen, daß Sie meinen, daß Menschen nicht ar-
beiten, weil die Steuer zu hoch ist, und das bei einer 
Massenarbeitslosigkeit von offiziell fast 5 Millionen 
Menschen und inoffiziell 7 Millionen Menschen in 
Deutschland? Das muß doch den Menschen, die 
ohne Arbeit sind und arbeiten wollen, als blanker Zy-
nismus entgegenschlagen. Vielleicht habe ich das 
auch falsch verstanden. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Ich glaube nicht, daß das etwas mit Zynismus zu tun 
hat, wenn man feststellt, wie die menschliche Natur 
ist, bei allem Verständnis für das schwere Los der Ar-
beitslosigkeit, das von den allermeisten als ein nicht 
selbstverschuldetes Los betrachtet wird. Aber es ist 
natürlich ein bestimmtes Abstandsgebot notwendig. 
Es gibt auch Parteien in anderen Ländern, die darauf 
hingewiesen haben, daß ein solcher Abstand not-
wendig ist und Sozialhilfe oder Lohnersatzleistungen 
nicht über oder in der Nähe des realen Arbeitslohnes 
liegen dürfen, um nicht negative Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt zu haben. Mit Ausnahme Ihrer 
Gruppe und Ihrer Pa rtei ist das bei der Diskussion in 
Deutschland eigentlich Allgemeingut. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Kollegin Dr. 
Hendricks. 

Dr. Barbara Hendricks (SPD): Herr Bundesfinanz-
minister, ich will auf die Antworten zurückkommen, 
die Sie eben auf die Fragen meines Kollegen Poß ge-
geben haben. Wir können politisch unterschiedlicher 
Meinung sein, aber hinsichtlich der Grundrechenar-
ten, des Subtrahierens und Addierens, sollten wir 
uns vielleicht verständigen können. Ich will das an 
einem Beispiel aufzeigen. Wenn Sie in Ihrem Gesetz-
entwurf feststellen, daß Sie für 1999 mit einer unge-
deckten Finanzierungslücke von 57 Mil liarden DM 
rechnen, und wenn Sie zugleich sagen - was Sie 
zwar nicht in den Gesetzentwurf schreiben, aber 
doch offiziell, auch dem Finanzausschuß, mitteilen -, 
daß Sie die Mehrwertsteuer um einen Punkt anheben 
wollen - das bringt, wie wir alle wissen, rund 15 Mil-
liarden DM - und daß eine Nettoentlastung von 
30 Milliarden DM erfolgen soll, dann muß die Rech-
nung für mich lauten: 57 Mi lliarden DM minus 
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15 Milliarden DM sind 42 Milliarden DM, das heißt, 
es bleiben noch immer 12 Milliarden DM, bis man bei 
den 30 Milliarden DM ankommt, die Sie als Nettoent-
lastung angegeben haben. 

Ich akzeptiere, daß Sie sagen, Sie können nicht 
ganz genau quantifizieren, wie hoch der Selbstfinan-
zierungsanteil einer solchen Steuerreform ist. Daß es 
einen Selbstfinanzierungsanteil gibt, ist auch in der 
Wissenschaft unbestritten, und ebenso bestreitet das 
niemand von uns. Aber die Fragen lauten: Rechnen 
Sie ernsthaft damit, daß der Selbstfinanzierungsan-
teil einmal die Größenordnung von 12 Milliarden DM 
haben könnte, und wenn ja, wann? Können Sie dar-
über hinaus sagen, wie Bund, Länder und Gemein-
den die von Ihnen ungedeckt versprochene Netto-
entlastung von 30 Milliarden DM finanzieren sollen? 
Haben Sie vor, in Leistungsgesetze einzuschneiden 
und auch die Länder zu solchen Einschnitten zu 
zwingen? Wie also wollen Sie Ihr Versprechen einlö-
sen? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Wir sollten zunächst einmal korrekt feststellen, daß 
in der von Ihnen genannten Summe der Solidaritäts-
zuschlag enthalten ist, für den in der mittelfristigen 
Finanzplanung Vorsorge getroffen worden ist. 

(Dr. Barbara Hend ricks [SPD]: Das steht 
drin, aber das ist nicht finanziert!) 

- Ja, gut. Aber wenn man schon über Tabellen 
spricht, dann muß man auch bereit sein, sie einzube-
ziehen. Auch das gehört zu den Grundrechenarten, 
deren Kenntnis Sie verlangen und die ich von Ihnen 
ebenfalls verlangen darf. - Wenn Sie das einrechnen 
und einen Punkt Umsatzsteuer hinzunehmen, sind 
Sie sehr schnell bei den etwa 30 bis 32 Milliarden DM, 
über die wir gesprochen haben. Wir müssen im 
ersten Jahr einen Ausgleich finden und ihn in die 
Nettokreditaufnahme einpassen sowie auch die Um-
finanzierung entsprechend vornehmen, weil sich die 
Gegenfinanzierung über die Reduzierung der de-
gressiven Abschreibung erst später aufbaut. Aber 
wenn Sie einen Punkt Mehrwertsteuer und die 8 Mil

-

liarden DM, die im Finanzplan enthalten sind, ein-
rechnen, dann kommen Sie in die Katego rie, die wir 
immer dargestellt und nie verschwiegen haben. 

Was die Selbstfinanzierung anbelangt: Sie hat in 
den Vereinigten Staaten und in den skandinavischen 
Staaten dazu geführt, daß der Anteil der Einkom-
mensteuer am Steueraufkommen nach der Steuer-
reform nicht geringer war als zuvor. Bei Modellrech-
nungen wird von einer ansteigenden Selbstfinanzie-
rungsquote bis etwa ein Drittel ausgegangen - so 
auch beim RWI -, die sich vor allen Dingen durch ein 
gestiegenes Wachstum erklärt. Ich glaube in der Tat: 
Wenn wir den Mut zu einer solch umfassenden Redu-
zierung der Steuersätze hätten, dann würden diejeni-
gen Millionäre, über die Sie sich zum Teil beklagt 
haben, sie würden keine Steuern zahlen, eher bereit 
sein, in Deutschland den Höchststeuersatz zu zahlen, 
als bisher. 

Ich setze darauf, daß durch eine verbesserte 
Steuerstruktur auch der Erklärungspflicht stärker  

nachgekommen wird und wir keine Negativentwick-
lung, sondern, im Gegenteil, sogar eine Positivent-
wicklung bei der Einkommensteuer bekommen wer-
den. 

Das sind Dinge, die sich nicht in Mark und Pfennig 
ausrechnen lassen, die sich aber in anderen Ländern 
bewährt haben. Ich verstehe eigentlich nicht, warum 
die Erfahrungen in anderen Ländern, unabhängig 
davon, ob dort  Konservative, Liberale oder Sozialde-
mokraten regieren, im Deutschen Bundestag von 
Ihrer Seite so selten als Beispiel, als Kooperationsmo-
dell herangezogen werden. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Dr. Barbara Hendricks (SPD): Ich will auf diesen 
immer wiederkehrenden Vorwurf nicht näher einge-
hen. Es gibt aber Länder, in denen bezüglich einer 
Kooperation anders verfahren wird, nicht mit der 
Brechstange und nicht nach dem Motto „Koste es, 
was es wolle". Das hochgelobte Beispiel der Nieder-
lande sieht anders aus. Und es liegt an Ihnen, daß es 
hier eben nicht funktioniert, nicht so wie in den Nie-
derlanden. 

Jetzt noch eine Zusatzfrage zu den Zahlen, die 
Sie gerade genannt haben. Sie haben Ihre Aufrech-
nung gemacht und geschlußfolgert - ich zitiere Ihre 
Worte -: Und da sind wir schon bei den 30 oder 
32 Milliarden DM, von denen wir immer gesprochen 
haben. In Ihren weiteren Ausführungen haben Sie 
gesagt: 8 Milliarden DM durch die Senkung des Soli-
daritätszuschlages; 15 Milliarden DM durch eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer um einen Punkt. 
15 plus 8 sind nach meiner Rechnung 23. 32 besteht 
zwar aus denselben Ziffern wie 23. Sind Sie aber 
nicht mit mir der Auffassung, daß es für die Höhe 
einer Zahl nicht unwesentlich darauf ankommt, an 
welcher Stelle die Ziffern stehen? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Jedenfalls dürfte Ihnen bekannt sein, daß die Ziffer 
für den Soli allein beim Bund und nicht bei den Län-
dern steht. Darum dürfen Sie Ihr Klagelied nicht für 
die Länder anstimmen; die Länder sind davon nicht 
berührt. Ich sage es noch einmal: Dies ist bereits im 
Finanzplan des Bundes enthalten. Darum ändert Ihre 
letzte Bemerkung überhaupt nichts an dem, was ich 
vorher zu der Zahlenaddition gesagt habe. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Jetzt ist der Kol-
lege Seiffert an der Reihe. 

Heinz-Georg Seiffert (CDU/CSU): Herr Minister, 
diese Woche ist die Gewerbekapitalsteuer aktuell. 
Demnächst steht der 15. Mai, der zweite Vorauszah-
lungstermin in diesem Jahr für die Gewerbekapital-
steuer, an. 

Deshalb meine Frage: Können Sie sich vorstellen, 
daß die Kommunen vor allem in den neuen Bundes-
ländern zum 15. Mai rechtssichere Vorauszahlungs-
bescheide erlassen können - und dazu sind sie ver- 
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pflichtet -, wenn jetzt die Abschaffung der Gewerbe-
kapitalsteuer abgelehnt wird? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Es gibt dazu aus den Ländern unterschiedliche Mit-
teilungen. Einige Länder sagen, sie seien dazu nicht 
in der Lage; andere wollen das tun. 

Es wäre jedenfalls das falsche Signal für die Inve-
stitionen und das falsche Signal auch für die Be-
triebe, die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer 
abzulehnen - das vor allen Dingen deswegen, weil 
unsere Auffassungen bei den großen Punkten, wie 
ich meine, relativ nahe beieinander liegen. 

Über die grundsätzliche Absicherung des Anteils 
der Umsatzsteuer für die Kommunen, im Grundge-
setz fixiert, gibt es keinen Streit. Auch was die Er-
tragshoheit anbelangt, sind wir bereit, eine Formulie-
rung im Grundgesetz zu akzeptieren, die die Ertrags-
hoheit der Kommunen für die verbleibende Gewer-
beertragsteuer gewährleistet. 

Was die Beteiligung der Kommunen anbelangt, ha-
ben wir über die entsprechende Aufteilung viele Ge-
spräche auch mit den kommunalen Spitzenverbän-
den geführt. Die kommunalen Spitzenverbände ha-
ben 2,3 Prozent verlangt; das entspricht einem Anteil 
von etwa 11 Prozent am gesamten Gewerbesteuer-
aufkommen. Wir hatten ursprünglich 1,9 Prozent an-
geboten. Wir waren bereit, das Angebot auf 2,1 Pro-
zent zu erhöhen, und sind den Kommunen damit, 
glaube ich, sehr entgegengekommen. 

Wenn man weiß, daß die Mehrwertsteuer, die eine 
relativ konjunkturunabhängige Steuer ist, in abseh-
barer Zeit wahrscheinlich nicht sinken wird, weiß 
man meiner Meinung nach auch, daß das mit einer 
qualitativen Verbesserung der kommunalen Finanz-
ausstattung verbunden ist. Warum man einem sol-
chen Gesetzentwurf jetzt, um dieser Unsicherheit in 
den neuen Bundesländern entgegenzuwirken, nicht 
zustimmt, kann ich nicht verstehen. 

(Joachim Poß [SPD]): Wir wollten die Aus

-

setzung!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Mir liegen noch 
eine ganze Reihe von Fragen vor. Ich werde die Be-
fragung der Bundesregierung deshalb um 15 Minu-
ten verlängern. Für die Fragestunde gibt es nicht so 
viele Fragen. 

Jetzt ist die Kollegin Heyne an der Reihe. 

Kristin Heyne (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Minister, Ihr Einkommensteuerreformmodell wirkt 
auf den ersten Blick so, als ob es fast alle begünstigt -
vor allen Dingen, wenn man Einzelfallbeispiele er-
rechnet. Sie selber haben aber eingeräumt, daß es 
eine erhebliche Lücke in der Gegenfinanzierung gibt 
und daß eine Umverteilung auf Verbrauchsteuern 
notwendig sein wird. Ich möchte gerne wissen: In-
wieweit stellen sich, wenn man das gesamte Steuer-
paket nimmt - Einkommensteuer und Anhebung der 
Verbrauchsteuern -, Bezieher niedriger Einkommen 
möglicherweise schlechter als heute? 

Wenn es sich erweisen sollte, daß die Eigenfinan-
zierung geringer ausfällt, als Sie heute hoffen, Sie 
also noch größere Anteile an Gegenfinanzierung auf-
tun müssen - entweder über die Verbrauchsteuer 
oder über Einsparungen -, geraten Sie dann nicht in 
die Gefahr, daß Sie Ihre Steuerreform gerade von 
den Beziehern niedriger Einkommen oder unterer 
und mittlerer Einkommen finanzieren lassen? Wenn 
sich das herausstellen sollte: Welche Maßnahmen 
werden Sie ergreifen? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Ich glaube, Frau Kollegin Heyne, daß heute unbe-
stritten ist, daß die Umsatzsteuer - vor allen Dingen 
angesichts des ermäßigten Steuersatzes - keine Um-
verteilungssteuer mehr ist. Auch bei einer Erhöhung 
ist sie sozial sehr ausgewogen und wirkt symme-
trisch. 

Natürlich haben wir auch ausgerechnet, was auf 
Kleinverdiener, Fami lien mit mehreren Kindern an 
Belastung zukäme, wenn wir die Umsatzsteuer er-
höhten. Diese Belastung hält sich in einem sehr be-
scheidenen Rahmen und ist unterproportional zu der 
Belastung, die sich für Besserverdienende aus einer 
Erhöhung der Umsatzsteuer und einer Beibehaltung 
des ermäßigten Steuersatzes ergibt. Längst ist die 
Umsatzsteuer nicht mehr - wie in den 50er oder 60er 
Jahren - eine Umverteilungssteuer zu Lasten der Fa-
milien mit mehreren Kindern. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? - 
Bitte. 

Kristin Heyne (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
bin erstaunt, daß Sie meinen, eine Progression, wie 
wir sie bei der Einkommensteuer haben, sei bei der 
Umsatzsteuer möglich. Weil der Steuersatz für jeden 
gleich ist, ist die Belastung der Bezieher niedriger 
Einkommen natürlich höher. 

Sie haben meine Frage leider nicht beantwortet. 
Falls die Eigenfinanzierung nicht in dem Maße aus-
fällt, wie Sie sich das erhoffen: Welche Maßnahmen 
werden Sie ergreifen, um die Bezieher geringer Ein-
kommen zu schützen? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Ich glaube, Frau Kollegin, Sie haben nicht verstan-
den, was ich vorhin gesagt habe. Wenn der ermä-
ßigte Steuersatz bleibt, werden die Preise für die Gü-
ter des täglichen Lebens, die für die Fami lien mit 
mehreren Kindern von besonderer Bedeutung sind, 
nicht erhöht, während andere Dinge, die stärker kon-
sumiert werden, einer höheren Umsatzbesteuerung 
unterliegen. 

Alle Erfahrungen zeigen - das bestätigen auch so-
zialdemokratische Finanzminister -, daß die Umver-
teilungsgesichtspunkte im Rahmen einer Erhöhung 
der Umsatzsteuer, die Sie ansprechen und die auch 
früher schon angesprochen worden sind, heute nicht 
mehr zutreffen. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Jetzt Herr Kol-
lege Professor Dr. Pfaff. 

Dr. Martin Pfaff (SPD): Herr Bundesminister, stim-
men Sie zu, daß die Investitions- und Arbeitsplatz-
effekte einer Senkung der Lohnnebenkosten von den 
meisten empirisch arbeitenden Wissenschaftlern, 
auch von den Finanzwissenschaftlern - Sinn, Jacobs, 
das ZEW usw. - als sehr viel höher eingeschätzt wer-
den als die in relativ geringem Umfang erwarteten 
Beschäftigungseffekte des Steuerpaketes, das Sie 
vorgelegt haben? 

Stimmen Sie zu, daß die Erhöhung der Verbrauch-
steuern bei stagnierender Binnennachfrage ein f al

-sches Signal für die Konsumenten und Gift für die 
Konjunktur ist? 

Stimmen Sie zu, daß die internationale, die ameri-
kanische Erfahrung, die Sie angesprochen haben, 
zeigt, daß die Selbstfinanzierungseffekte, die durch-
aus denkbar und möglich sind, nach fünf Jahren ein-
setzen und nach zehn Jahren aussetzen? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Ich teile Ihre Meinung, was die Umfinanzierung der 
Lohnnebenkosten anbelangt, nicht. Der Sachverstän-
digenrat hat sich in seinem Gutachten sehr kritisch 
damit auseinandergesetzt. Eine gewisse Umfinanzie-
rung von Lohnnebenkosten ist, meine ich, dann ver-
tretbar, wenn dies im Zusammenhang mit einer 
Strukturreform der sozialen Sicherungssysteme steht. 
Sonst bestünde nämlich die Gefahr oder die Wahr-
scheinlichkeit, daß jedes Jahr aufs neue die gestiege-
nen Sozialkosten Mehrwertsteuer-, Mineralölsteuer- 
oder andere Steuererhöhungen bedingte. Darum ist 
beides unabdingbar miteinander verzahnt. 

Die Vorstellungen der SPD, was die Umfinanzie-
rung der Lohnnebenkosten anbelangt, führen zu ei-
ner Senkung der Lohnkosten insgesamt von etwa 
1 Prozent. In der Situation, in der wir uns befinden, in 
der weltweit nicht ein Nachfragemangel besteht, ist 
die entscheidende Frage, ob wir bei den Produkti-
onskosten gegenüber den anderen Ländern mithal-
ten können, und liegt, wie ich meine, der Haupt-
punkt in der Senkung ebendieser Produktionskosten. 
Dabei sind die Lohnnebenkosten ein Faktor, die 
Lohnkosten als Ganzes ein größerer und Abgaben 
und Steuern neben anderen Ausgaben der dritte, 
ganz entscheidende Faktor. 

Diesen Gesamtzusammenhang herzustellen müßte 
das Entscheidende sein und nicht einen Punkt her-
auszunehmen, ihn zu isolieren und ihn hier unabhän-
gig von Strukturreformen und der notwendigen Sen-
kung der Steuersätze anzuführen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Dr. Martin Pfaff  (SPD): Trifft es nicht zu, daß diese 
Senkung um 1 Prozent, die Sie angesprochen haben, 
im White book von Jacques Delors, also von der 
Europäischen Union, ebenfalls als Maßnahme emp-
fohlen wird und diese Forderung von unserer Seite 
im wesentlichen übernommen wurde und daß zum  

zweiten die Umfinanzierung zur Senkung der Lohn-
nebenkosten nicht zwingenderweise weitere Refor-
men, die die Ausgabendynamik zum Beispiel in der 
gesetzlichen Krankenversicherung oder vielleicht die 
korrekte Finanzierung der gesamtgesellschaftlichen 
Aufgaben in der Rentenversicherung - ich denke an 
die über 10 Milliarden DM durch das Fremdrenten-
gesetz, die 400 Millionen DM durch das SED-Un-
rechtsbereinigungsgesetz oder die 4 Milliarden DM 
Auffüllbeträge Ost - betreffen, verhindert? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Richtig ist, Herr Professor Pfaff, daß über die Frage 
der Lohnnebenkosten und ihrer Umfinanzierung 
über höhere Energiesteuern oder was auch immer in 
Europa seit Jahren diskutiert wird. Wir waren auch 
immer der Meinung, daß dies im europäischen Zu-
sammenhang erfolgen müsse, weil wir vor allem in 
Grenzgebieten keine einseitige Erhöhung der Ener-
giekosten hinnehmen sollten, die dann möglicher-
weise im angrenzenden Land, zum Beispiel in Frank-
reich, nicht nachvollzogen würde. 

Mit einer Umfinanzierung muß dringend eine 
Strukturreform unter Berücksichtigung der demogra-
phischen Komponente und eine Reduzierung der Ko-
stendynamik verbunden sein. Eine isolierte Umfinan-
zierung nähme den Druck weg. Bisher habe ich aus 
den Kreisen der Sozialdemokratie immer gehört, dies 
müsse miteinander verbunden werden. Wer dies 
nicht tut und den Druck wegnimmt, macht die indi-
rekten Steuern zu einer Reservekasse, die dann mög-
licherweise in immer kürzeren Abständen hergenom-
men würde, ohne daß eine entscheidende Reform 
stattfände und ohne daß damit eine Senkung der 
Staatsquote, eine Senkung der Steuer- und Abga-
benquote verbunden wäre. Man muß sich auch über 
die Auswirkungen bezüglich der Verteilungsgerech-
tigkeit unterhalten, was die Bevölkerungsschichten 
anbelangt, die keine Entlastung bei ihren Versiche-
rungsbeiträgen erfahren. Darüber ist, wie ich meine, 
noch nicht zureichend nachgedacht worden. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das ist unpopulär! 
Deswegen hat die SPD es sich anders über-

legt!) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Jetzt der Kollege 
Selle. 

Johannes Selle (CDU/CSU): Herr Minister, die Re-
formvorhaben, die anstehen, werden ja unternom-
men, um etwas für den Wi rtschaftsstandort Deutsch-
land zu tun. Wir brauchen ein einfacheres und ge-
rechteres Steuersystem; aber wir stehen auch im 
Wettbewerb mit den Steuersystemen der anderen 
Länder. Wie verändert sich die Stellung Deutsch-
lands im Wettbewerb, wenn die Steuerreform durch-
kommen sollte, und wie beeinflußt die Erhöhung der 
Kaufkraft die Stellung Deutschlands im Wettbewerb? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Mit einer solchen Reform lägen wir im guten Mittel-
feld der konkurrierenden Industrieländer, während 
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diese jetzt mit zum Teil wesentlich geringeren Steu-
ersätzen aufwarten. 

Wir in Deutschland sind insofern noch in einer Son-
dersituation, als rund 90 Prozent der Bet riebe nicht in 
der Rechtsform der Aktiengesellschaft firmieren. Wir 
sind es dem Mittelstand, dem Handwerk und vielen 
anderen schuldig - im Gegensatz zu anderen Gesell-
schaftsformen haften diese Unternehmer persönlich 
in vollem Umfang -, daß deren gewerbliche Ein-
künfte nicht schlechtergestellt sind als zum Beispiel 
die der Aktiengesellschaften. Daraus resultiert, wie 
ich meine, eine Pflicht zur Rechtsformneutralität 
auch bei der Besteuerung gewerblicher Einkünfte 
und bei der Höhe des Körperschaftsteuersatzes. 

In bezug auf die Steuersätze stehen wir dann in ei-
nem guten Wettbewerbsverhältnis. Aber man muß 
auch über die anderen Punkte nachdenken: Er-
schweren wir die Investitionen, indem wir die Ab-
schreibungsbedingungen über Gebühr verschlech-
tern? Natürlich ist die Reduzierung der degressiven 
Abschreibung für die Investitionstätigkeit eine harte 
Nuß. Aber mit Steuersätzen von etwa 25 bis 35 Pro-
zent befinden wir uns dann immer noch im Mittelfeld 
der konkurrierenden Industrienationen. 

Man muß beachten: Abschreibungen bedeuten im-
mer Liquidität, während der Wegfall bzw. die Redu-
zierung von Steuern Ersparnis, damit mehr Eigenka-
pitalbildung und eine erhöhte Investitionsbildung 
bedeuten. Insofern ist das für die Investitionen der 
Zukunft, für den Wi rtschaftsstandort Deutschland 
mit Sicherheit der richtige Weg. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schild. 

Horst Schild (SPD): Herr Bundesminister, welche 
Überlegungen haben dazu geführt, daß die Leibren-
ten aus der gesetzlichen Rentenversicherung nun-
mehr - abweichend von der bisherigen Besteuerung 
nach Ertragsanteilen - grundsätzlich zu 50 Prozent 
versteuert werden sollen? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Erstens zwei Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts - aus den Jahren 1980 und 1992 -, die 
eine Harmonisierung der Besteuerung der Renten, 
Pensionen und Erwerbseinkommen angemahnt ha-
ben. 

Zweitens. Jedesmal wenn der Grundfreibetrag er-
höht wird, führt dies im Bereich der gesetzlichen 
Renten zu einer Freibetragswirkung, die mindestens 
um das Dreifache erhöht ist. Das kann auf die Dauer 
mit Sicherheit nicht verfassungskonform sein. Mit 
der Systematik, die wir jetzt anbieten, erreichen wir 
im Grunde wieder das Maß der Besteuerung vor dem 
Jahressteuergesetz 1996. 

Drittens. Wenn man berücksichtigt, daß der Anteil 
des Arbeitgebers von der Steuer freigestellt wird, 
dann, so meine ich, ist es auch systematisch richtig, 
etwa die Hälfte zu besteuern. Demgegenüber 
brachte die Besteuerung nach dem Ertragsanteil ein 
eher zufälliges Ergebnis. 

Ein Letztes: Auch die horizontale Gerechtigkeit ist 
gewährleistet, wenn künftig Sozialrenten von Allein-
stehenden bis zu etwa 2 600 DM, von Verheirateten 
bis zu etwa 5 200 DM nicht mit einer Mark versteuert 
werden müssen. Erst darüber hinausgehende Be-
träge werden sehr bescheiden, mit einem Eingangs-
steuersatz von 15 Prozent, besteuert. Das ist auch sy-
stematisch gerechtfertigt. 

Ich hielte es für besser, Herr Kollege, wenn wir zu 
einer gemeinsamen Überzeugung kämen, um so et-
was zu verwirklichen, als uns in absehbarer Zeit vom 
Bundesverfassungsgericht sagen lassen zu müssen, 
daß dies nicht mehr verfassungskonform sei und an-
ders geregelt werden müsse. 

Ich darf Ihnen zu Ihrer Beruhigung noch sagen, 
daß ein maßgeblicher Finanzpolitiker Ihrer Partei, 
dem ich diese Systematik vorgetragen habe, geant-
wortet hat: Das alles stimmt; dem stehen aber Partei-
beschlüsse entgegen. Ich bin gerne bereit, Ihnen den 
Namen des Kollegen später zu nennen, den ich, weil 
ich den Kollegen keiner Verfolgung unterziehen las-
sen möchte, jetzt in diesem Zusammenhang nicht er-
wähnen kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage, bitte. - Wir sind jetzt zwar schon über die 
15 Minuten hinaus; aber ich lasse die Fragen zu. 

Horst Schild (SPD): Herr Minister, wäre dieses vor 
allen Dingen durch das Bundesverfassungsgericht 
vorgegebene Erfordernis nicht auch zu realisieren 
gewesen, wenn man dem Vorschlag der Bareis-Kom-
mission zur steuerlichen Behandlung der Altersein-
künfte gefolgt wäre? Hätte dieser Vorschlag nicht 
den Charme gehabt, der gleichen steuerlichen Be-
handlung aller Altersvorsorgesysteme Rechnung zu 
tragen? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Sie haben natürlich recht: Wenn Sie die Vorschläge 
der Bareis-Kommission voll verwirklichten und zum 
vollen Korrespondenzprinzip kämen, dann stellten 
Sie sozusagen die volle steuersystematische Gerech-
tigkeit her. Nur, wenn Sie jetzt alle Beiträge abzugs-
fähig machten und alle Renten, die erst später entste-
hen, der Besteuerung unterziehen wollten, dann kä-
men Sie zu Einnahmeausfällen für die öffentliche 
Hand, die weit über das hinausgehen würden, was 
die Vorredner Ihrer Fraktion zum Ausdruck gebracht 
haben. Insofern halte ich das pa rtielle Korrespon-
denzprinzip, wie wir es angewandt haben, für prag-
matisch. Letztlich ist dies auch von der Wissenschaft 
in diesem Bereich als eine mögliche Lösung akzep-
tiert worden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Jetzt der Kollege 
Seiffert. 

Heinz-Georg Seifert  (CDU/CSU): Herr Minister, 
zumindest bis unsere konkreten Vorschläge zur Steu-
erreform auf dem Tisch gelegen haben, war man sich 
im ganzen Hause einig, daß unser Steuerrecht kom-
pliziert, undurchschaubar und daher ungerecht ist. 
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Könnten Sie darlegen, wie die Verbreiterung der Be-
messungsgrundlage zu einem gerechteren Steuersy-
stem führt? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Das wird sich, Herr Kollege, bereits beim Steuerge-
setz zeigen, das nicht mehr ein endloses Buchstaben-
werk ist. Schon dies ist ein Vorteil. Man muß sich ein-
mal vorstellen, daß unser gegenwärtig geltendes Ein-
kommensteuergesetz letztlich aus dem Jahre 1934 
stammt. 

Zwei weitere Dinge sind bereits vorher passiert. 
Der Wegfall der Vermögensteuer entlastet die Steuer-
verwaltungen von einer der aufwendigsten Steuer-
formen. Wir haben zuvor auch den sehr arbeitsinten-
siven § 6 b, der die Eigenheimförderung betrifft, 
ebenfalls vernünftig, wie ich meine, gestaltet. 

(Otto Reschke [SPD]: 7 b!) 

- Entschuldigung, natürlich. 

Dies in Verbindung mit einem neuen Einkommen-
steuerrecht - mit dem Wegfall von vielen Vergünsti-
gungen und Ausnahmetatbeständen - gibt in der Tat 
die Möglichkeit auch für die Steuerverwaltung, zu 
Einsparungen zu kommen oder sich in diesem Be-
reich verstärkt dem zu widmen, was ebenfalls sehr 
wichtig wäre, nämlich regelmäßige und vernünftige 
Betriebsprüfungen. 

(Otto Reschke [SPD]: 6 b war der Flick

-

Paragraph, Herr Minister! - Gegenruf des 
Bundesministers Dr. Theodor Waigel: Hat 
mich nie betroffen! Aber meine Vorgänger 
aus Ihren Reihen hatten damit Probleme!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Ilte, bitte. 

Wolfgang Ilte (SPD): Herr Minister, Sie haben auf 
die Fragen der Kollegen Schindler und Seiffert heute 
zur Gewerbekapitalsteuer geantwortet. Ihre Antwor-
ten haben mich etwas stutzig gemacht. Ich habe in 
diesem Zusammenhang noch eine Frage. Ist mein 
Eindruck richtig, daß, entsprechend dem Finanz-
tableau des Gesetzentwurfes, der gegenwärtig im 
Bundesrat behandelt wird, in Ostdeutschland eine 
geschätzte Belastung der Unternehmen von 400 bis 
500 Millionen DM entstehen würde und die Gegen-
finanzierung dieser Maßnahme laut Finanztableau 
des Gesetzentwurfes mit 1 bis 1,1 Milliarden DM 
durch Absenkung der degressiven AfA im Osten 
erfolgen wird? Die Auswirkungen werden in Ost-
deutschland in den nächsten vier bis zwölf Jahren - 
das ist sicherlich richtig - zu spüren sein. 

Da drängt sich mir die Frage auf, ob man es so se-
hen kann, daß die ostdeutschen Unternehmen durch 
Ihren Gesetzentwurf mit zirka netto 500 bis 600 Mil-
lionen DM die Abschaffung der Gewerbekapital-
steuer im Westen zu bezahlen haben. Ist dies das in-
vestitionsfreundliche Klima in Ostdeutschland? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Ich entnehme Ihren Worten, daß Sie ebenfalls von ei-

ner unzumutbaren Belastung für die Bet riebe im 
Osten ausgehen. Das war für uns immer der Grund, 
alles daran zu setzen, daß die Gewerbekapitalsteuer 
dort  nicht erhoben werden muß. 

Was nun die Ausfälle der Einnahmen auf Grund 
der Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer anbe-
langt, ist zu sagen: Wir haben die Belastung, die auf 
die Kommunen zukäme, immer dargestellt. 

Was die Absenkung der degressiven Abschreibung 
anbelangt - ich kann die finanziellen Auswirkungen 
für den Osten nicht quantifizieren -, ist zu sagen: Wir 
sind bereit, den Kommunen im Osten in einem Ver-
mittlungsverfahren noch weiter entgegenzukommen, 
um damit die schwierige Situation des Jahres 1997 zu 
bewältigen. Wie ich aber informiert bin, ist kein Mi-
nisterpräsident im Osten über die Einführung der 
Gewerbekapitalsteuer, wenn sie denn käme, glück-
lich. Der eine oder andere Finanzminister bzw. die 
eine oder andere Finanzministerin mag das vorder-
gründig vielleicht ganz gerne in Angriff nehmen wol-
len. Strukturell wäre dies aber ein Nachteil. 

Bezüglich der anderen Punkte, die die konkreten 
Auswirkungen anbelangen, bin ich gerne bereit, Ih-
nen genauere Informationen zuzuleiten. Ich kann Ih-
nen dies jetzt nicht aus dem Kopf bestätigen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? - 
Bitte. 

Wolfgang Ilte (SPD): Meine Frage drehte sich nicht 
um die Situation der Kommunen, sondern um die der 
Betriebe. Denn es drängt sich mir der Eindruck auf, 
daß entsprechend dem Finanztableau des Gesetzent-
wurfes, wenn er denn beschlossen wird, die Abschaf-
fung der Gewerbekapitalsteuer im Westen künftig 
durch Ostbetriebe finanziert werden soll. Herr Mi-
nister, ich möchte darum bitten, mir Informationen 
darüber schriftlich zuzuleiten. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Ja, das werde ich tun. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann beende ich 
an dieser Stelle die Befragung der Bundesregierung, 
also Tagesordnungspunkt 1. Die 22 Minuten, die wir 
im Rahmen der Regierungsbefragung überzogen ha-
ben, werden bei der Zeit, die für die Fragestunde zur 
Verfügung steht, abgezogen werden. 

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde (2 Stunden) 

- Drucksache 13/7454 - 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums der Justiz auf. Die Frage 1 wird schriftlich be-
antwortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung auf. Die Frage 2 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 
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Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums der Verteidigung auf. Auch die Frage 3 wird 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Dann rufe ich jetzt den Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau auf. Herr Bundesminister Dr. Klaus Töpfer 
ist anwesend. 

Ich rufe die Frage 4 des Kollegen Otto Reschke auf: 

Wie groß wird die geplante Hauptnutzfläche des Schürmann

-

Baus nach seiner Fertigstellung im Jahre 2001 sein, und wie groß 
ist der Raumbedarf der „Deutschen Welle" im Schürmann-Bau 
bei volldigitalisiertem Sendebetrieb? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege 
Reschke, ich darf Ihre Frage wie folgt beantworten: 
Nach derzeitigem Planungsstand beträgt die nachge-
wiesene Hauptnutzfläche in den Neubauten an der 
Kurt-Schumacher-Straße ohne die Bauten auf dem 
für die Deutsche Post AG vorgesehenen Teilgrund-
stück 33 250 Quadratmeter. Sie entspricht damit ex-
akt dem genehmigten Raumbedarf der Deutschen 
Welle. Die Digitalisierung des Sendebetriebes ist da-
bei in vollem Umfang berücksichtigt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? - 
Bitte. 

Otto Reschke (SPD): Bei der Frage der Nutzung 
durch die Deutsche Welle spielt natürlich die Weiter-
bauplanung, die von bestimmten Raumanforderun-
gen der Deutschen Welle und dem im Schürmann-
Bau zur Verfügung stehenden Raumangebot ausge-
hen muß, eine entscheidende Rolle. 

Zunächst einmal möchte ich daher die Zusatzfrage 
stellen: Plant der Architekt Schürmann - das Büro 
Schürmann & Partner - zur Zeit überhaupt den Wei-
terbau der Hochbauten? Hat er wirklich einen Ver-
trag, die Weiterbauplanung zu betreiben? 

Der Bauminister erklärte nämlich hier in diesem 
Hause im Rahmen der Fragestunde am 12. März die-
ses Jahres, daß eine grundsätzliche Einigung erzielt 
worden sei. Vor dem Hintergrund Ihrer Angaben 
zum Bezugstermin und der Notwendigkeiten auf 
Grund des Druckes der Deutschen Welle haben Sie, 
Herr Minister, damit den Eindruck erweckt, der Ver-
trag bestehe und die Planung habe begonnen. 

Wenn kein Vertrag besteht, dann hielte ich es für 
eine grobe Täuschung des Parlaments, wenn Sie uns 
damals nicht offen gesagt haben, daß es bei den Ver-
handlungen bezüglich Planung und ähnlicher Dinge 
Schwierigkeiten gibt. Gibt es also einen Vertrag? 
Plant Schürmann weiter? Ist eine schriftliche Eini-
gung erzielt worden, um das Raumprogramm tat-
sächlich auch planerisch umzusetzen? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege 
Reschke, zunächst einmal bin ich geradezu dankbar, 
daß Sie diese Frage noch einmal aufgreifen. Es wäre 
aber vielleicht sinnvoller gewesen, wenn man diese 

Frage erst hier erörtert und nicht am Tage zuvor die 
in der Frage enthaltenen falschen Behauptungen in 
Pressemeldungen veröffentlicht hätte. 

Dies vorausgeschickt, möchte ich folgendes noch 
einmal sagen: Ich habe in diesem Hause eindeutig 
und klar - ich habe das Protokoll vorliegen - gesagt, 
daß in der Zwischenzeit eine grundsätzliche Eini-
gung - auch über den Architektenvertrag - erzielt 
worden ist. Mir liegt vom gestrigen Tag ein Schrei-
ben des Architekturbüros Schürmann vor - wir ha-
ben natürlich noch einzelne Teilbereiche zu erörtern, 
weil wir die Interessen des Bundes wahrzunehmen 
haben; auch daran sollten Sie vielleicht denken -, in 
dem abschließend gesagt wird: 

Da die von uns angeführten Punkte nichts Neues 
enthalten, sollte es möglich sein, sich darüber 
kurzfristig zu verständigen. Die erforderliche Ba-
sis für die Weiterarbeit scheint ja im wesentlichen 
gefunden. 

Dies ist eine grundsätzliche Einigung, die mir 
schriftlich noch einmal bestätigt worden ist. Ich habe 
in diesem Hohen Hause also das gesagt, was Sach-
stand war. Sie hätten damals die Gelegenheit gehabt 
nachzufragen. Ich gehe davon aus, daß Sie den Sach-
verhalt genauso interpretiert haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Otto Reschke (SPD): Wenn Sie gestatten, Herr Prä-
sident, möchte ich noch folgendes anmerken. Meine 
Äußerung bezieht sich auf einen Be richt im „Kölner 
Stadt-Anzeiger" . Do rt  war zu lesen, daß der Archi-
tekt keinen Vertrag hat und daß dem Architekten 
Fehlplanung vorgeworfen wird. Bei meiner Äuße-
rung handelt es sich also um ein Zitat, Herr Minister. 

Meine zweite Zusatzfrage bezieht sich darauf, ob 
denn der Nutzer, die Deutsche Welle, überhaupt 
nach Bonn kommt. Herr Minister, ich stelle diese pro-
vokative Frage, obwohl ich keinen Zweifel aufkom-
men lassen möchte, daß ich das gerne wünsche. 
Wenn ich richtig mitgeschrieben habe, sprachen Sie 
eben von einer Fläche von 33 250 Quadratmetern. 

Der Bauminister hat gestern erklärt, - - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege, ich 
muß Sie einmal unterbrechen. Das Verhältnis von 
Frage zu Zusatzbemerkungen beträgt in Ihrem Fall 1 
zu 4. Es soll in einer Fragestunde aber genau umge-
kehrt sein. Sie müssen zur Frage kommen. Die Fra-
gen sollen kurz, präzise und möglichst ohne Zusatz-
bemerkungen sein. 

Otto Reschke (SPD): Meine Zusatzfrage lautet: 
Wann genau wird die Prüfung der Alternativstand-
orte abgeschlossen sein und sich das Kabinett mit 
dem Ergebnis befassen? Ihre Pressesprecherin sprach 
von den nächsten Wochen. 

Vor dem Hintergrund, daß die Weiterbauplanung 
mit einem klaren Raumprogramm und mit klaren In-
halten betrieben werden muß - beispielsweise soll 
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der Fernsehbereich nach Berlin gehen -, frage ich: 
Wann ist die Entscheidung des Kabinetts zu erwar-
ten? Warum muß das Kabinett überhaupt neu ent-
scheiden, da Sie immer wieder betonen, daß der Be-
schluß über den Umzug der Deutschen Welle von 
Köln nach Bonn am 11. Oktober 1995 gefaßt wurde? 
Oder geht es doch woandershin? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Zunächst noch ein-
mal zu der Frage der Planungsleistungen des Archi-
tekturbüros. Es sind zwei Teilbereiche - auch das 
hatte ich das letzte Mal bereits vorgetragen - zu un-
terscheiden. 

Erstens: die Sanierungsplanung. Diese ist vom Ar-
chitekturbüro Schürmann bis einschließlich der Lei-
stungsphase 4 der HOAI vorgelegt worden. Diese ist 
Grundlage des Zustimmungsverfahrens. Nebenbei 
bemerkt, Herr Kollege Reschke: Diese ist auch vom 
Regierungspräsidenten, entgegen Ihrer Erwartung, in 
der Zwischenzeit akzeptiert worden. Die Zustimmung 
ist erteilt worden. Diese Planung ist bis Phase 4 im Ar-
chitektenbüro Schürmann gelaufen und darüber hin-
aus abstimmungsgemäß Ingenieurbüro Obermeyer. 
Auch dies habe ich in der Öffentlichkeit so vertreten. 

Zweitens. Für den Weiterbau der Obergeschosse 
liegt bereits eine entsprechende Grundlagenermitt-
lung und Vorplanung des Architekturbüros Schür-
mann vor. Diese war bis einschließlich Phase 2 der 
HOAI Grundlage für die Kostenschätzung, die dann 
vom Haushaltsausschuß auf der Grundlage einer 
Decklung auf 480 Millionen DM vorgenommen wor-
den ist. Ich habe hier das letzte Mal schon vorgetra-
gen, daß es dringend notwendig ist, diese weiter zu 
überarbeiten. Wir haben eine Arbeitsgruppe einge-
richtet, um in der Frage der Einhaltung des Kosten-
ansatzes auf der sicheren Seite zu sein. Dies ist auch 
ein wichtiger Punkt im Zusammenhang mit der ab-
schließenden Gestaltung des Architektenvertrages. 
Ich gehe davon aus, daß Sie diese Punkte genauso 
werten und würdigen. 

Ich kann noch einmal unterstreichen, was Sie 
schon in Ihrer Zusatzfrage angesprochen haben. Das 
Kabinett hat im Oktober 1995 den Beschluß gefaßt, 
in dem fertiggestellten Schürmann-Bau die Deutsche 
Welle unterzubringen. Dies ist vom Haushaltsaus-
schuß im Jahre 1996 bestätigt worden. Der Beschluß 
ist nicht revidiert worden. 

Ich habe das letzte Mal bereits darauf hingewie-
sen, daß es in Kenntnis des Urteils des Bundesar-
beitsgerichtes hinsichtlich der Asbestbelastung not-
wendig war, kurzfristig nach nutzbaren Alternativen 
zu suchen. Die Suche ist jetzt abgeschlossen. Die Al-
ternativen werden abschließend ausgewertet und 
dann dem Kabinett vorgelegt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 5 des Kollegen Reschke auf: 

Wie viele Quadratmeter Hauptnutzfläche gehen durch Rück-
baumaßnahmen am Schürmann-Bau im Zuge der Ende April be-
ginnenden Sanierung gegenüber der ursprünglichen Planung 
verloren, und ist geplant, im Rahmen des Weiterbaus weitere 
Gebäudeteile abzureißen? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! 
Herr Kollege Reschke, ich beantworte Ihre Frage wie 
folgt: 

Durch Rückbaumaßnahmen im Zuge der Sanie-
rung geht keine Hauptnutzfläche verloren. Im Rah-
men der Sanierung und des Weiterbaus ist geplant, 
das stark geschädigte Haus 2 abzubrechen und mit 
einer geringeren Gebäudetiefe und einer optimierten 
Grundrißstruktur neu zu errichten. Dadurch werden 
etwa 1 800 Quadratmeter Hauptnutzfläche hinzuge-
wonnen. 

Es ist ferner geplant, die stark geschädigte dreige-
schossige neue Tiefgarage abzubrechen und aus 
wirtschaftlichen Gründen durch eine neue zweige-
schossige Tiefgarage zu ersetzen. Durch den Entfall 
des 3. Untergeschosses gehen rund 9 300 Quadrat-
meter Nebennutzfläche verloren. Danach hatten Sie 
zwar nicht ausdrücklich gefragt, aber ich möchte es 
ergänzend erwähnen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Wenn Sie mir die Nebenbe-
merkung gestatten: Ich bedanke mich für die Ergän-
zung. 

Zusatzfrage: Trifft es zu, daß im Bauministerium 
wiederum über den vollständigen Abriß der zur De-
batte stehenden Hochbauten nachgedacht wird, und 
wann wird die Unterbringung der Deutschen Welle 
mit allen technischen Anforderungen im Schürmann-
Bau - sie ist bislang durch klare Planunterlagen noch 
nicht nachgewiesen - eindeutig nachgewiesen sein, 
Herr Minister? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Auch diese Frage, 
Herr Kollege Reschke, hatte ich Ihnen bereits beim 
letztenmal beantwortet. Sie wissen, daß der Umzugs-
zeitraum im Jahre 2000 beginnt und daß der Umzug 
bis 2001 abgeschlossen sein wird. Dies können Sie in 
den Antworten vom 12. März 1997 ganz genau nach-
lesen; ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Otto Reschke (SPD): Herr Minister, Sie haben eben 
als Raumprogramm 33 250 Quadratmeter angegeben. 
Stimmt dieses Raumprogramm? Die Fernsehabtei-
lung, die im Rahmen der Planung der Deutschen 
Welle ursprünglich komplett nach Bonn kommen 
sollte, soll nun nach Berlin verlagert werden. Stimmt 
diese Nutzflächenangabe noch, oder welche Auswir-
kungen hat die Verlagerung der Fernsehabteilung 
nach Berlin? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Interessant war, daß 
Sie mir soeben unterstellten, daß wir diese Fernseh-
abteilung nach Berlin verlagern. Ich darf darauf hin- 
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weisen, daß für diese Frage die Deutsche Welle und 
das Bundesministerium des Innern zuständig sind. 

(Otto Reschke [SPD]: Ich habe eine Frage 
an die Regierung gestellt!) 

Die 33 250 Quadratmeter beziehen sich auf die Ver-
lagerung der Deutschen Welle - inklusive des Fern-
sehbereiches, der gegenwärtig in Köln ist. Sie wissen 
aber sicherlich auch, Herr Kollege Reschke - das ha-
ben Sie auch mehrmals erläutert -, daß der größte 
Teilbereich des Fernsehens der Deutschen Welle be-
reits seit längerer Zeit mit insgesamt rund 400 Mitar-
beitern in Berlin ansässig ist. Ich bestätige Ihnen 
nachträglich noch einmal, daß dem so ist. Der Raum-
bedarf in Bonn bezieht sich exakt auf dieses eine 
Fernsehstudio aus Köln. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Keine Zusatz-
frage. Dann danke ich dem Herrn Bundesminister. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums des Innern auf. Zur Beantwortung ist Herr Par-
lamentarischer Staatssekretär Eduard Lintner anwe-
send. 

Die Fragen 6 und 7 werden schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 8 der Kollegin Annelie Bunten-
bach auf: 

Welche Gruppierungen und Einzelpersonen rufen nach 
Kenntnis der Bundesregierung zu dem Aufmarsch unter dem 
Motto „Arbeitsplätze zuerst für Deutsche" am 1. Mai 1997 in 
Leipzig auf, und wie bewe rtet die Bundesregierung den erneu-
ten Versuch der rechtsextremen „Nationaldemokratischen Par-
tei Deutschlands" (NPD) und der „Jungen Nationaldemokra-
ten" (JN), einen Aufmarsch durchzuführen, mit dem nach Vor-
stellungen des JN-Vorsitzenden Holger Apfel der „Erfolg von 
München" unterstrichen und ausgebaut werden soll, um nach 
einem weiteren Erfolg „Stück für Stück die Straße zurück" zu er-
kämpfen, hinsichtlich seiner Verfassungsschutzrelevanz einer 
Gefährdung der inneren Sicherheit (zit. nach Presseinformation 
des „Bündnis gegen Rechts", Leipzig, vom 24. März 1997)? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin Buntenbach, 
die Antwort lautet: Nationaldemokratische Pa rtei 
Deutschlands und Junge Nationaldemokraten rufen 
in Flugblättern und „Nationalen Info-Telefonen", 
wie sie es nennen, sowie im Internet zur Teilnahme 
an der 1.-Mai-Demonstration in Leipzig auf. Weitere 
öffentliche Aufrufe, insbesondere aus dem neonazi-
stischen Bereich, sind hier bislang nicht bekanntge-
worden. 

Die Bundesregierung nimmt mit Sorge zur Kennt-
nis, daß sich die NPD nach ihrer Großdemonstration 
am 1. März 1997 in München im Aufwind sieht. Bund 
und Länder sind aufgerufen, diesen Bestrebungen 
entschieden entgegenzutreten. Insbesondere die 
Länder sind gefordert, in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich die gesetzlichen Möglichkeiten des Versamm-
lungsrechts konsequent durchzusetzen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, wie bewe rtet denn die 

Bundesregierung den geplanten Aufmarsch im Hin-
blick auf einen Motivationsschub für die gewalttätige 
Neonaziszene und ihr Umfeld, die Forderung der 
NPD „Arbeitsplätze zuerst für Deutsche" auch durch 
Gewalt umzusetzen? Wir haben ja jetzt schon - das 
ist sehr besorgniserregend - vermehrt Überfälle etwa 
auf ausländische Bauarbeiter zu beobachten. Die 
Frage ist also, wie die Bundesregierung auf dieses 
Problemfeld reagieren wird. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin Buntenbach, zu-
nächst einmal habe ich bereits in der Antwort zum 
Ausdruck gebracht, daß wir mit Sorge zur Kenntnis 
nehmen, daß sich die entsprechenden Organisatio-
nen im Aufwind fühlen. Zu welchen Aktivitäten das 
letztlich führen wird, kann ich nicht voraussagen. 
Die Bundesregierung ist, soweit sie zuständig ist, ge-
wappnet. Zum anderen entfalten wir seit Jahr und 
Tag Aktivitäten, um vorbeugend gegen das Sich

-

Ausbreiten solcher Gedanken einzuschreiten und 
uns zu wehren. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nun zeigt sich gerade bei dieser Demonstration - das 
hat sich auch schon im Verfassungsschutzbericht 
1996 gezeigt -, daß sozial- und wirtschaftspolitische 
Themen im Mittelpunkt neonazistischer Agitationen 
im Jahr 1996 standen und offensichtlich auch weiter-
hin stehen werden. Dazu habe ich jetzt die Frage, 
wie die Bundesregierung verschiedene Äußerungen 
auch konservativer demokratischer Politiker bewer-
tet, in denen bereits länger hier lebende Migranten 
und Zuwanderer für die Arbeitslosigkeit verantwort-
lich gemacht werden, hinsichtlich genau der Gefahr, 
daß sich Neonazis auf diese Aussagen beziehen und 
dadurch ein politisches Klima entsteht, das dann, 
ähnlich wie 1992/93 in der Asyldebatte, ein gewisses 
öffentliches Verständnis für Gewalttaten gegen 
Migranten nahelegt und zur Motivation der Neonazi-
szene beitragen könnte. Welche Maßnahmen plant 
die Bundesregierung, um das politische Klima dem-
entsprechend zu verbessern? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin Buntenbach, den 
Ursachenzusammenhang, den Sie zu konstruieren 
versuchen, sehe ich überhaupt nicht. Daß ausländer-
rechtliche Themen natürlich insbesondere von neo-
nazistischen Gruppen immer wieder zur Polemik ge-
nutzt und für ihre Zwecke mißbraucht werden, steht 
außer Frage. Dafür gibt es zahlreiche Beispiele. Aber 
nun quasi in einer gedanklichen Volte zu dem Zu-
sammenhang zu kommen, den Sie hier unterstellen, 
das vermag ich nicht nachzuvollziehen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatzfrage 
der Kollegin Höll. 
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Dr. Barbara Höll (PDS): Herr Staatssekretär, wie 
bewerten Sie in diesem Zusammenhang den Vorfall 
von Freitag nacht um 21 Uhr, als fünf PDS-Mitglieder 
beim Kleben von Plakaten zum Aufruf zur Teilnahme 
an einer Demonstration des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes am 1. Mai von Rechtsextremisten 
überfallen wurden - sie waren durch Kleidung und 
Habitus eindeutig auszumachen -, die mit Fahrzeu-
gen Patrouille in der Stadt gefahren sind? Das ist 
doch ein eindeutiges Zeichen dafür, daß trotz des 
Verbotes von seiten der NPD und damit verbundener 
Kreise versucht wird, die Demonstration am 1. Mai 
durchzuführen und daß inzwischen auch zur Gewalt 
gegenüber friedlichen Menschen gegriffen wird. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, wir haben stets 
- und wir werden das auch weiterhin stets tun - jede 
Art von Gewalt, gegen wen auch immer, verurteilt. 
Dementsprechend ist die Bundesregierung natürlich 
empört über solche Übergriffe. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 9 der Kollegin Annelie Buntenbach auf: 

Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse hat die 
Bundesregierung darüber, wie die Rechtsextremen auf das 
Verbot durch die Stadt Leipzig hinsichtlich eines möglichen 
anderen Veranstaltungsortes oder einer Ignorierung bzw. 
Umgehung des Verbotes reagieren werden, und wie reagiert die 
Bundesregierung darauf politisch und im Rahmen ihrer Zustän-
digkeiten? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, die Antwort lau-
tet: Nach dem Verbot der Demonstration muß damit 
gerechnet werden, daß die NPD das Verwaltungsge-
richt anrufen wird. Sollte das Verbot Bestand haben, 
werden es NPD und JN, wie in der Vergangenheit, 
vermutlich auch befolgen. Möglicherweise wird die 
NPD jedoch versuchen, in Sachsen oder einem ande-
ren Bundesland eine Ersatzveranstaltung durchzu-
führen. In seiner Ansage vom 16. April erklärt das 
Nationale Info-Telefon Rheinland: Sollte die Demon-
stration in Leipzig verboten bleiben, stünden auf je-
den Fall Ausweichmöglichkeiten zur Verfügung, die 
zu gegebener Zeit bekanntgegeben würden. Mar-
schiert werde auf jeden Fall. 

Soweit bei Bundesbehörden, insbesondere beim 
Bundeskriminalamt und beim Bundesamt für Verfas-
sungsschutz, entsprechende Informationen anfallen, 
werden diese unverzüglich an die zuständigen Lan-
desbehörden zur Umsetzung weitergeleitet. Die für 
den Vollzug des Versammlungsgesetzes zuständigen 
Länder werden sorgfältig darauf zu achten haben, ob 
NPD und JN eine derartige Ersatzveranstaltung pla-
nen, und hierauf entsprechend zu reagieren haben. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Eine Zusatzfrage möchte ich stellen, Herr 
Staatssekretär. Ich möchte wissen, welche Maßnah-
men die Bundesregierung denn jenseits dieser ord-
nungsrechtlichen Elemente, die Sie eben angespro-

chen haben, gegen diesen geplanten Neonaziauf-
marsch ergreifen wird, also ob sie zum Beispiel eine 
Gegendemonstration unterstützen oder dazu aufru-
fen wird oder ob sie zum Beispiel an Busunterneh-
men appellieren wird, keine Neonazis nach Leipzig 
oder gegebenenfalls zu Ersatzveranstaltungsorten zu 
fahren. Welche Aktionsmöglichkeiten sehen Sie da, 
und welche wird die Bundesregierung wahrnehmen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin Buntenbach, die 
Bundesregierung pflegt an Demonstrationen jedwe-
der Art  nicht teilzunehmen. Daher sehe ich keinen 
Anlaß, mich mit dem Gedanken der Teilnahme an 
einer Gegendemonstration zu befassen. Im übrigen 
habe ich bei meinen Antworten auf Ihre erste Frage 
schon darauf hingewiesen, daß es seit längerer Zeit 
verschiedene Aktivitäten im präventiven Bereich 
gibt, um dem Sich-Ausbreiten solchen Gedanken-
gutes entgegenzuwirken. 

Ansonsten wird natürlich insbesondere versucht, 
was die Informationen angeht, die gewonnen wer-
den, auf dem laufenden zu bleiben, um beispiels-
weise die Art der Reaktion auf ein eventuelles 
verwaltungsgerichtliches Verbot rechtzeitig und 
schnellstmöglich zu erkennen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? - 
Das ist nicht der Fall. Damit haben wir den Bereich 
des Bundesministeriums des Innern abgeschlossen, 
weil die Fragen 10 und 11 ebenfalls schriftlich beant-
wortet werden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Die Fragen aus dem Bereich des Bundesministe-
riums der Finanzen werden ebenfalls alle schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Wir kommen zum Bereich des Bundesministeriums 
für Verkehr. Zur Beantwortung steht der Parlamen-
tarische Staatssekretär Johannes Nitsch bereit. 

Ich rufe die Frage 20 der Kollegin Elke Ferner auf: 

Kann die Bundesregierung Pläne bestätigen, die Aufgaben 
der Magnetschwebebahn-Fahrweggesellschaft künftig von der 
Deutschen Bahn AG - entweder direkt oder in Form einer Toch-
terunternehmung der Deutschen Bahn AG - übernehmen zu 
lassen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Präsident! Frau Ferner, 
im Zuge der derzeit erstellten Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung werden vielfältige Überlegungen ange-
stellt, die alle Bereiche des Magnetschwebebahnpro-
jekts betreffen. Ich darf auf die Ausführungen ver-
weisen, die Minister Wissmann dazu im Verkehrs-
ausschuß gemacht hat. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage? 

Elke Ferner (SPD): Herr Kollege Nitsch, die Frage 
ist ja konkret, ob daran gedacht ist, daß die Deutsche 
Bahn AG entgegen den bisherigen Vorstellungen als 
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Eigentümer, Gesellschafter oder wie auch immer die 
Fahrweggesellschaft des Transrapid, für die ur-
sprünglich der Bund zuständig sein sollte, in ihren 
Unternehmensbereich übernimmt. 

Die Frage ist: Ist das so? Ist das so geplant? Ja oder 
nein? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir stellen vielfältige Über-
legungen an, ich sagte es bereits. Auch seitens der 
DB AG wird ein größeres Interesse am Bet rieb des 
Transrapid deutlich. 

Sie haben ja heute im Verkehrsausschuß Herrn 
Dürr befragen können. Ich weiß nicht genau, weil ich 
zu dem Zeitpunkt nicht mehr da war, was er ausge-
führt hat. Ich kann aber bestätigen, daß sein Inter-
esse am Betrieb der Magnetschwebebahn sehr groß 
ist. In die Fahrweggesellschaft wird er nicht hinein-
gehen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage? 

Elke Ferner (SPD): Wenn Sie gestatten, Herr Präsi-
dent, möchte ich noch zusätzlich fragen: Welche 
Gründe haben denn dazu geführt, daß der vom BMV 
zur Fahrweggesellschaft beurlaubte Beamte inzwi-
schen wieder in das BMV zurückgekehrt ist? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Ferner, Sie wissen, daß 
wir mit der PBDE eine sehr schlagkräftige Projektie-
rungs- und Managementgesellschaft in Berlin haben. 
Es ist bereits jetzt eine Kooperation mit der Magnet-
schwebebahn-Fahrweggesellschaft vereinbart. Wir 
sind dabei, diese Zusammenarbeit auszuweiten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatzfrage 
der Kollegin Faße. 

Annette Faße (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir in meiner Meinung folgen, daß es Probleme 
gegeben haben muß, um die Bahn AG in eine neue 
Verantwortung zusammen mit der Fahrweggesell-
schaft zu bringen? Das macht so eine Bahn AG ja 
nicht aus Jux und Tollerei. Das Interesse, das heute 
bekundet wird, muß doch auf Probleme zurückzu-
führen sein. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Nein, ich würde, wie ich be-
reits ausgeführt habe, das Gegenteil behaupten. Die 
Deutsche Bahn AG sieht hier ein sehr gutes Ge-
schäftsfeld; sie sieht die Möglichkeit, die Magnet-
schwebebahn in ihr Zugprogramm zu integrieren 
und auch Erlöse einzufahren, die das Ergebnis ver-
bessern könnten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatzfrage 
der Kollegin Altmann, bitte. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Nitsch, Herr Dürr ist heute morgen im 
Verkehrsausschuß etwas konkreter gewesen, und 
zwar mit der Aussage: Die Bahn weiß, wie man die 
Strecke baut. 

Wie bewerten Sie diese Aussage im Zusammen-
hang mit den eventuellen Plänen, in die Fahrwegge-
sellschaft einzusteigen? Wenn das so sein sollte, kön-
nen Sie dann wirklich gewährleisten, daß die Bun-
desregierung die vollständige Kontrolle über die Mit-
telverwendung auf jeden Fall behält? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ihre Frage schließt sich sehr 
gut an die Frage von Frau Faße an. Die DB AG hat In-
teresse daran, den Transrapid zu betreiben, weil sie 
Möglichkeiten dafür sieht, ihn in ihre Fahrplankon-
zepte einzubauen. Daß Schwierigkeiten irgendwel-
cher Art , von denen Sie sprechen, die Bahn in diese 
Situation gebracht haben, schließe ich aus; das gibt 
es nicht. Maßgeblich ist einfach das wi rtschaftliche 
Interesse der Bahn selbst. 

Zu der anderen Frage: Natürlich wird der Bund die 
Kontrolle über die zu verausgabenden Mittel behal-
ten und auf einen Rückfluß von Nutzungsentgelten 
an keiner Stelle verzichten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Kunick. 

Konrad Kunick (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie ausschließen, daß zukünftig Investitionsmittel, 
die für Eisenbahnschienenwege vorgesehen sind, für 
die Finanzierung der Transrapidstrecke umgewidmet 
werden? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter Kunick, 
ich glaube, das läßt schon die Bundeshaushaltsord-
nung nicht zu. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ku-
batschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
bei den Verhandlungen mit der Bahn bereits darüber 
gesprochen worden, die Bahn müsse Teile des Fahr-
weges aus eigenen Mitteln finanzieren? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Nein. Nach meinem Kennt-
nisstand - ich denke, er ist ziemlich vollständig - gibt 
es ein solches Ansinnen nicht. 

Vizespräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 21 der Kollegin Elke Ferner auf: 

Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregierung von die-
ser Umstrukturierung der Magnetschwebebahn-Fahrwegge-
sellschaft für den Bundeshaushalt einerseits und die Deutsche 
Bahn AG andererseits? 
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Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Abgeordnete Ferner, 
einer der wesentlichen Grundsätze des Transrapid

-

projekts war von Anfang an, daß sich Industrie und 
Bund die Planungskosten je zur Hälfte teilen. 
Daran hat sich nichts geändert. Ebenso gilt nach 
wie vor, daß der Bund den Fahrweg finanziert und 
dementsprechend die anteiligen Planungskosten 
trägt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage. 

Elke Ferner (SPD): Sie haben gerade von der 
Finanzierung gesprochen. Können Sie mir denn 
erklären, wie die 6 Milliarden DM für die Trasse, die 
in verschiedenen Tickermeldungen umhergeistern, 
zu verstehen sind? Beziehen Sie sich auf den Preis-
stand 1993, oder ist das der aktualisierte Preisstand? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die 6,1 Milliarden DM be-
ziehen sich auf den Preisstand von heute, das heißt 
Preisbasis 1996. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ihre zweite Zu-
satzfrage. 

Elke Ferner (SPD): Herr Staatssekretär, ist denn ge-
währleistet, daß mit diesen 6,1 Milliarden DM die 
Transrapidstrecke, wie geplant, mit allen Haltestellen 
und mit der im Raumordnungsverfahren gefundenen 
Trassierung so gebaut wird, wie immer behauptet 
wird? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich gehe davon aus und bin 
sicher, wenn ich andere Bauprojekte vergleiche, daß 
die Kosten nicht steigen werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage, Frau Kollegin Faße. 

Annette Faße (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie etwas dazu sagen, wie weit die Zusammenarbeit 
der Fahrweggesellschaft und der Bahn bis heute ge-
diehen ist? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Faße, ich würde es 
gerne sagen; aber im Moment laufen noch die Ab-
stimmungen; wir sind nicht fertig damit. Deswegen 
kann ich Ihnen gegenüber in diesem Stadium noch 
keine verbindlichen Aussagen machen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Nitsch, kann ich Ihre Aussage hinsicht-
lich der Finanzierung des Fahrwegs so verstehen, 
daß es nicht zu einer Quersubventionierung  

kommt, daß also der Bund den gesamten Fahrweg 
lediglich aus dem vorgesehenen Titel „Transrapid" 
finanziert, und schließen Sie zum Beispiel eine 
Konstruktion aus, bei der die DB AG, in welcher 
Form auch immer, den Bau des Fahrwegs über-
nimmt, dafür 6,1 Milliarden DM überwiesen be-
kommt und dann den Rest eventuell aus Eigenmit-
teln, die dann wieder durch einen anderen Titel fi-
nanziert werden, zuschießt? Können Sie eine solche 
Konstruktion ausschließen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Der Bund wird sich streng 
an das halten, was in den einzelnen Haushaltsjahren 
vom Bundestag festgelegt wird. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, Kol-
lege Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, sol-
che Pläne fallen ja bekanntlich nicht vom Himmel, 
auch nicht bei der CDU/CSU, trotz des „C" im 
Namen. Wer ist jetzt eigentlich die treibende Kraft 
bei diesen Plänen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Der Erfolg hat immer viele 
Väter. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Wenn es ein Miß-
erfolg ist?) 

Es ist in diesem Prozeß, den wir, Industrie, Bahn und 
Bund, seit Ende 1996 miteinander geführt haben, am 
Ende schlecht festzustellen, wer den besten Gedan-
ken gehabt hat. Ich kann Ihnen aber versichern, daß 
der Bund einen erheblichen Anteil an dem Konzept 
hat, das Minister Wissmann demnächst vorstellen 
wird. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, Kol-
lege Kunick. 

Konrad Kunick (SPD): Haben Sie, Herr Staats-
sekretär, denn mittlerweile die genauen Kosten für 
einen Zwei-Spuren-Fahrweg, für die Haltepunkte, 
also Investitionen in die Schiene, und für den Bet rieb 
ermittelt? Das ist ja Voraussetzung dafür, daß verant-
wortlich beschlossen werden kann, ob man in das 
Projekt einsteigt oder nicht. Oder sind all die Aussa-
gen, die wir bisher hören, nur schöne Erklärungen 
vor dem Hintergrund einer großen Kostenunsicher-
heit? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Nein. Wir haben die exak-
ten Kosten ermittelt. Wir werden sie in wenigen 
Tagen veröffentlichen. Ich habe ja in der Regierungs-
befragung der letzten Woche den Termin genannt. 
Dazu stehe ich weiterhin. Wir werden das Zahlen-
material zu dem genannten Termin vorlegen. Ende 
dieses Monats liegt Ihnen alles vor, was wir zugesagt 
haben. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 22 der Kollegin Gila Altmann auf: 

Aus welchem Grund wurde der Chartervertrag für den Hoch-
seeschlepper ,,Oceanic" zum 30. April 1997 gekündigt, und auf 
welche Art  und Weise gedenkt die Bundesregierung die Sicher-
heitslücke in der Deutschen Bucht zu schließen, die entsteht, 
wenn sowohl die Auswertung des von der Hamburger Schiffs-
bau-Versuchsanstalt und der Schiffsbau-Versuchsanstalt erstell-
ten Gutachtens noch nicht abgeschlossen ist, wie auch eine ein-
vernehmliche Abstimmung mit den Küstenländern sowie eine 
Unterrichtung des Ausschusses für Verkehr des Deutschen Bun-
destages (vgl. Antwort auf die Kleine Anfrage „Sicherheit in der 
Deutschen Bucht", Drucksache 13/7154) über das weitere Ver-
fahren nicht mehr im Ap ril vorgenommen werden kann? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Altmann, Herr Präsi-
dent, ich bitte darum, die Fragen 22 und 23, da sie in 
einem sehr engen Sachzusammenhang stehen, zu-
sammen beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Sind Sie einver-
standen? - Gut. Dann rufe ich jetzt auch die Frage 23 
auf: 

Wie gedenkt die Bundesregierung mit dem Beschluß der Um-
weltministerkonferenz Nord vom 17. April 1997 umzugehen, 
wonach mit „Auslaufen des Chartervertrages über den Einsatz 
des einzigen Hochseeschleppers ,Oceanic' in der Deutschen 
Bucht Ende April 1997 kein vergleichbarer Hochseeberge-
schlepper zur Verfügung steht" und die „Mehrzweckschiffe des 
Bundes ,Mellum', ,Scharhörn' und auch die im Bau befindliche 
,Neuwerk' auf Grund ihrer Mehrzweckkonstruktion (...) nicht 
mit einem Hochseeschlepper vom Typ der ,Oceanic' vergleich-
bar sind und nicht genug Kraft aufbringen, um einen Großtanker 
sicher bei Sturm zu halten", und deshalb die Umweltminister-
konferenz Nord den Bund bittet „jederzeit ausreichende 
Schlepperkapazität vorzuhalten, die geeignet ist, alle in der 
Deutschen Bucht verkehrenden Schiffe auch bei Sturm zu hal-
ten, und die Vorsorgemaßnahmen für die Notschleppkapazität 
mit den Küstenländern abzustimmen"? 

Johannes Nitsch, Pari. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das Bundesministerium für 
Verkehr wird die „Oceanic" als zusätzlichen Hoch-
seeschlepper bis zur Umsetzung der Schlußfolgerun-
gen aus dem Gutachten für weitere drei Monate in 
der Deutschen Bucht stationieren. Obwohl das Gut-
achten der Hamburgischen Schiffsbau-Versuchsan-
stalt eine Notschleppkapazität von 165 Tonnen durch 
einen oder mehrere Schlepper nur für das Winter-
halbjahr empfiehlt, haben wir uns entschieden, diese 
Gesamtleistung zur Vermeidung auch des kleinsten 
Restrisikos ganzjährig vorzuhalten. 

Mit der Indienststellung der „Neuwerk" steht 
dann zusammen mit dem bundeseigenen Mehr-
zweckschiff „Mellum" die genannte Gesamtpfahl-
zugleistung zur Verfügung. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Verfolgt die Bundesregierung weiterhin die 
Absicht, den Chartervertrag vom Gesamtergebnis 
des Gutachtens abhängig zu machen? Wenn ja, 
möchte ich nach dem Zeitplan fragen: Wann ist mit 
dem Ergebnis zu rechnen, und in welcher Form wird 
es dann dem Parlament bzw. dem Verkehrsausschuß 
präsentiert? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich darf gleich mit dem letz-
ten Teil anfangen, Frau Altmann. Wir werden das 
Ergebnis dem Verkehrsausschuß bis Ende dieses 
Monats zustellen, so daß es in der nächsten Plenar-
sitzungswoche zur Verfügung steht und, wenn ge-
wünscht, debattiert werden könnte. 

Die Bundesregierung wird nach Auswertung die-
ses Gutachtens die Gesamtpfahlzugleistung durch 
die „Mellum" und das noch in Bau befind liche Schiff 
„Neuwerk" sicherstellen. Das sind zwei Schiffe mit 
110 Tonnen Pfahlzugleistung, die entsprechend dem 
Gutachten geeignet sind, die Schlepperkapazität si-
cherzustellen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wie gedenkt die Bundesregierung den Be-
schluß der Umweltministerkonferenz vom 7. April 
1997 nach Ablauf der jetzt neu abgeschlossenen 
Dreimonatscharter umzusetzen? Darin ist ja die For-
derung aufgestellt, jederzeit - also ganzjährig - aus-
reichende Notschleppkapazitäten vorzuhalten. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Bundesregierung beab-
sichtigt, parallel zu der Verlängerung des Vertrages 
für die „Oceanic" eine europaweite Ausschreibung 
herauszugeben, die die Anschlußschleppkapazität 
bis zur Indienststellung der „Neuwerk" sichert. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dritte Zusatz-
frage. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Mit der Praxis der letzten Monate, den Vertrag 
jeweils monatlich oder sogar nur wöchentlich zu ver-
längern, ist die Gefahr heraufbeschworen worden, 
daß zu dem Verlängerungstermin nicht immer ein 
geeigneter Schlepper zur Verfügung steht und so 
eine Sicherheitslücke entsteht. Wie wi ll  die Bundes-
regierung diese Situation zukünftig vermeiden, 
wenn zum Beispiel das Ausschreibungsverfahren 
nicht rechtzeitig abgeschlossen sein kann? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sollte dieser Fall, der un-
wahrscheinlich ist, eintreten, wird dennoch keine 
Lücke entstehen. Denn es ist genügend Schleppka-
pazität vorhanden, die gechartert werden könnte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Vierte Zusatz-
frage. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Können Sie Aussagen über die Kriterien ma-
chen, die die europaweiten Ausschreibungen bein-
halten werden? Mich interessieren dabei besonders 
Pfahlzug, Schlechtwettertauglichkeit, Ausbildungs- 
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stand sowie Erfahrung der Besatzung und als letztes 
der Preis. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Natürlich wird der Preis 
eine Rolle spielen. Wir werden an den wirtschaftlich 
günstigsten Anbieter vergeben; wir werden eine 
Mindestpfahlzugleistung von 110 Tonnen fordern. 
Wir werden eine ausreichende Beherrschung der 
spezifischen Seesprachen und natürlich auch volle 
Schlechtwettertauglichkeit voraussetzen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Faße. 

Annette Faße (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich 
Sie richtig verstanden, daß, bis eine Ausschreibung 
und ein Ergebnis vorliegen, die „Oceanic" eine Ver-
längerung erhält, danach diese Ausschreibung für 
den Winterzeitraum gilt und schließlich, wenn im 
nächsten Jahr „Neuwerk" und „Mellum" fertig sind, 
nur für den Winter ein Hochseeschlepper - jeweils 
per europaweiter Ausschreibung - gechartert wer-
den soll? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Teilweise richtig, teilweise 
nicht ganz, Frau Faße. Wir werden die „Oceanic"  - 
der  Erlaß ist heute hinausgegangen - bis Ende Juli 
1997 chartern. In der Zwischenzeit wird nach den 
Kriterien, die ich gerade Frau Altmann erläutert 
habe, ausgeschrieben. Diese Charterung gilt bis zu 
dem Zeitpunkt, zu dem die „Neuwerk" einsatzbereit 
ist. Dann haben wir die „Mellum" und die „Neu-
werk"; diese beiden Schiffe erfüllen dann ganzjährig 
und ohne weitere Charterung die Voraussetzungen 
für die Notschleppkapazität. 

Annette Faße (SPD): Ich möchte einmal nach dem 
Inhalt des Gutachtens fragen. Es kursieren unter-
schiedlichste Auslegungen dieses Gutachtens. Aber 
wenn ich richtig informiert bin, ist do rt  für die Winter-
zeit ein Pfahlzug von 165 Tonnen vorgesehen. Sie 
sprechen jetzt aber davon, daß „Mellum" und „Neu-
werk" jeweils 110 Tonnen haben. Die Möglichkeiten 
zweier Schiffe kann man aber mit denen eines star-
ken Schiffes nicht vergleichen. Ich möchte gerne wis-
sen, wie Sie diese Entscheidung verantworten wol-
len. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das ist ganz einfach: Wenn 
Sie ein Vektorparallelogramm anfertigen und zwei 
110-Tonnen-Pfahlzüge parallel laufen lassen, dann 
haben Sie 220 Tonnen Pfahlzugleistung. Das ist ma-
thematisch richtig, und die Kräfteparallelogramme 
funktionieren auf diese Weise. 

(Elke Ferner [SPD]: Nur wenn Sie die 
Schiffe absolut parallel halten können!) 

- Warum können die nicht parallel fahren? 

(Elke Ferner [SPD]: Auf hoher See!)  

- Selbst wenn Sie bestimmte Winkel einbauen, ha-
ben Sie noch immer eine Gesamtpfahlzugleistung, 
die weit über 165 Tonnen liegt. Insofern - das ist übri-
gens auch in der Zusatzbewertung, die der Germani-
sche Lloyd erstellt hat, so ausgesagt - sind die erfor-
derlichen Pfahlzugkräfte der zusammenwirkenden 
Fahrzeuge „Mellum" und „Neuwerk" mindestens 
genauso stark wie die Pfahlzugkraft der „Oceanic". 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 24 des Kollegen Egbert Nitsch auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, in Schutzmaßnahmen - z. B. 
Lärmschutzmaßnahmen - zu investieren, nachdem der neu ent-
standene Transitverkehr aus/nach Dänemark, die Bahnstrecke 
Hamburg-Flensburg „von heute auf morgen" angeblich um 
30% stärker belasten wird, und hält die Bundesregierung die 
Deutsche Bahn AG für verpflichtet, Schutzmaßnahmen durch-
führen zu lassen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Kollege Nitsch, eine 
Steigerung der Zugzahlen erfüllt nicht den Tatbe-
stand der wesentlichen Änderung nach der Ver-
kehrslärmschutzverordnung. Damit läßt sich daraus 
auch kein Rechtsanspruch auf Lärmvorsorgemaßnah-
men ableiten. Dies bedeutet gleichzeitig, daß der 
Bund unter Beachtung des Haushaltsrechts und des 
Gebots der Wirtschaftlichkeit dera rtige Lärmschutz-
maßnahmen nicht finanzieren darf. Das ist also nicht 
in unser Ermessen gestellt. 

Auch Einzelmaßnahmen wären wegen der poli-
tisch präjudizierenden Wirkung nicht vertretbar. 
Eine Forderung nach Lärmschutz im vorliegenden 
Fall, in dem die Voraussetzungen für Lärmvorsorge 
nicht erfüllt sind, könnte nur unter der Vorausset-
zung gedacht werden, daß sich Dritte, zum Beispiel 
das Land, der Kreis oder die Kommunen, gleichzeitig 
verpflichten, die Kosten zu übernehmen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Egbert  Nitsch (Rendsburg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatssekretär, ich möchte Sie nicht 
auf den Schwur unserer vielleicht gemeinsamen ost-
preußischen Vorfahren festlegen. Aber wenn eines 
Tages eine Kanalquerung in Rendsburg stattfinden 
soll, muß man doch mit erheblichen Geschwindig-
keitserhöhungen auf der Strecke rechnen - die direkt 
durch meinen Wahlkreis geht, so daß ich eine Ant-
wort  mitbringen muß. Es wäre nett, wenn Sie mir 
schriftlich geben könnten, was die Kanalquerung 
Rendsburg ausmacht. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Darf ich nachfragen, was 
genau Sie schriftlich haben möchten? 

Egbert  Nitsch (Rendsburg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich möchte Sie jetzt nicht mit der Frage 
nach der Kanalquerung Rendsburg überrollen. Ich 
wollte wissen - das ist ja im Gespräch -, wie weit die 
Planungen für die Rendsburger Hochbrücke sind. Ich 
bin damit einverstanden, wenn Sie mir das sofort 
mündlich beantworten können. Andererseits nehme 
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ich das gerne schriftlich, wenn eine mündliche Be-
antwortung jetzt nicht möglich ist. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich werde die Antwort 
schriftlich geben, weil Ihre ursprüngliche Frage et-
was anders war. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine Zusatz-
frage mehr? - Dann rufe ich die Frage 25 des Kolle-
gen Egbert  Nitsch auf: 

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die Ak-
zeptanz der Anwohnerinnen/Anwohner für den ökologisch 
sinnvollen und wichtigen Schienenverkehr in solchen Fällen zu 
erhalten und zu verstärken? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Nitsch, Lärmschutz-
maßnahmen an vorhandenen und im Sinne des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes nicht wesentlich ge-
änderten Schienenwegen sieht das Gesetz nicht vor; 
ich sagte das bereits. Die Frage, ob und unter wel-
chen Voraussetzungen Lärmsanierungsmaßnahmen 
durchgeführt werden können, ohne daß dies gesetz-
lich vorgeschrieben ist, ist mit dem Ergebnis geprüft 
worden, daß erhebliche Investitionen erforderlich 
wären, für die zusätzliche Mittel des Bundes oder 
Dritter im Moment nicht zur Verfügung stehen. Für 
das Bundesministerium für Verkehr bleibt die Lärm-
sanierung an bestehenden Schienenwegen unter 
dem Gesichtspunkt der Förderung des umwelt-
freundlichen Verkehrsmittels Eisenbahn gleichwohl 
ein wichtiges verkehrs- und umweltpolitisches Ziel. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? - 
Keine Zusatzfrage. 

Dann danke ich Ihnen, Herr Staatssekretär, und 
rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie auf. Zur Beantwortung der Fragen 26 und 27 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Neumann 
zur Verfügung, zur Beantwortung der anderen Fra-
gen die Parlamentarische Staatssekretärin Wülfing. 

Ich rufe jetzt die Frage 26 des Kollegen Horst Ku-
batschka auf: 

Wie hat die Bundesregierung sichergestellt, daß bei der mit 10% 
vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie geförderten größten dachintegrierten Photovol-
taikanlage der Welt auf der Neuen Messe München die Fertigung 
der monokristallinen Siliziumzellen eines deutschen Herstellers in 
Deutschland und nicht im Ausland gewährleistet ist? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Die Bundesregierung fördert das Vorha-
ben mit bis zu 1484 082 DM. Da die Bundesregierung 
nicht vorschreiben kann, wo die Solarzellen gefertigt 
werden, beschränkt sich die Zuwendung auf im In-
land gefertigte Komponenten. Solarzellen, die aus der 
Siemens-Fertigung in den USA stammen, sind von der 
Förderung ausdrücklich ausgeschlossen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, heißt 
das, daß die Verträge so ausgestaltet sind, daß es, 
wenn die Solarzellen aus den USA kommen, keine 
Förderung gibt? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Ja. Für diesen Teil gibt es keine 
Förderung. 

Horst Kubatschka (SPD): Das heißt, Sie haben in 
den Verträgen zwischen diesen Solarzellen und dem 
übrigen Teil unterschieden und fördern nur den übri-
gen Teil, dessen Kosten sicher genauso groß sind. 
Würden Sie mit dieser Maßnahme nicht die Produk-
tion der Solarzellen in den Vereinigten Staaten und 
somit nicht in Deutschland fördern? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Nein. Erstens gehe ich davon aus, 
daß wir noch immer über die Anlage auf der Neuen 
Messe München reden. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Ja!) 

Zweitens gehe ich davon aus, daß Sie als der für 
diesen Bereich mit zuständige bayerische Abgeord-
nete nicht daran interessiert sind, daß diese Anlage 
nicht zustande kommt. Diese Besorgnis war indirekt 
der Frage zu entnehmen. 

Drittens wiederhole ich das, was ich gesagt habe. 
Eine solche Anlage besteht aus mehreren Teilen: aus 
den Solarzellen, den gesamten Modulen und dem 
gesamten System. Da die Solarzellen, die für diese 
Anlage benötigt werden, aus einer Siemens-Produk-
tion in den USA kommen, andere Teile nicht, kann 
dieser Teil bei unserer Förderung nicht bedacht wer-
den; denn gemeinsam mit Ihnen wollen wir Produk-
tionen, die im Ausland stattfinden, nicht indirekt 
oder direkt fördern. Deshalb bezieht sich unsere För-
derung nur auf den anderen Teil. Dabei möchte ich 
Sie darüber in Kenntnis setzen, daß der Anteil an der 
Gesamtanlage, der den Solarzellenbereich betrifft, 
maximal 25 Prozent ausmacht. 

Im übrigen waren und sind wir daran interessiert, 
daß das Projekt in München insgesamt zustande 
kommt. Es stellt nämlich technologisch eine beson-
dere Herausforderung dar und hat FuE-Bedarf. Des-
halb fördern wir es, wie ich bereits ausführte, mit 
rund 1,4 Millionen DM. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Kann ich die 
Frage 27 aufrufen? 

Horst Kubatschka (SPD): Ich habe nur zwei Mög-
lichkeiten nachzufragen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich war mir nicht 
ganz sicher, ob das eine Frage war oder zwei. 

Horst Kubatschka (SPD): Wenn Sie es als eine 
Frage ansehen, dann - - 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Da Sie nun 
schon zugegeben haben, daß es zwei Fragen waren, 
kann ich keine weitere Zusatzfrage zulassen. 

Horst Kubatschka (SPD): Nächstes Mal gestehe ich 
nichts. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es ist ein alter 
Ratschlag: Ein Geständnis ist immer ein Problem. 

Ich rufe Frage 27 auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, Personalstellen für den ge-
planten Forschungsreaktor in Garching (FRM II) bereitzustellen, 
wie dies der Präsident der Technischen Universität München for-
dert? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Eine solche Forderung liegt der 
Bundesregierung nicht vor. 

Im übrigen wurde dem Parlament wiederholt dar-
gelegt, daß das Bundesministerium für Bildung, Wis-
senschaft, Forschung und Technologie unbeschadet 
der Mitfinanzierung nach dem Hochschulbauförde-
rungsgesetz 160 Millionen DM während der Bau-
phase und 80 Millionen DM für die ersten zehn Be-
triebsjahre des Forschungsreaktors zur Verfügung 
stellen wird. Das BMBF sieht sich nicht in der Lage, 
weitergehende Finanzierungswünsche zu erfüllen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, hat 
der Bund schon bisher eine Unterstützung bei den 
Personalkosten im Bereich der Neutronenforschung 
in München geleistet? Bezogen auf Ihre Antwort 
frage ich Sie: Wieso macht sich der Präsident der 
Technischen Universität München, Herr Herrmann, 
solche Hoffnungen auf Förderung? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Als Vertreter der Bundesregierung 
kann ich nicht sagen, was möglicherweise im Kopf 
des Präsidenten der TU München vor sich geht und 
welche Hoffnungen er sich macht. Ich kann mich nur 
mit dem Sachverhalt auseinandersetzen. Die Antwort 
dazu habe ich Ihnen gegeben. 

Ich ergänze sie dadurch, daß ich sage: Die seit lan-
gem zugesagten 160 Millionen DM sind im wesentli-
chen für Bau- und apparative Erstausstattung vorge-
sehen. Theoretisch könnten hiermit auch Personalko-
sten in einem geringen Umfang abgedeckt werden. 
Das ist bei dieser Summe aber Sache der bayerischen 
Landesregierung bzw. des zuständigen Staatsmini-
steriums. 

Ich habe eine zweite Summe genannt: 80 Millionen 
DM. Die sind von uns seit langem für die sogenannte 
erste Betriebsphase, also für die ersten zehn Jahre ab 
Inbetriebnahme im Jahre 2001/2002 zugesagt. Hier- 
für gibt es logischerweise noch keine Einzelregelung. 

Mit diesem Betrag könnten auch Personalkosten ab-
gedeckt werden. Das ist aber nicht unser Thema. 

Unsere Zusage bezieht sich auf die beiden von 
mir genannten Summen. Auf zusätzliche Forderun-
gen - ich kann nicht genau interpretieren, was der 
Präsident der TU München meint - können wir nicht 
eingehen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, das 
ist nicht nur im Kopf des Präsidenten Herrmann vor 
sich gegangen; er hat es auch schriftlich formuliert. 
Er hat an die Dekane geschrieben: 

Die Hochschulleitung wird versuchen, eine Un-
terstützung bei der Bereitstellung von Personal-
stellen durch den Bund und die anderen Bundes-
länder zu erlangen, ... 

Er hat also keinerlei konkrete Vorstellungen gehabt. 
Vielleicht war das bei ihm eine geistige Luftnummer. 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Das kann ich mir bei einem Präsi-
denten gerade der TU München nicht vorstellen. Si-
cherlich hat der Präsident Wünsche. Diese Wünsche 
hat er geäußert; das ist gar nicht zu bestreiten. Die 
sind diesem Schreiben wie auch der „Süddeutschen 
Zeitung", die darüber berichtet hat, zu entnehmen. 

Ich antworte Ihnen: Die Erfüllung entsprechender 
Personalwünsche, die möglicherweise zusätzlichen 
Finanzbedarf auslösen, ist von unserer Seite aus 
nicht realistisch. Wir haben nicht vor, Gelder über die 
vereinbarten Summen hinaus zu bewil ligen, was 
nicht ausschließt, daß der Präsident der TU entspre-
chende Wünsche hat. 

Der eigentliche Ansprechpartner für den Universi-
tätspräsidenten ist ohnehin die bayerische Landesre-
gierung. Die wird sich mit diesen Wünschen sicher-
lich auseinandersetzen müssen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Probst. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, Sie sprachen eben von den langfristi-
gen Finanzzusagen. Da stellt sich die Frage, wieviel 
Gelder aus der Verbundforschung schon 1997 in den 
FRM II fließen. 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Aus welcher Verbundforschung? - 
Soweit mir bekannt ist, ist erst in den letzten Mona-
ten der erste Spatenstich erfolgt. Soweit mir bekannt 
ist, wird derzeit irgendwo eine Betondecke gezogen, 
so daß direkte Forschung an diesem Reaktor logi-
scherweise noch gar nicht stattfinden kann. Mir ist 
auch nicht in Erinnerung, daß wir beschlossen hät-
ten, schon im vorhinein Mittel für die Forschung am 
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FRM II zur Verfügung zu stellen; wohl aber betrifft 
das Mittel zur Vorbereitung der Arbeit von Hoch-
schulgruppen. Diesen FRM II gibt es noch gar nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 28 des Kollegen Heinz Schmitt auf: 

Welche zahlenmäßige Entwicklung gibt es bei der Antragstel-
lung auf Fördermaßnahmen nach dem Aufstiegsförderungsge-
setz im Vergleich zu vorangegangenen Jahren (1995 bis 1997), 
und sind die im Haushalt bereitgestellten Mittel ausreichend, 
um eine Förderung aller Antragsteller zu gewährleisten? 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Herr Kollege Schmitt, Sie fragen nach 
der zahlenmäßigen Entwicklung des Meister-BAföG. 
Das Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz ist entge-
gen der Absicht der Bundesregierung nicht im De-
zember 1995 verabschiedet worden, sondern erst 
Ende April 1996 nach den Verhandlungen im Ver-
mittlungsausschuß und dem Scheitern im ersten An-
lauf. Rückwirkend in Kraft getreten ist es dann zum 
1. Januar 1996. 

Leider haben sich einige Länder für ihre Vollzugs-
vorbereitungen sehr viel Zeit genommen. Das konnte 
nicht ohne Auswirkungen auf die Zahl der Anträge 
sowie Anzahl und Umfang der Bewilligungen blei-
ben. Während zum Beispiel in Baden-Württemberg 
die ersten maschinellen Bescheide bereits im Juli er-
teilt worden sind, haben sich zum Beispiel Sachsen

-

Anhalt und das Saarland bis November und Dezem-
ber Zeit gelassen. Brandenburg hat erste Zahlungen 
sogar erst im Januar 1997 geleistet, weil sich die Lan-
desregierung von Brandenburg schon mit der Frage 
der Zuständigkeit eines Resso rts zu lange beschäftigt 
hat. 

Im Jahr 1996 sind nach Auskunft der Länder rund 
38 000 Förderanträge gestellt worden. Auf Grund der 
in nahezu allen Ländern sehr zeitaufwendigen Voll-
zugsvorbereitungen sind bis zum Jahresende 1996 
nur in etwa 13 000 Fälle beschieden worden. Gemäß 
der letzten Länderumfrage - Stand: 13. März 1997 - 
sind die Bearbeitungsrückstände in den ersten Mo-
naten des Jahres 1997 deutlich abgebaut worden. 
Von den insgesamt seit Verkündigung des Gesetzes 
gestellten 45 000 Förderanträgen sind inzwischen 
31 000 bearbeitet. Es ist davon auszugehen, daß sich 
das Gesamtbild durch die in diesen Tagen in den 
Ländern erfolgenden Rechnungsläufe für den Monat 
Mai 1997 weiter verbessert. 

Infolge der späten Verabschiedung des AFBG und 
der eben schon genannten langwierigen Vorberei-
tungen bei den Ländern ist im Haushalt 1996 nur ein 
verhältnismäßig geringer Teil, nämlich 13,45 Millio-
nen DM, der vom Bund zur Verfügung gestellten 
Haushaltsmittel von insgesamt 100 Millionen DM ab-
geflossen. Für die Monate Januar bis April 1997 ha-
ben die Länder mit rund 17,2 Millionen DM bereits 
mehr Bundesmittel ausgegeben als im ganzen ver-
gangenen Jahr. Auf Grund der Erfahrungen der zu-
rückliegenden Monate kann davon ausgegangen 
werden, daß die für 1997 zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel des Bundes zur Deckung der in die-

sem Jahr zu erwartenden Ansprüche auf Förderung 
nach dem AFBG ausreichen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Heinz Schmitt  (Berg) (SPD): Frau Staatssekretärin, 
plant die Bundesregierung angesichts dieser Zahlen 
- Sie haben von 100 Millionen DM pro Jahr gespro-
chen - insbesondere auch im Hinblick auf die Förder-
höhe von 800 Millionen DM nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz in Zukunft eine Erhöhung der Bundes-
mittel, oder glaubt die Bundesregierung, daß die der-
zeitigen Mittel für die Meisterförderung ausreichen? 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Sie haben nach dem Aufstiegsfortbil-
dungsförderungsgesetz gefragt, nicht nach AFG-Mit-
teln von der Bundesanstalt für Arbeit. Ich kann nur 
für den Bereich antworten, nach dem Sie gefragt ha-
ben. Dazu habe ich gesagt, daß wir der Meinung 
sind, daß auf Grund der jetzt erfolgten Anträge und 
Bescheide die Haushaltsmittel von 100 Mil lionen DM 
auch für 1997 ausreichen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage dazu? 

Heinz Schmitt  (Berg) (SPD): Nein. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
die Frage 29, ebenfalls vom Kollegen Heinz Schmitt, 
auf: 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung bezüglich der 
Dauer des Antragsverfahrens für das „Meister-BAföG", und gibt 
es eine Häufung nicht bearbeiteter Anträge, die auf eine unge-
nügende personelle, technische oder finanzielle Ausstattung zu-
rückzuführen ist? 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Herr Schmitt, Sie fragen nach der Dauer 
des Antragsverfahrens. Auf Grund der eben schon 
dargestellten Schwierigkeiten der Länder beim Voll-
zug des AFBG haben im vergangenen Jahr erhebli-
che Verzögerungen bei der Antragsbearbeitung be-
standen. Dabei ist es häufig zu Bearbeitungszeiten 
von mehreren Monaten gekommen. Diese Anlauf-
schwierigkeiten sind aber nach Angaben der Länder 
inzwischen weitgehend behoben. Sofern nicht be-
sondere Umstände des Einzelfalles - verspätete An-
gaben oder nachträgliches Einreichen von Unterla-
gen - eine längere Bearbeitungszeit erfordern, wird 
derzeit über Förderanträge in einem Zeitraum von 
vier bis sechs Wochen entschieden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Heinz Schmitt  (Berg) (SPD): Frau Staatssekretärin, 
es heißt, weitere Korrekturmaßnahmen insbesondere 
bei den Behörden der ausführenden Länder, um den 
Antragsstau abzubauen und insbesondere um die 
Bearbeitungszeit zu verkürzen, seien nicht vorgese- 
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hen. Ich kenne die Zahl von unserer Handwerkskam-
mer in der Pfalz: Von 40 000 gestellten Anträgen ist 
es erst bei 5 000 zur Auszahlung gekommen. Ich 
frage also konkret: Sind Korrekturmaßnahmen ge-
plant, um die Zeiten für Genehmigungsverfahren zu 
verkürzen? 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Die Auskünfte, die Sie von Ihrer Kam-
mer bekommen haben, beruhen auf Zahlen vom No-
vember 1996. 

(Heinz Schmitt [Berg] [SPD]: Die Zahlen 
waren vom März 1997!) 

Ich habe schon eben dargestellt, wie schwierig es 
war, die ersten Bescheide in den einzelnen Landrats-
ämtern zu bearbeiten. Mein Haus wird aber weiter-
hin dafür sorgen - das ist nicht erst seit gestern so -, 
daß diejenigen, die diese Anträge vor Ort bearbeiten, 
ständig von einem Kreis von Fachleuten beraten wer-
den. 

(Heinz Schmitt [Berg] [SPD]: Okay, danke 
schön!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine Zusatzfra-
gen mehr? - Ich danke Ihnen, Frau Staatssekretärin. 

Die Fragen 30 bis 33 aus dem Geschäftsbereich 
des Bundeskanzleramtes werden schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Auswärti-
gen Amtes. Zur Beantwortung steht Herr Staatsmini-
ster Dr. We rner Hoyer zur Verfügung. 

Die Fragen 34 bis 36 sollen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 37 des Kollegen Gernot Erler 
auf: 

Welche Informationen hat die Bundesregierung zur Behinde-
rung und Verfolgung der politischen Opposition in Belarus sei-
tens der Regierung von Präsident Lukaschenko? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Erler, mit dem Erlaß des soge-
nannten Dekrets Nr. 5 vom 5. März dieses Jahres hat 
Präsident Lukaschenko die Versammlungsfreiheit er-
heblich eingeschränkt. Nach dem Dekret, das sich 
auf die von Präsident Lukaschenko i llegal durchge-
setzte Verfassung vom November 1996 stützt und da-
her nach Auffassung der Bundesregierung keine Le-
gitimität für sich beanspruchen kann, können Orga-
nisatoren oder Teilnehmer an nicht genehmigten De-
monstrationen mit hohen Geldstrafen oder Haft be-
straft werden. 

Ferner hat die von Präsident Lukaschenko kontrol-
lierte Exekutive auch angefangen, über sogenannte 
Finanzkontrollen Druck auf p rivate, zum Teil huma-
nitäre Institutionen auszuüben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, kann ich 
aus Ihren Äußerungen entnehmen, daß die Bundes-
regierung immer noch das sogenannte Rumpfparla-
ment als das einzig legitimierte Parlament in Belarus 
anerkennt und sie entsprechend entschlossen ist, die 
Persönlichkeiten, die in diesem Rumpfparlament ver-
sammelt sind, gegen Übergriffe durch die Staats-
macht zu schützen? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Bei den durchaus nicht unbegrenzten Möglich-
keiten, die die Bundesrepublik Deutschland gemein-
sam mit ihren Partnern in der Europäischen Union 
dort  hat, ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage dazu. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, ist Ihnen 
bekannt, daß in letzter Zeit auch Parlamentarier aus 
diesem einzig legitimierten Parlament, dem soge-
nannten Rumpfparlament, durch Kräfte der Legisla-
tive verfolgt worden sind, daß sie geschlagen worden 
sind, daß also schwere Übergriffe gegen diese Perso-
nen stattgefunden haben? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ja, das ist uns leider bekannt. So waren zum 
Beispiel die Abgeordneten des von Präsident Luka-
schenko aufgelösten Parlamentes Grib und Znawets 
die, wenn man so will, ersten einheimischen Opfer 
des Dekretes, als sie wegen ihrer Rolle bei den Ver-
fassungstagsdemonstrationen vom 14. und 15. März 
zu einer Geldstrafe bzw. zu Haftstrafen verurteilt 
worden sind. Diese Fälle sind uns in der Tat bekannt. 

Sie haben auch eine Rolle gespielt anläßlich der 
sehr klaren Demarchen, die es sowohl in Minsk als 
auch in Bonn gegeben hat, insbesondere beim Ge-
spräch des Politischen Direktors des Auswärtigen 
Amtes mit dem weißrussischen Botschafter am 
17. April. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage des 
Kollegen Hilsberg. 

Stephan Hilsberg (SPD): Die Republik Belarus ist 
ja Mitgliedstaat der OSZE. Für diese gibt es verbind-
liche Richtlinien und Rechtsvereinbarungen. Ist die 
Bundesrepublik bei Lukaschenko vorstellig gewor-
den und hat gegen die Einschränkung der Grund-
rechte protestiert? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Eindeutig, sowohl vor Ort als auch hier in Bonn, 
wobei neben dem Hinweis auf die Verpflichtungen, 
die Weißrußland im Rahmen der Vereinten Nationen 
und der OSZE eingegangen ist, natürlich insbeson-
dere der Appell an Präsident Lukaschenko ergangen 
ist, die derzeitige Offensive gegen Oppositionspoliti-
ker, Medien und private - insbesondere humanitäre - 
Institutionen zu beenden, inhaftierte Politiker freizu-
lassen und entsprechende Verfahren einzustellen so-
wie schließlich den in dem Ratsbeschluß der Europäi- 
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schen Union enthaltenen Empfehlungen zu entspre-
chen. Es wird Zeit, daß Weißrußland auf den Weg zur 
Verfassungsmäßigkeit zurückkehrt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
die Frage 38 des Kollegen Gernot Erler auf: 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtungen der weißrussi-
schen Opposition, daß es am 11. Jahrestag der Katastrophe von 
Tschernobyl am 26. April 1997 zu gewaltsamen Zusammenstö-
ßen zwischen Regierung und Opposition kommen kann, und 
welche bilateralen und multilateralen Möglichkeiten zum 
Schutz der politischen Opposition in Belarus gibt es aus Sicht 
der Bundesregierung? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, nachdem bereits am 26. April 
1996 während des seit 1989 in Minsk traditionellen 
jährlichen Tschernobyl-Marsches die weißrussischen 
Ordnungskräfte brutal gegen oppositionelle Demon-
stranten vorgegangen waren, sind auch dieses Jahr 
harte Zusammenstöße leider nicht auszuschließen. 

In enger Abstimmung mit unseren Partnern in der 
Europäischen Union verfolgt die Bundesregierung 
kontinuierlich die aktuelle politische Entwicklung in 
Weißrußland. Sie setzt sich dabei mit Nachdruck für 
die Wahrung demokratisch-rechtsstaatlicher Grund-
sätze ein, zu deren Einhaltung sich Weißrußland als 
OSZE-Mitglied, wie wir gerade gehört haben, ver-
pflichtet hat. 

Auf deutschen Vorschlag findet am 23. April, also 
heute, eine außerordentliche Sitzung der zuständi-
gen Arbeitsgruppe der Europäischen Union statt. Die 
Bundesregierung unterstützt darüber hinaus maß-
geblich die entsprechenden Bemühungen des däni-
schen OSZE-Vorsitzenden zur Wiederherstellung de-
mokratischer Verhältnisse. 

Wie ich soeben bereits erwähnte, hat auf Weisung 
von Bundesminister Kinkel der Politische Direktor 
des Auswärtigen Amtes, Ministerialdirektor Ischin-
ger, am 17. April den weißrussischen Botschafter ein-
bestellt und ihm deutlich gemacht, daß insbesondere 
die angedrohte Schließung der Stiftung „Den Kin-
dern von Tschernobyl", die mit zahlreichen humani-
tären Organisationen in Deutschland aufs engste zu-
sammenarbeitet, negative Auswirkungen auf die bi-
lateralen Beziehungen zwischen beiden Ländern 
hätte. Diese Haltung hat auch der deutsche Botschaf-
ter in Minsk dem weißrussischen Außenminister ge-
genüber dargelegt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, welche Er-
fahrungen hat die Bundesregierung in den letzten 
Monaten mit Vorhaltungen, Ermahnungen und Bit-
ten an die weißrussische Führung gemacht? Es gab 
schon im Zusammenhang mit dem Referendum und 
danach zahlreiche Maßnahmen des Europarats, der 
OSZE und auch der Europäischen Union. Gibt es ir-
gendein Anzeichen dafür, daß die belorussische Füh-
rung diesen Dingen in ihrem Verhalten in irgend-
einer Weise Rechnung trägt? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Zu Ihrer ersten Frage: Bisher haben wir mit ent-
sprechenden Initiativen keine guten Erfahrungen ge-
macht. Wir sind bisher sehr enttäuscht worden. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Es wird erforderlich sein, 
weiterhin am Ball zu bleiben und Druck auszuüben. 
Das kann nur über eine gemeinsame Aktion der Mit-
glieder der Europäischen Union und darüber hinaus 
Wirkung haben. Hierzu ist die Bundesregierung ent-
schlossen und bereit. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, Sie haben 
in Ihren Antworten besonders den Strang der euro-
päischen Partner hervorgehoben. Bekannt ist aber 
auch, daß die russische Führung einen erheblichen 
Einfluß auf Minsk hat, daß Herr Lukaschenko zum 
Beispiel in der Staatsduma gefeiert und jüngst bei 
der Unterzeichnung einer A rt  Unionsvertrag im 
Kreml empfangen worden ist. Gibt es vielleicht auch 
eine Möglichkeit, über Moskau einzuwirken, damit 
es in drei Tagen nicht zu einer Katastrophe bzw. zu 
schweren Zwischenfällen in Minsk kommt? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Selbstverständlich wird auch dieser Weg be-
schritten. Welche Tragfähigkeit ein solcher Versuch 
hat, läßt sich gegenwärtig nicht genau absehen, weil 
in Minsk die Haltung gegenüber dem russischen Ein-
fluß durchaus widersprüchlich ist, wenn, wie Sie 
beschreiben, auf der einen Seite Präsident Luka-
schenko in der Staatsduma gefeiert wird und auf der 
anderen Seite sich die weißrussische Führung durch-
aus über übermäßigen Einfluß aus Rußland be-
schwert. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Dann rufe ich jetzt die Frage 39 des Kollegen Ste-
phan Hilsberg auf: 

Was weiß die Bundesregierung über Praktiken bei der Verga-
be von Einreisevisen nach Deutschland für russische Staatsbür-
ger, die in Rußland über Beauftragte abgewickelt werden, u. a. 
den Verein „W.",  bei denen Situation der Antragsteller dahin ge-
hend ausgenutzt wird, daß von ihnen durch die Beauftragten 
zwingend ein Betrag eingefordert wird, der die von der Botschaft 
erhobenen Gebühren um ein Vielfaches übersteigt? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Hilsberg, bei den deutschen 
Auslandsvertretungen in Rußland müssen Antrag-
steller grundsätzlich persönlich vorsprechen. We-
gen der großen Entfernungen im Lande nehmen al-
lerdings die Auslandsvertretungen Visaanträge 
auch über Beauftragte entgegen. Hierbei handelt 
es sich aber lediglich um eine Erleichterung für 
den Antragsteller. 

Von den Auslandsvertretungen wird niemandem 
nahegelegt, an Stelle einer persönlichen Vorsprache 
eine Agentur einzuschalten. Manche Antragsteller 
wenden sich vielmehr von sich aus an diese Organi-
sationen, die dann für ihre Dienste ein Honorar for- 
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dern. Der Antragsteller kann natürlich frei entschei-
den, ob er auf ein solches Angebot eingeht oder 
nicht. 

Bei der Beurteilung der Höhe der Honorare muß 
natürlich auch in Rechnung gestellt werden, daß 
die Vermittler oft über Tausende von Kilometern 
nach Moskau reisen, do rt  übernachten und an-
schließend wieder zurückreisen müssen. Das an 
sich übersteigt natürlich die von der Botschaft er-
hobene Gebühr - bei einem Visum für einen Auf-
enthalt bis zu drei Monaten beträgt sie 20 DM  - 
um  ein Vielfaches. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Stephan Hilsberg (SPD): Kann die Bundesregie-
rung denn bestätigen, daß von Vermittlerorganisatio-
nen, wie zum Beispiel der fraglichen „Wiederge-
burt", im Einzelfall Gebühren in Höhe von 200 Do llar 
erhoben werden? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich kann die Zahl nicht bestätigen, aber die 
Größenordnung in der Tat. 

Stephan Hilsberg (SPD): Herr Staatsminister, wel-
che Möglichkeiten hat denn die Bundesregierung, 
andere Organisationen mit der Abwicklung dieser 
Visaanträge zu beauftragen? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich glaube, es würde die Möglichkeiten der 
Auslandsvertretungen übersteigen, ihrerseits den 
Aufbau eines Agenturservices zu fördern oder diesen 
selber aufzubauen. Wenn entsprechende zuverläs-
sige Organisationen vorhanden sind, haben wir 
nichts dagegen, daß solche Dinge geschehen. Wir 
sollten allerdings klar sagen, daß wir es für den bes-
seren Weg halten, daß die Antragsteller, wenn irgend 
möglich, persönlich in den Generalkonsulaten oder 
der Botschaft in Moskau vorsprechen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, Kol-
lege Erler. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, ich hatte 
schon früher Gelegenheit, die Bundesregierung zu 
diesen Vorgängen und zu der Entwicklung der Zah-
len der Antragsteller aus den GUS-Staaten zu befra-
gen. Aus der Antwort, die ich von Ihnen erhalten 
habe, geht hervor, daß die Zahlen der Antragsteller 
aus den GUS-Staaten - zwar in unterschiedlicher 
Weise, aber signifikant für Rußland und die Ukraine 
- etwa seit 1994 stark - zum Teil um mehr als die 
Hälfte - zurückgegangen sind. Gibt es seitens der 
Bundesregierung einen Anlaß, darüber nachzuden-
ken, ob das nicht auch mit den Praktiken bei der 
Visavergabe zu tun hat, oder ist in der Bundesrepu-
blik eine Reduzierung der Zahl der Besucher aus den 
GUS-Staaten erwünscht? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Eine Einschränkung des Besucherverkehrs liegt 
sicherlich nicht im Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland. Diesen Eindruck hat bisher auch noch 
keiner erweckt. Dafür, daß der Rückgang der Zahl 
der Anträge etwas mit den rein praktischen Proble-
men, die für den Antragsteller mit der Stellung des 
Antrages verbunden sind, zu tun haben könnte, sehe 
ich keinen Anhaltspunkt. Denn auf Grund der Ver-
breiterung des Netzes von Auslandsvertretungen auf 
dem Gebiet der früheren Sowjetunion sind die Dinge 
- ich betone: etwas - entschärft worden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 40 des Kollegen Stephan Hilsberg auf: 

Welches Verhältnis nimmt die Bundesregierung zu dem politi-
schen Schaden ein, der für das Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland in Rußland dadurch entsteht, daß sie den Verein 
„W." finanziell unterstützt, obwohl dieser Verein auf russische 
Visaantragsteller für eine Besuchsreise nach Deutschland, die 
auf die Vermittlungsdienste von „W." angewiesen sind, erhebli-
chen finanziellen Druck ausübt? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Hilsberg, wie gerade dargestellt, 
steht es den Antragstellern frei, das Angebot des von 
Ihnen genannten Vereins auszuschlagen und die 
Visa persönlich zu beantragen. Insofern übt der Ver-
ein keinen Druck auf die Antragsteller aus. 

Im übrigen muß ich auch feststellen, daß der ge-
nannte Verein in der Russischen Föderation im Zu-
sammenhang mit Visumsanträgen bisher kaum in Er-
scheinung getreten ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage, bitte. 

Stephan Hilsberg (SPD): Herr Staatsminister, wie 
mir bekannt ist, sehen die Antragsteller das anders. 
Sie befinden sich in einer Notlage. Meinen nicht 
auch Sie, daß die Erfahrung, sich in bezug auf einen 
Visumsantrag bei der deutschen Botschaft in einer 
Erpressungssituation zu befinden, unmittelbar mit 
dem Ansehen der Bundesrepublik Deutschland in 
Rußland in Verbindung gebracht wird? Schaden sol-
che Praktiken nicht unserem Ansehen in Rußland? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Man muß solche Dinge an konkreten Fällen 
festmachen. Ich bin dankbar, wenn mir solche kon-
kreten Fälle genannt werden. Dann kann man ihnen 
nachgehen. 

Ich glaube, wir sollten uns grundsätzlich davor hü-
ten, eine Organisation, die eine solche Hilfe in einer 
für den Antragsteller schwierigen Situation anbietet, 
in irgendeiner Form pauschal zu verurteilen oder ihr 
vorzuwerfen, sie würde überhöhte Honorare verlan-
gen. Man muß das im Einzelfall untersuchen und 
überlegen, ob der Antragsteller möglicherweise auch 
andere Wege hätte wählen können. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Stephan Hilsberg (SPD): Eine ganz einfache Frage: 
Warum ist es nicht möglich, die Antragstellung über 
den Postweg abzuwickeln? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Das wäre durchaus eine wünschenswerte Alter-
native. Allerdings sind die Realitäten des russischen 
Postsystems nicht so, daß man diesen Weg empfehlen 
könnte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Erler. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, wären Sie 
bereit, mir hier vor dem Hohen Haus oder gegebe-
nenfalls schriftlich mitzuteilen, wie sich Realität und 
Soll voneinander unterscheiden? Nach dem Soll 
sollte die Bearbeitung dieser Anträge, zum Beispiel 
in der Russischen Föderation oder auch anderswo, 
nicht länger als vier Arbeitstage dauern. Könnten Sie 
mir mitteilen, wie die tatsächliche durchschnittliche 
Bearbeitungszeit ist? 

Weil Sie nach konkreten Fällen gefragt haben, wi ll 
 ich Ihnen sagen: Es ist inzwischen gang und gäbe, 

daß Abgeordnete des Deutschen Bundestages durch 
persönliche Inte rvention bei den Auslandsvertretun-
gen dafür sorgen, daß eingeladene Künstler, Wissen-
schaftler und andere Gäste aus der Russischen Föde-
ration noch rechtzeitig zu Ereignissen in die Bundes-
republik kommen. Es kann ja wohl nicht die Ziel-
vorstellung der Bundesregierung sein, daß dies zur 
Praxis wird. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, Sie können davon ausgehen, daß 
mich ein regelmäßiger Blick auf meinen eigenen 
Schreibtisch in die Lage versetzt, die Brisanz des 
Themas zu erkennen. Ich kann Ihnen zwar jetzt nicht 
unmittelbar Zahlen nennen, aber ich bin gerne be-
reit, sie nachzuliefern. 

Sie wissen, daß die Situation unserer Auslandsver-
tretungen, insbesondere in Mittel- und Osteuropa 
und noch gravierender auf dem Gebiet der früheren 
Sowjetunion, ausgesprochen kritisch ist, daß do rt  die 
Rechts- und Konsularabteilungen eine gewaltige Ar-
beitslast zu bewältigen haben. Sie tun dies ange-
sichts der begrenzt vorhandenen Mittel bewunderns-
wert gut. Wir haben aber ganz erhebliche Engpässe, 
um deren Beseitigung sich Außenminister Kinkel 
nach allen Kräften bemüht. 

Wir appellieren an die Kolleginnen und Kollegen 
des Deutschen Bundestages, in den Haushaltsver-
handlungen dafür zu sorgen, daß dieser Bereich bei 
den Jahr für Jahr stattfindenden Personaleinspa-
rungsrunden um Himmels wi llen ausgenommen 
wird. Wir können sonst diese Last nicht mehr in einer 
für die Antragsteller akzeptablen Weise bewältigen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Alle Fragen be-
antwortet? - Es gibt keine weiteren Zusatzfragen. Ich 
danke Ihnen, Herr Staatsminister. 

Die Fragestunde ist beendet. 

Ich rufe jetzt den Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

Haltung der Bundesregierung zu den Konse-
quenzen aus dem neuesten Sonderabfallskan-
dal in Bayern 

Die SPD-Fraktion hat diese Aktuelle Stunde ver-
langt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort  hat die Kolle-
gin Marion Caspers-Merk, SPD. 

Marion Caspers-Merk (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist ein trauriger Anlaß, 
daß wir uns im Deutschen Bundestag zum wiederhol-
ten Male mit der illegalen Abfallentsorgung beschäf-
tigen müssen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Ihr habt das 
doch beantragt!) 

-Es ist interessant: Ihr Zwischenruf zeigt, daß man 
das Thema nicht aufgreifen und darüber reden wi ll . 
Natürlich ist Ihnen das unangenehm, Herr Kampeter, 
weil wir sehr schnell auf die Versäumnisse der Bun-
desregierung zu sprechen kommen werden und müs-
sen. 

(Widerspruch des Abg. Steffen Kampeter 
[CDU/CSU]) 

Wir haben bereits vier- oder fünfmal über dieses 
Thema diskutiert. Nur hat sich leider an der unvoll-
ständigen Rechtslage nichts geändert. Wir hatten 
illegale Abfallexporte nach Ungarn; wir hatten Gift-
müllsäcke an deutschen Autobahnen. Derzeit läuft in 
Frankfurt  eines der größten Umweltverfahren der 
Republik, in dem kriminelle Machenschaften und ein 
bundesweites Netz von kriminellen Entsorgungen 
aufgedeckt wurden. 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Und in 
Nürnberg!) 

Ich halte für einen Skandal, wenn auf der einen 
Seite eine Art  Mafia-Struktur aufgedeckt wird, die 
auf Grund der Riesengewinne vergleichbar ist mit 
der Mafia im Bereich des Drogen- und Menschen-
handels, und auf der anderen Seite Vollzugslücken, 
aber auch Rechtslücken ausgenutzt werden, um 
Mensch und Umwelt zu schädigen. Das ist der 
eigentliche Skandal. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir hatten jüngst in Nürnberg wieder einen Skan-
dal, der durch eine sehr engagierte Staatsanwalt-
schaft aufgedeckt wurde. 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Und die 
Polizei!) 
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Ihr gebührt das Verdienst, die Sache beim Namen 
genannt zu haben. Es ist schließlich auch für uns 
wichtig, daß solche Dinge aufgedeckt werden, damit 
in Zukunft der Vollzug überall dort  gestärkt wird, wo 
es machbar ist. 

Herr Kollege Fried rich, weil Sie von Nürnberg re-
den: Es ist ganz interessant, 

(Dr. Gerhard F riedrich [CDU/CSU]: Da gibt 
es einen SPD-Umweltreferenten, der die 

Aufsicht hat!)  

daß der SPD-Umweltreferent in Nürnberg an Hand 
von vier Punkten nachweist, welche konkreten For-
derungen er an die Bundespolitik hat. 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Der Ver

-

sager?) 

- Diese ganz konkreten Forderungen an die Bundes-
politik vermitteln uns den Eindruck, daß Sie schon 
gar nicht mehr zuhören. Sie schaffen do rt  das Um-
weltdezernat ab und hören sich noch nicht einmal 
die Argumente an, weil dann nämlich der Finger in 
die Wunde Ihres Versagens gelegt werden würde. 

Der Umweltreferent in Nürnberg hat nachgewie-
sen, daß es an rechtlichen Regelungen fehlt. Es fehlt 
erstens nach wie vor eine vollzugsfreundliche Altau-
toverordnung. Zweitens fehlt eine Elektronikschrott

-

verordnung. Drittens fehlt eine bundesweit gültige 
TA Shreddermüll, in der eindeutige Höchstbela-
stungsgrenzen festgelegt werden. Viertens kritisiert 
er insbesondere, daß die Behörden auf Grund Ihrer 
Privatisierungsorgie mit den Vollzugsproblemen al-
lein gelassen werden; denn es ist nicht mehr klar, wie 
ordnungsgemäße Verwertung überhaupt aussieht. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Ich feiere 
keine Orgien, Frau Kollegin Caspers-Merk!) 

Er hat in einem Schreiben, in dem er uns zum Han-
deln auffordert, festgestellt, daß sich ein Abfallerzeu-
ger, wenn er eine Verwertung nur behauptet, damit 
weitgehend der behördlichen Kontrolle entzieht. 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch nicht! Das wissen Sie doch!) 

Seit dem 7. Oktober 1996 gilt das sogenannte verein-
fachte Entsorgungsnachweisverfahren, wodurch die 
Kontrolle erschwert wird. Dadurch wird es für die Be-
hörden immer schwieriger, den Vollzug einigerma-
ßen vernünftig zu organisieren. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Im Gegensatz zu Ihnen, die Sie als Koalition ja han-
deln müßten, haben wir etwas gemacht: Wir haben 
eine Altautoverordnung vorgelegt und Eckpunkte 
dazu formuliert. Sie haben bislang lediglich eine frei-
willige Selbstverpflichtung vorgelegt, hinsichtlich 
derer selbst die EU-Kommission in ihrer Beurteilung 
zu dem Ergebnis kommt, dies sei ein Vertrag zu La-
sten Dritter, der nachverhandelt werden müsse. 

Beim Bereich Elektronikschrott haben Sie über-
haupt nichts vorgelegt. Bislang gibt es lediglich eine 
Informationsrichtlinie, die nur 3 Prozent des Pro-

blems, nämlich den Computerschrott, betrifft. Die 
großen Mengenströme hingegen werden bei Ihnen 
überhaupt nicht erfaßt. Ich bin sehr stolz, daß die 
SPD-Bundestagsfraktion gestern Eckpunkte für eine 
Elektronikschrottverordnung einstimmig beschlossen 
hat. 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Gut!) 

Wir fordern darüber hinaus, daß der Vollzug bei 
der Verwertung nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz 
thematisiert wird. Auch dazu haben wir rechtliche 
Initiativen ergriffen. Wir werden Sie zwingen, Farbe 
zu bekennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern Sie deshalb auf: Sorgen Sie durch Ihr 
Handeln für Rechtssicherheit, indem die seit sechs 
Jahren angekündigten Verordnungen endlich in 
Kraft treten! 

(Dr. Gerhard F riedrich [CDU/CSU]: Anwen-
den müssen wir die bestehenden Verord-

nungen!) 

Hören Sie mit den freiwilligen Selbstverpflichtungen 
auf, die im Prinzip noch nicht einmal das Papier we rt 

 sind, auf dem sie stehen! Sorgen Sie dafür, daß durch 
eine ungerechtfertigte Standortdiskussion, in der im-
mer wieder die Umweltstandards als Argument ge-
nannt werden, nicht der Eindruck in der Öffentlich-
keit entsteht, als wären unsere Umweltstandards zu 
hoch! Sie sind richtig. Wir müssen sie anwenden. Wir 
sollten alle unterstützen, die gegen i llegale Abfall-
entsorgung und illegalen Mülltransport vorgehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Steffen Kampeter, CDU/CSU-Fraktion. 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Daß der 
SPD-Umweltreferent in Nürnberg, von seiner eige-
nen Verantwortung ablenkend, jetzt in andere Rich-
tungen zeigt, mag menschlich verständlich sein. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wenn aber etwas bei der Auseinandersetzung über 
diese Abfalltransporte und i llegalen Ablagerungen 
erwähnenswert ist, dann ist es der Punkt, daß wir es 
vor allen Dingen mit einem Vollzugsproblem zu tun 
haben. Das muß am Anfang dieser Debatte einmal 
klargestellt werden. 

Wir haben in den vergangenen Jahren eine Viel-
zahl von neuen Regelungen im Abfallrecht beschlos-
sen. Ich weiß nicht, wo der SPD-Umweltreferent von 
Nürnberg lebt. In Mittelfranken, das ist schon klar. 
Aber die meisten, die etwas mit Abfallrecht zu tun 
haben, sagen in Richtung Bonn: Nun laßt uns erst 
einmal in Ruhe diese Dinge vollziehen und macht 
keine neuen Vorschriften. Das ist, glaube ich, eher 
der richtige Ruf aus der Praxis. 

(Widerspruch bei der SPD) 
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Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion läßt sich im Be-
reich Tatort Umwelt von niemandem überbieten, 

(Marion Caspers-Merk [SPD]: Das ist wahr!) 

wenn es darum geht, rechtliche Regelungen zu 
schaffen, die geeignet sind, Umweltstraftäter zur 
Ordnung zu rufen und dort  zu verurteilen, wo es not-
wendig ist. Das war auch ein Hauptanliegen, als wir 
vor drei Jahren die Novellierung des Abfallrechts in 
Deutschland vorangetrieben und das neue Kreislauf-
wirtschaftsgesetz verabschiedet haben. 

Frau Kollegin Caspers-Merk, wenn Sie heute die 
Behauptung aufstellen, das neue, vereinfachte Nach-
weisverfahren des Kreislaufwirtschaftsgesetzes führe 
zu weniger Kontrolle, dann führen Sie die deutsche 
Öffentlichkeit in die Irre. Die Fälle, über die wir 
heute reden, sind nach dem alten Nachweisver-
fahren, das Sie offensichtlich als besser empfunden 
haben, erfolgt. Dabei haben sich die Beamten aller-
dings darauf beschränkt, Papiere zu kontrollieren. 
Sie haben einen enormen Papierwulst kontrolliert, 
und es ist ihnen nichts aufgefallen. Ein Beispiel dafür 
sind die Nürnberger Transpo rte. Wir wollen, daß die 
Beamtinnen und Beamten weniger die Papiere, son

-

dern mehr die Betriebe kontrollieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deswegen haben wir mit dem neuen Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz die Bürokratie verringert 
und die Kontrollmöglichkeiten intensiviert. 

Frau Kollegin Caspers-Merk, Sie haben kritisiert, 
das umdeklariert wird. Mit dem Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz haben wir diese Umdeklarations-
möglichkeiten beim Müll verhindert. 

(Dr. Jürgen Rochlitz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt doch gar nicht, Herr 

Kampeter!) 

Wir haben die internationalen Abfalltransporte neu 
geregelt. Das war richtig so. 

(Susanne Kastner [SPD]: Hat es denn gehol

-

fen?) 

Wie erklären Sie es sich denn sonst, Frau Kollegin 
Caspers-Merk, daß Ihre Fraktion diesem Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetz zugestimmt hat. 

(Marion Caspers-Merk [SPD]: Weil ihr die 
Verordnungen angekündigt und nicht voll

-

zogen habt!) 

- Frau Kollegin Caspers-Merk, die Elektronikschrott

-

verordnung oder die Altautoverordnung hätte bezüg-
lich der Kontrolle von Abfalltransporten überhaupt 
nichts gebracht. 

Ich will  Ihnen auch sagen: Die Zertifizierung ver-
hindert natürlich nicht die kriminelle Energie, die bei 
den bestimmten Unternehmen dahintersteckt. Wir 
können mit der Zertifizierung Qualitätsstandards set-
zen, aber wir können damit nicht kriminelle von nicht 
kriminellen Unternehmern bzw. Unternehmen tren-
nen. Deswegen, glaube ich, erwecken Sie falsche 
Hoffnungen. 

Wir brauchen einen ordnungsgemäßen Vollzug. 
Wir brauchen gut ausgestattete Umweltpolizeien in 
den Ländern. Wir brauchen fleißige Umweltreferen-
ten, die auch einmal vor Ort in den Bet rieben aufpas-
sen. Wir brauchen einen leistungsfähigen Umwelt-
vollzug. Dafür haben wir - gemeinsam mit Ihnen - 
mit den rechtlichen Möglichkeiten die Voraussetzun-
gen geschaffen. 

(Susanne Kastner [SPD]: Praktische Politik 
brauchen wir!)  

Ich will auch zu der Behauptung einiges sagen, 
das Thema der Aktuellen Stunde betreffe einen 
Skandal in Bayern. Die Ermittlungen in dem Zusam-
menhang laufen in Baye rn , in Baden-Württemberg, 
in Rheinland-Pfalz, in Hessen, in Niedersachsen, in 
Sachsen-Anhalt und anderswo. Daraus einen bayeri-
schen Skandal zu machen mag zwar Ihrem parteitak-
tischen Wunschdenken entsprechen, 

(Susanne Kastner [SPD]: Machen wir doch 
gar nicht!) 

zeigt aber, daß Vollzugsdefizite auch in anderen Tei-
len dieses Landes vorhanden sind. Wenn es denn 
schon ein bayerischer Skandal ist, wäre es vernünfti-
ger, von einem fränkischen zu sprechen, denn Nürn-
berg liegt in Mittelfranken. 

(Marlene Rupprecht [SPD]: Ein Bonner 
Skandal! - Dr. Gerhard F riedrich [CDU/ 

CSU]: Ein Nürnberger!) 

Ich stimme Ihnen zu - damit will ich schließen - in 
der Forderung, daß wir dringend eine Altautoverord-
nung brauchen. Wir müssen die Selbstverpflichtung 
der Industrie zur Verwertung von Altfahrzeugen flan-
kieren. Wir brauchen die Qualitätsstandards, die die 
Altautoverordnung bringt. 

(Marion Caspers-Merk [SPD]: Aha!) 

Aber wer verzögert eigentlich die Beratung der Alt-
autoverordnung im Bundesrat? Ich höre immer nur, 
daß sich die Beratung von Woche zu Woche ver-
schiebt, weil sich die Umweltminister der SPD nicht 
auf ein einheitliches Konzept einigen können. 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

Wer im Bundesrat die Beratung verzögert und hier 
im Bundestag anmahnt, daß die Verordnung noch 
nicht vorliege, der sollte erst einmal seine Hausauf-
gaben machen. Wir haben sie gemacht. Deswegen 
unterstützen wir weiterhin die Umweltpolitik dieser 
Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Jürgen Rochlitz, Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Jürgen Rochlitz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wie viele 
Müllskandale werden wir denn noch in den 80 Wo-
chen Merkelscher Umweltpolitik erleben? Wird das 
Umweltministerium in diesen verbleibenden 80 Wo-
chen bis zur Bundestagswahl noch die Kraft finden, 
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endlich die Gesetzeslücken für die Müllmafia zu 
schließen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das hat 
Frau Caspers-Merk auch schon gefragt!) 

Oder werden wir weitere 80 Wochen Hilflosigkeit, 
Schuldzuweisungen an die Länder und, Herr Kampe-
ter, Schulterklopfen in den eigenen Reihen erleben? 
Wann endlich werden im Umweltministerium die 
Fakten zur Kenntnis genommen und Maßnahmen er-
griffen? 

Schon seit über sieben Jahren sind die Probleme 
mit dem Auto- und Elektroshredder bekannt. Schon 
das Töpfer-Ministe rium wollte mit einer Shredder

-

Verordnung die dubiose Praxis reglementieren. Da-
bei ist es leider geblieben. 

Das damalige Abfallrecht, das bis letzten Herbst 
noch Geltung besaß, ermöglichte es, Abfälle per Fe-
derstrich oder Telefonaten zu Wirtschaftsgütern zu 
machen. So manche Behörde, so manches Landes-
umweltministerium war dankbar für soviel Flexibili-
tät. Und die Müllmafia nutzte diese Möglichkeiten 
gnadenlos aus. 

So wurde zum Beispiel im Mannheimer Hafenge-
biet die Lagerung von Zigtausenden Tonnen hochbe-
lasteten Shreddermülls möglich, und zwar als Wi rt

-schaftsgut und ohne Basisabdichtung oder sonstige 
Deponiesicherheiten. Auch Brände und Selbsterhit-
zungen erzwangen nicht den rechtzeitigen Abtrans-
port  als Sondermüll vom ungeeigneten Gelände vor 
dem Konkurs des mafiosen Unternehmens. 

Mit der damaligen Rechtslage tun sich auch heute 
noch die Staatsanwälte schwer. Die Umweltgefähr-
dung ging nämlich schon damals vom Bundesrecht 
aus. Dem Verbleib von so manchen Tausenden Ton-
nen Sondermüll, die in den offiziellen Bilanzen nicht 
mehr aufgeführt werden, müßte nachgegangen wer-
den; denn der Rückgang zum Beispiel von Sonderab-
fallmengen um 50 Prozent oder von Shredderabfällen 
in Baden-Württemberg um 75 Prozent - von 60 000 
Tonnen im Jahre 1990 auf 15 000 Tonnen im Jahr 
1993 - muß durchaus kein abfallwirtschaftlicher Er-
folg sein, wie immer wieder behauptet wird. 

Herr Kampeter, allerdings ist auch bei der heutigen 
Rechtslage auf der Basis des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes Vorsicht angebracht. Es ist nämlich nicht so 
- wie Sie jetzt ausgeführt haben -, daß gewisser-
maßen die Umdeklaration nicht mehr möglich wäre. 
Zwar kann mit dem neuen Begriff „Abfall zur Ver-
wertung" ein besserer Überblick über die Abfall-
ströme gewonnen werden, 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Die sind 
zusätzlich in die Überwachung einbezogen 

worden!)  

doch auch hier sind Tür und Tor noch offen für eine 
dubiose Verwertungspraxis. Ich verweise allein auf 
die Untertageverfüllung von Bergwerksstollen mit 
Sondermüll als sogenanntem Bergwerksversatz. Die 
Grauzone zwischen behördlicher Praxis und mafio

-

sem Vorgehen ist durch das neue Kreislaufwirt-
schaftsgesetz also keineswegs aufgehellt. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Es ist eine 
Ungeheuerlichkeit, wenn Sie das jetzt 

sagen!) 

Das Umweltministerium ist dem Bundestag in folgen-
den Punkten immer noch Vorlagen schuldig geblie-
ben. Erstens. Aufstellung von ökologischen Kriterien 
für die Verwertung. Zweitens. Aufstellung von ökolo-
gischen Kriterien für die Produktverantwortung bei 
den Auto- und Elektrokonzernen zur Förderung des 
Einsatzes umweltverträglicher Materialien. Drittens. 
Eine Shredderverordnung, die Andienungspflichten 
und Entsorgungspfade, Grenzwerte und Bestim-
mungsmethoden festschreibt. Viertens. Eine ökologi-
sche Altauto-Rücknahmeverordnung, die über das 
Feigenblatt einer absolut unzureichenden Selbstver-
pflichtungserklärung der Autokonzerne hinausgeht. 

Die 70 000 Tonnen Shreddermüll, meine Damen 
und Herren, sind aber nur die Spitze des Eisbergs; 
denn mehr als zehnmal soviel, nämlich über 1 Million 
Tonnen brennbarer Sonderabfälle, sind seit 1993 
bundesweit aus der geordneten Entsorgung ver-
schwunden. Sie wurden i llegal oder halblegal expor-
tiert, umdeklariert, verbuddelt oder verbrannt. 

Zu dieser Situation kommt noch die Heuchelei der 
Politiker aller Couleur, die gern den schlanken Staat 
predigen und dann angesichts der Bilder von öltrie-
fenden Müllkippen eine mangelhafte staatliche 
Überwachung und Kontrolle beschreien. Fragen Sie 
doch einmal die überlasteten Beamten und Ange-
stellten in den Ge richten, den Staatsanwaltschaften, 
beim Zoll, bei der Polizei: Personal, zumal fachkundi-
ges, Geld und Material werden immer knapper, wäh-
rend sich die Giftmüllmafia bequem einrichtet. 

Und mitten im Skandal vor allem auch die Bundes-
regierung, die nicht nur mit dem neuen Abfallgesetz 
den Grundstein für eine Vielzahl neuer Skandale ge-
legt hat. Über deregulierende Verordnungen soll mit 
weniger Staat mehr Eigenüberwachung stattfinden. 
Waren früher Abfallströme über Begleitschein-
systeme noch ungefähr verfolgbar, erhalten die Ent-
sorgungsfachbetriebe nun wesentliche Prüf-, Nach-
weis- und Transporterleichterungen, womit dem 
Mißbrauch Tür und Tor geöffnet ist. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, endlich Kon-
sequenzen aus dieser unendlichen Geschichte der 
Giftmüllskandale zu ziehen. Legen Sie den Grund-
stein für eine intensive, verbesserte Überwachung 
der Unternehmen als Giftmüllproduzenten durch 
ausreichendes und qualifiziertes Personal! 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das ist ganz 
klar Länderverantwortung!) 

Schaffen Sie endlich einen wi rtschaftlichen Anreiz 
für die Vermeidung von Sonderabfall und ökologi-
sche Kriterien für den Einsatz von Materialien und 
ihr Recycling! Unterstützen Sie die Einrichtung von 
Ermittlungsgruppen für Sondermüll, wie in Hessen, 
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durch eine bundesweite Vernetzung im Bundeskri-
minalamt! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Wenn Sie den Müllverschiebern das Handwerk le-
gen wollen, dann müssen Sie endlich handeln, und 
zwar in diesem Sinne. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Birgit Homburger, F.D.P. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist ja mal wieder ty-
pisch, was hier vonstatten geht. Es läuft wieder eine 
Aktuelle Stunde, ohne daß man schon über alle Hin-
tergründe informiert wäre und die Kenntnisse hätte, 
die überhaupt eine Beurteilung zuließen. 

Es ist mal wieder typisch, daß eine kriminelle Müll-
schieberei stattfindet und Sie gleich die Gelegenheit 
nutzen, um zu versuchen, das der Bundesregierung 
in die Schuhe zu schieben. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das ist 
ungeheuerlich!) 

Sie sollten besser einmal die kriminellen Machen-
schaften beklagen und für Verbesserungen im Voll-
zug sorgen, anstatt immer wieder Alibiveranstaltun-
gen abzuhalten. 

Die bisher bekanntgewordenen i llegalen Ablage-
rungen von Sonderabfällen auf nicht geeigneten De-
ponien werden von uns natürlich genauso verurteilt. 
Umweltkriminalität ist schließlich kein Kavaliersde-
likt und muß konsequent verfolgt und bestraft wer-
den. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Wird doch auch!) 

Es ist auch ein Skandal, wenn es tatsächlich zutref-
fen sollte, wie ja berichtet wird, daß kurz nach der 
Wiedervereinigung die Unwissenheit und Unerfah-
renheit von Behörden in den neuen Ländern ausge-
nutzt wurde, um illegal Sonderabfälle auf Hausmüll-
deponien einzulagern. Es wäre auch skandalös, 
wenn es tatsächlich zuträfe, wie es berichtet worden 
ist, daß sich einige Verantwortliche hätten bestechen 
lassen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Unglaub

-

lich!) 

Aber ob das alles stimmt, das wissen wir nicht; wir 
kennen es im Moment nur aus der Zeitung. Ich 
würde es deswegen auch ein bißchen mit Vorsicht 
behandeln. Ich hätte es besser gefunden, man hätte 
in Ruhe abgewartet und sich einen ordentlichen Be-
richt vom Umweltministerium geben lassen, in dem 
die Tatsachen, wenn man sie dann zusammengetra-
gen hätte, aufgelistet worden wären, anstatt sich hier 

heute damit auseinanderzusetzen und den Versuch 
zu machen, Panik zu verbreiten und es der Bundesre-
gierung in die Schuhe schieben zu wollen. 

Herr Rochlitz, Sie haben es wieder bezweifelt - wir 
haben das hier schon mehrfach besprochen -: Die il-
legalen Müllschiebereien, die vorgekommen sind, 
sind unter dem alten Abfallrecht und nicht nach dem 
neuen Kreislaufwirtschaftsgesetz passiert. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das wird er 
in zehn Jahren noch behaupten!) 

Wir haben genau dieses Schlupfloch gestopft. 

(Dr. Jürgen Rochlitz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein! Sie haben es nicht 

geschlossen! Das ist nicht der Fa ll !) 

Die Umdeklarierung in Wi rtschaftsgut ist nach dem 
neuen Recht nicht mehr möglich. Das war Sinn und 
Zweck der Novelle bzw. des neuen Abfallrechts. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir haben es schon x-mal erörtert - Sie werden es 
wahrscheinlich nie verstehen; ich kann es nur jedes-
mal wieder erläutern -: Der Vollzug war und ist Län-
dersache, und die Abfallüberwachung ist ebenfalls 
Ländersache. 

Sie fordern genügend Personal; auch das ist Län-
dersache. Das haben wir Ihnen ebenfalls schon x-mal 
erklärt; auch das ist nicht unsere Sache. 

Das, was wir von der Bundesebene dazu tun konn-
ten, haben wir getan. Wir haben nämlich durch ein 
entsprechend vereinfachtes Verfahren, durch eine 
Entbürokratisierung der Abfallnachweisverfahren, 
im Kreislaufwirtschaftsgesetz dafür Sorge getragen, 
daß die Behörden vor Ort im Vollzug zukünftig nicht 
mehr nur Papier über den Tisch schieben, sondern 
wirklich Zeit gewinnen, um vor Ort in den Bet rieben 
zu prüfen. Das ist doch das Wesentliche. Die Entla-
stung, die wir von der Bundesseite aus haben initiie-
ren können - dabei geht es nicht um eine Reduzie-
rung in bezug auf Umweltstandards, sondern um 
eine Entlastung der Behörden, so daß sie vor Ort 
überprüfen können -, haben wir vorgenommen. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Michaela Geiger) 

Der Rest ist Ländersache und bleibt Ländersache; 
das müssen Sie einfach mal kapieren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Steffen  Kampeter [CDU/CSU]: Sehr gut! 

Das kapieren die nur nicht!) 

Die SPD wirft uns wieder vor, wir würden die Alt-
autoverordnung nicht erlassen. Frau Caspers-Merk, 
diese haben wir hier am 12. Dezember 1996 beschlos-
sen. 

(Marion Caspers-Merk [SPD]: Eine freiwil-
lige Verordnung haben Sie gemacht, und 
die Verordnung reicht noch nicht einmal!) 

Wo liegt denn das Ding? Im Bundesrat. Und jetzt 
stellt sich angesichts dieses Skandals Frau Ma rtini, 
Umweltministerin in Rheinland-Pfalz, hin und sagt, 
sie will, daß die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
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nung geändert wird und daß zukünftig für die Ab-
meldung eines Autos eine Annahmeerklärung eines 
zertifizierten Verwerters her muß. Dazu kann ich nur 
sagen: Genau das beabsichtigen wir doch mit dem 
Ding, das im Bundesrat nicht fertig wird. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das, was Sie von seiten der SPD hier abliefern, ist 
also wirklich ein Trauerspiel. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das ist noch 
milde ausgedrückt!) 

- Der Herr Kollege Kampeter ruft zu Recht dazwi-
schen: „Das ist noch milde ausgedrückt." - Sie haben 
überhaupt kein Material für eine vernünftige Ausein-
andersetzung. 

Ich sage auch einmal ganz deutlich: Ob gesetzliche 
Änderungen notwendig sind, kann man erst beurtei-
len, wenn die Vorgänge wirklich aufgeklärt sind. Für 
voreilige Forderungen von Ihrer Seite besteht über-
haupt kein Grund. 

Jetzt noch eine letzte Bemerkung zur TA Shredder-
abfall. Auch das ist eine Sache, die seinerzeit letztlich 
an den Ländern gescheitert ist. Aber das ist über-
haupt nicht der Punkt, an dem man ansetzen muß. 
Sie dürfen nicht bei der Frage ansetzen, wieviel Mil-
ligramm pro Kilo PCB nach dem Shreddervorgang 
hinten herauskommen, sondern müssen es bei der 
Frage tun, was vorne bei der Produktion passiert. Ge-
nau das will  man mit der Altautoverordnung errei-
chen. Dazu hat die Wirtschaft eine Selbstverpflich-
tung abgegeben, auch eine zur Reduzierung des Ab-
falls aus dem Bereich der Altautos. Das sind ja alles 
Dinge, die zwischenzeitlich passiert sind. 

Kurz zusammengefaßt: Das Vorgehen der SPD ist 
mal wieder eindeutig. Es geht ihr nicht um die Sache, 
sondern um die Show. Ich kann hier nur sagen, Ner-
vosität war noch nie ein guter Berater. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Eva Bulling-Schröter, PDS. 

Eva Bulling-Schröter (PDS): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wieder einmal ein 
Umweltskandal, den wir hier im Plenum behandeln. 
Im Oktober 1995 ging es um 43 Fässer mit giftiger 
Blausäure an Bayerns Autobahnraststätten; dieses 
Mal dreht es sich um 70 000 Tonnen Sondermüll. 

Wenn Frau Merkel jetzt da wäre - aber Frau Hom-
burger hat es ja schon gesagt -, würde wieder einmal 
darauf verwiesen, daß dieses vor Inkrafttreten des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vom 8. Okto-
ber geschehen ist. Das trifft zwar in diesem Fall zu, 
aber schauen wir einmal, welche Ausreden es beim 
nächsten Umweltskandal gibt. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sagen Sie 
das einmal dem Herrn Rochlitz, daß das 

richtig ist!) 

Bund und Länder stehen wieder einmal hilflos vor 
einem Problem; wieder einmal wird die Situation her

-

untergeredet und von schwarzen Schafen gespro-
chen. Schauen wir uns einmal an, was die Presse 
dazu schreibt: 

Die Ermittlungen gegen die Bande von Shredder-
müllverschiebern laufen in Nürnberg seit 1994, 
aber die zuständigen Ministerien in Sachsen und 
Sachsen-Anhalt - die Empfängerländer der ge-
fährlichen Ladungen - erfuhren davon erst letzte 
Woche aus der Zeitung. 

Das ist schon sehr seltsam. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Schuld ist 
wahrscheinlich Frau  Merkel!)  

Was die Ermittlungen angeht, muß die Nürnberger 
Polizei einräumen, es gebe leider eine gewisse 
Rechtsunsicherheit bezüglich des Grenzwertes für 
den krebserregenden und erbgutschädigenden Stoff 
PCB im Shreddermüll. Dadurch entstehe für die Er-
mittlungen eine enorme Beweisproblematik. Meh-
rere Verfahren seien auf Grund der komplexen 
Rechtslage niedergeschlagen worden, denn die Defi-
nition von Shreddermüll als Sondermüll sei schwie-
rig, so auch der Geschäftsführer des Schrott-Recy-
cling-Verbandes in Köln. Das heißt, es gibt hier eine 
Rechtsunsicherheit, die behoben werden muß. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Jetzt schauen wir uns einmal die Situation der 
Wirtschaft in diesem Lande an. Dauernd wird über 
den Standort Deutschland, über Wettbewerbsfähig-
keit und über diese ganzen Dinge gesprochen; so-
ziale Standards und Umweltstandards aber werden 
verringert. Dazu kommt die ganze Frage der Selbst-
verpflichtungen. Frau Merkel bemüht sich ja sehr, 
nur ist die Lobby sehr viel stärker. Was dabei heraus-
kommt, sieht man jetzt ja wieder. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Die Selbstver-
pflichtung hat damit gar nichts zu tun!)  

Durch diese ganze Politik werden große Gewinne in 
diesem Land erzielt. Es gibt sehr viele Konzerne, die 
auf Grund dieser Politik nach 1945 einzigartige Ge-
winne erzielt haben. Andere Firmen aber machen 
nicht so große Gewinne. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Volkseigene!) 

Was passiert dann? Man transportiert eben i llegal 
Müll und erzielt die gewünschten Gewinne, die in-
zwischen höher als im Kokainhandel sind. Das ren-
tiert sich natürlich. 

Jetzt zu Bayern: Es wurde gesagt, die Länder seien 
schuld. Herr Rochlitz hat klargestellt, daß do rt  Perso-
nalbedarf besteht. In Bayern gibt es zwar genügend 
Personal im Vollzug, aber das macht ganz andere 
Dinge: Es bespitzelt Sozialhilfeempfänger und schiebt 
Asylbewerber in der Frühe um 3 Uhr ab. Hier wäre 
das Potential, endlich einmal Umweltkriminelle - 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Liegt auch nicht 
in der Zuständigkeit der Bundesregierung!) 
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- ich rede jetzt von Bayern! - zu beobachten. Andere 
Dinge werden in Bayern ja sehr wohl beobachtet. 
Hier gäbe es endlich einmal eine Möglichkeit dazu. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf von der CDU/CSU: Die PDS wahr

-

scheinlich - und das mit  Recht!)  

Jetzt noch ein Wo rt  zu Nürnberg: Es wurde der 
Nürnberger Umweltreferent erwähnt. Noch niemand 
hat darüber gesprochen, daß die CSU nach ihrem 
Sieg bei den Kommunalwahlen im letzten Jahr als er-
stes das Umweltreferat aufgelöst hat. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Das Umweltreferat wurde in das Bau- und Wi rt
-schaftsreferat eingegliedert. Hier sieht man, meine 

Damen und Herren von der CDU/CSU, was Sie von 
Umweltpolitik halten, wenn Sie das Umweltreferat in 
Nürnberg als erstes auflösen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich meine - die Kolleginnen und Kollegen der an-
deren Oppositionsparteien haben es schon gesagt -: 
Wir brauchen wasserdichte Verordnungen und Ge-
setze, die machbar sind, und natürlich auch Vor-
schriften, die diese Skandale verhindern, indem lük-
kenlose Nachweise dafür verlangt werden, wohin die 
Abfälle gehen. Ich möchte hier nur Hubert Weiger, 
den Chef des Bundes Naturschutz in Bayern zitieren. 
Er hat gesagt, Umweltverbrechen müssen genauso 
wie Mord und Totschlag geahndet werden. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile jetzt 
dem Parlamentarischen Staatssekretär Walter Hirche 
das Wo rt . 

Walter Hirche, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Frau Caspers-Merk, über die Inkonsequenz 
Ihrer Darstellung war ich überrascht. 

(Marion Caspers-Merk [SPD]: Was?) 

Sie haben dem Bund vorgehalten, er habe bestimmte 
Dinge nicht gemacht. Ich spreche deshalb von Inkon-
sequenz, weil Sie nach dem, was Sie ausgeführt ha-
ben, eigentlich eine Verfassungsänderung fordern 
müßten, so daß der Bund das alles in bundeseigener 
Verwaltung und somit mit Vollkompetenz machen 
kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ich möchte dann einmal sehen, wie die Länder dazu 
stehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Auf diesen Punkt werde ich noch zurückkommen. 
Denn der Vollzug, um den es hier geht, ist aus-
schließlich Ländersache. Es wird sich für Sie noch als 
Bumerang erweisen, daß Sie glauben, dieses Thema 
immer im Bundestag einbringen zu müssen. Man 
kann viel besser in den Ländern darüber reden, 
welche Versäumnisse vor Ort begangen worden sind. 

Zudem wissen Sie, daß es sich um Vorgänge aus 
den Jahren 1991 bis 1994 handelt, also aus der Zeit 
vor dem Inkrafttreten der jetzigen rechtlichen Rege-
lungen, mit denen alle Konsequenzen aus dem früher 
ungenügenden Abfallrecht gezogen worden sind. 
Die bestehenden bundesrechtlichen Vorgaben sind 
ausreichend, aber sie können - das werden Sie zuge-
ben müssen - keinen ausreichenden Schutz gegen 
kriminelle Machenschaften leisten. Diese würden be-
dauerlicherweise selbst dann auftreten, wenn Sie 
hier und dort  Veränderungen vornehmen würden. 

Das geltende Recht läßt eine Entsorgung, wie sie 
von der Polizei berichtet wird, nicht zu. Die Vollzugs-
behörden der Länder hätten eine solche Entsorgung 
bei vorheriger vollständiger Kenntnis zweifellos un-
terbunden. Deswegen muß davon ausgegangen wer-
den, daß die Vollzugsbehörden entweder nicht betei-
ligt oder durch Vorlage manipulierter Unterlagen be-
wußt getäuscht wurden. Gegen kriminelle Machen-
schaften kann nur das Strafrecht helfen, das im Falle 
der umweltgefährdenden Abfallbeseitigung im übri-
gen eine Freiheitsstrafe von bis zu 10 Jahren vorsieht 
und somit durchaus eine Regelung bereithält. 

Ich darf darauf hinweisen, welche Maßnahmen be-
schlossen worden sind. Erstens. Die Bundesregie-
rung hat den Entwurf der Altautoverordnung be-
schlossen. Er liegt aber seit Dezember 1996 im Bun-
desrat und wird dort von den SPD-regierten Ländern 
blockiert. Das Inkrafttreten der Verordnung vor der 
Sommerpause ist dadurch gefährdet. Die dringend 
notwendige Verbesserung der Altautoentsorgung 
und die damit einhergehende Schadstoffverringe-
rung der Shredderabfälle und eine intensive Über-
wachung der Shredderbetriebe werden durch die 
schleppende Behandlung im Bundesrat verzögert. 
Ich wünschte mir, daß die SPD-Fraktion die Hälfte 
der Energie, die sie bei Diskussionen im Bundestag 
aufbringt, auf den Bundesrat verwendet, wenn sie In-
teresse daran hat, daß sich der Vollzug in der Praxis 
wirklich verbessert. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Zweitens. Nach dem neuen Kreislaufwirtschaftsge-
setz und der hierzu erlassenen Nachweisverordnung 
- Sie wissen das ganz genau - bezieht sich die Kon-
trolle neben der Beseitigung auch auf die Verwer-
tung der Abfälle. Wir haben im neuen Abfallrecht 
- das waren doch alle Fraktionen gemeinsam - durch 
die Einführung der Begriffe „Abfall zur Beseitigung" 
und „Abfall zur Verwertung" dafür gesorgt, daß die 
Überwachungsstränge vollständiger vorhanden sind 
und daß ein einfaches Umdeklarieren in „Wirt-
schaftsgut", womit wir es im vorliegenden Fall wahr-
scheinlich zu tun haben, nicht mehr stattfindet. 

(Beifall der Abg. Birgit Homburger [F.D.P.]) 
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Es ist längst die richtige Konsequenz gezogen wor-
den. Die nun auftauchenden Abfälle geben der Ge-
setzesänderung insofern recht. 

Für Entsorgungsfachbetriebe und für überprüfte 
Entsorgungsunternehmen ist ein besonderes Verfah-
ren eingeführt worden. Ich glaube, daß gerade dieses 
Verfahren dem beklagten Personalmangel Rechnung 
trägt. Jetzt ist es nämlich möglich, Betriebe vorab zu 
zertifizieren und ihnen damit die volle Verantwor-
tung zu geben. Das bedeutet, daß die Umweltvoll-
zugsbehörden vor Ort endlich von dem Papierkram 
befreit sind, bei dem Unterlagen sozusagen nur auf 
formale Stimmigkeit durchgesehen wurden. Jetzt hat 
man Zeit für Vor-Ort-Prüfungen. Genau diese De-
regulierung, mit der die Leute in den Amtsstuben 
von unnötigen Aufgaben befreit worden sind, schafft 
die Möglichkeit, diese Leute zur Prüfung zum Bei-
spiel von Shredderanlagen vor Ort einzusetzen. Das 
heißt: Nach dem neuen Gesetz kann jetzt die Prüfung 
der faktisch ablaufenden Entsorgungsvorgänge statt-
finden. Illegale Entsorgungsabsichten oder Fäl-
schung von Unterlagen können damit im Vorfeld 
erkannt werden, weil man sich auf die unsicheren 
Kantonisten konzentrieren kann. Ich denke, daß das 
neue Recht damit deutliche Fortschritte erzielt hat. 

Drittens. Die Technische Anleitung Siedlungsabfall 
muß durch Anpassung der Zulassungsbescheide und 
Überwachung der Deponien von den Ländern mit 
Nachdruck umgesetzt werden. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: So ist es!) 

Auch hier stellen wir fest -ich denke zum Beispiel an 
Niedersachsen -, daß bestimmte Dinge von den Län-
dern nicht so umgesetzt und in der Praxis gehand-
habt werden, wie das auf Bundesebene festgelegt 
worden ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Bei Beachtung dieser Regelungen ist auszuschließen, 
daß vermischte oder umdeklarierte Abfälle, wie von 
der Polizei ermittelt, auf ungeeigneten Deponien ab-
gelagert werden. 

Viertens will ich etwas zur Technischen Anleitung 
Shredderabfall sagen. Frau Caspers-Merk, ich habe 
schon gestaunt, mit welchem Mut oder, sagen wir, 
welcher Tollkühnheit Sie dieses Thema hier ange-
sprochen haben. Die Bundesregierung hat doch An-
fang der 90er Jahre vorgeschlagen, eine Technische 
Anleitung Shredderabfall zu machen, um den PCB- 
Anteil bei der Ablagerung auf Deponien zu begren-
zen. Das ist auf den Widerspruch und Widerstand der 
Länder gestoßen. Weil wir nach dem Kooperations-
prinzip vorgehen, haben wir das erst einmal ge-
stoppt. Nun kommen Sie von der SPD-Seite und ma-
chen uns den Vorwurf, daß wir das nicht weiterbe-
trieben hätten. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Tollkühn ist 
noch sehr milde ausgedrückt!) 

Ich nehme diese Debatte gerne zum Anlaß, den 
Weg, den die Bundesregierung schon lange beschrit-
ten hätte, jetzt zu beschreiten und auf die Länder zu-
zugehen. Ich hoffe, daß nach Ihrer Intervention heute  

die Länder morgen vielleicht anders regieren. Dann 
hätte diese Debatte ein Ergebnis gehabt, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

nämlich die Bewegung auf der SPD-Seite in Richtung 
mehr Kontrolle in diesem Zusammenhang. 

Ich darf zusammenfassen: Die Rechtslage war klar. 
Sie ist weiter verschärft worden. Aber auch künftig 
müssen natürlich die Länder für den Vollzug zustän-
dig sein und die kriminellen Machenschaften unter-
binden wollen. Das wird nicht in jedem Einzelfall ge-
lingen. Aber die Vorwürfe der SPD, die Selbstver-
pflichtung begünstige solche Umweltdelikte, 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Unglaub

-

lich!) 

ist absurd. Denn unsere Regelungen schaffen erst 
den Kontrollfreiraum vor O rt . Wir warten auf die Zu-
stimmung der mehrheitlich SPD-geführten Bundes-
länder zur Altautoverordnung und zu einer künftigen 
Shredderabfall-Verwaltungsvorschrift. Dann werden 
wir weitersehen. Insofern war es mir ein Vergnügen, 
die Nachlässigkeiten, die durch die Länder und die 
SPD-Politik der letzten Jahre entstanden sind, hier 
aufzuzeigen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Susanne Kastner, SPD-Frak-
tion. 

Susanne Kastner (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Man muß an dieser Stelle 
endlich einmal mit der Mär von der Blockadepolitik 
der SPD-geführten Länder aufräumen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Ich will  das im Detail machen. 

Herr Kollege Kampeter und Herr Kollege Hirche, 
Sie können das zwanzigmal wiederholen: Es ent-
spricht schlicht und ergreifend nicht der Wahrheit. 
Wenn Sie nämlich darüber reden, daß die SPD im 
Bundesrat die Altautoverordnung blockiert, dann 
müssen Sie ehrlicherweise auch sagen, daß Sie nicht 
bereit sind, dabei die freiwillige Verpflichtung zu-
rückzunehmen. Wir wollen eine ordentliche Verord-
nung. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Hauptsache, es 
wird erreicht! Es ist doch egal, wie!) 

Wenn Sie nicht einmal Mindeststandards vorschla-
gen, dann können Sie auch nicht erwarten, daß wir 
von seiten der SPD-Fraktion unsere Länder überre-
den, daß sie diesem nicht genügenden Vorschlag von 
Ihnen zustimmen. Das kann man einfach nicht ma-
chen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Birgit Homburger [F.D.P.]: 
Wie ein kleines Kind! Nach dem Motto: 
Wenn ich nicht kriege, was ich will, mache 

ich gar nichts!) 
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- Frau Kollegin Homburger, bleiben Sie einmal ru-
hig. - Tatsache ist auch: Frau Umweltministerin Mer-
kel drückt noch immer beide Augen zu, weil nicht 
sein kann, was nicht sein darf. 

Über die Altautoverordnung haben wir gespro-
chen. Jetzt kommen wir zur Technischen Anleitung 
Shredderabfall. Herr Kollege Hirche, erstens hat das, 
was Sie Anfang 1990 eingebracht haben, auch 
Bayern boykottiert. Gehen Sie doch einmal zum 
Herrn Umweltminister Goppel und fragen Sie ihn, 
warum er gegen diese Technische Anleitung Shred-
derabfall war. 

Zweitens wissen Sie ganz genau, daß in der Tech-
nischen Anleitung Shredderabfall keine Mindest-
standards festgeschrieben sind. Sie sind aber 
schlichtweg Voraussetzung; ansonsten kann nämlich 
alles verwertet werden. 

Es ist nun einmal so, Frau Kollegin Homburger, 
daß wir zwar über das Kreislaufwirtschaftsgesetz ein 
Loch gestopft haben, Sie aber ein anderes aufge-
macht haben, weil Sie die Mindeststandards nicht 
festgeschrieben haben. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch nicht! - Birgit Homburger [F.D.P.]: Das 

ist doch einfach nicht wahr!) 

Das führt dazu, daß - - 

(Steffen  Kampeter [CDU/CSU]: Hier geht es 
doch um kriminelle Machenschaften!) 

- Herr Kollege Kampeter, daß das kriminelle Ma-
chenschaften sind, wissen wir auch. Die Methode ist 
natürlich immer dieselbe - das wissen wir ja -: Der 
Sondermüll wird umdeklariert, 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU)] Das geht 
nicht mehr!) 

Begleitpapiere werden gefälscht, Stoffgruppen wer-
den vermischt - und schon ist aus dem teuren Son-
dermüll ganz normaler Hausmüll geworden, der 
dann auf den Hausmülldeponien billig entsorgt wer-
den kann. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Aber das 
macht doch nicht die Bundesregierung, 

Frau Kastner! 

Mit Recht empören diese illegalen Gifttransporte 
nicht nur die Presse, sondern auch die Bevölkerung. 
Unabhängig davon, ob der Giftmüll nun im Ausland 
entsorgt wird oder, wie jetzt, in Schleswig-Holstein, 
Sachsen, Bayern oder Sachsen-Anhalt, bleiben im-
mer zwei Tatbestände bestehen: Erstens kommt es 
den Steuerzahler teuer zu stehen, weil er entweder 
die Rückführungen bezahlen muß - ich denke nur 
daran, daß wir bei der Rückführung der i llegalen 
Transporte nach Rumänien 1 Million DM zu bezahlen 
hatten-, oder, wie jetzt, die Sanierung 

(Abg. Steffen Kampeter [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

- hinterher, Herr Kollege Kampeter - der Deponien. 
Zweitens werden die Gesundheit des Menschen und 
die Umwelt stark gefährdet. 

Ich denke, an dieser Stelle ist es wichtig, den Er-
mittlungsbehörden in Bayern, in Nürnberg, für ihr 
Engagement zu danken. 

(Beifall des Abg. Steffen Kampeter [CDU/ 
CSU]) 

Es kann aber doch nicht angehen, daß die Justiz die 
Fehler auszubaden hat, die die Politik in Bonn wei-
terhin begeht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich denke, es ist schlichtweg notwendig, einmal 
die Forderung der SPD in Bayern aufzugreifen, Spe-
zialkommissare für Umweltfragen einzusetzen, die 
solchen illegalen Giftmülltransporten dann ernsthaf-
ter auf der Spur sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, verantwortlich ist 
man nicht nur für die Dinge, die man tut, sondern 
auch für die Dinge, die man nicht tut. Es ist deshalb 
dringend an der Zeit, daß Sie sich der Verantwortung 
stellen und Ihre Ankündigungen endlich in verbind-
liche Verordnungen umsetzen. Das zur Zeit herr-
schende Durcheinander zum Beispiel im Bereich der 
Altautos - ich sage das noch einmal - trägt leider mit 
dazu bei, daß die i llegale Entsorgung zu einfach und 
zu lukrativ ist. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Vera Lengsfeld, CDU/CSU-Frak-
tion. 

Vera Lengsfeld (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Nachdem 
ich dieser Aktuellen Stunde jetzt geraume Zeit zuge-
hört habe, sind meine Unklarheiten noch immer nicht 
beseitigt. 

(Susanne Kastner [SPD]: Dann lesen Sie es 
doch! - Das liegt daran, daß Sie vorher bei 

den Grünen waren!) 

Es ist hier von Frau Caspers-Merk und von Herrn 
Rochlitz von Gesetzeslücken geredet worden, wobei 
beide nicht gesagt haben, wo die überhaupt be-
stehen. Bei mir hat sich der Eindruck verfestigt, daß 
wir hier heute nicht über Gesetzeslücken reden, son-
dern über Bildungslücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich frage mich aber, ob die SPD nicht einen anderen 
Weg der Nachhilfe finden konnte als ausgerechnet 
über eine Aktuelle Stunde im Bundestag. 

Ich wäre mehr als willig gewesen, Ihnen diesen 
Nachhilfeunterricht zu erteilen. Ich habe auf meinen 
Blättern all die Verordnungen aufgelistet, die hier be-
schlossen worden sind, seitdem ich beim Bundestag 
bin, und die nachweisen, daß gar keine Gesetzeslük-
ken bestehen. Weil aber von meinen Vorrednern 
schon verschiedentlich darauf hingewiesen worden 
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ist, wie die Gesetzeslage ist, möchte ich etwas ande-
res tun, nämlich auf die Presseerklärung von Frau 
Caspers-Merk und anderen eingehen. Diese hat 
mich nämlich an einer Stelle doch sehr frappiert. Da 
steht: 

Nach Aussagen der Nürnberger Polizei ist die 
Abfallpolitik sowohl der Bundesregierung wie 
der bayerischen Staatsregierung gekennzeichnet 
durch unklare Bestimmungen und damit der 
Chance von Umdeklarationen, des Rückzuges 
des Staates aus Kontrolle und Überwachung... 

Aus der letzten Legislaturperiode bin ich von der 
SPD gewöhnt, daß sie erst das Verfassungsgericht 
fragen muß, ehe sie außenpolitische Entscheidungen 
zu treffen wagt. Aber daß die SPD ihren umweltpoli-
tischen Standard jetzt nach den Maßgaben der Nürn-
berger Polizei ausrichtet, verwundert mich schon et-
was; 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

denn nach meinem Verständnis ist die Polizei dazu 
da, Gesetzesbrüche festzustellen. Die haben in die-
sem Fall ganz exakt und ganz eindeutig vorgelegen. 
Die Polizei hat diese Gesetzesbrüche zu verfolgen. 
Aber über Umweltstandards zu philosophieren ist, 
glaube ich, nicht Aufgabe der Polizei. Es ist ein Ar-
mutszeugnis von Politike rn , daß sie sich hinter Beur-
teilungen der Polizei verstecken müssen. 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Das ist 
alles erfunden, Frau Kastner! - Zuruf des 

Abg. Dr. Uwe Küster [SPD]) 

- Bringen Sie mich nicht aus dem Konzept. 

Mich verwundert auch diese inhärente Forderung 
nach immer mehr Staat in den Durchführungsverord-
nungen nicht mehr. Das sind Töne, die wir in letzter 
Zeit - - 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Frau Abgeord-
nete, einen Moment bitte. Das Wo rt  hat jetzt die Frau 
Abgeordnete Lengsfeld, bitte schön. 

Vera Lengsfeld (CDU/CSU): Ich spreche, falls das 
bei der lebhaften Diskussion in Vergessenheit gera-
ten sein sollte, noch immer über die Presseerklärung 
von Frau Caspers-Merk und über ihre Forderung 
nach mehr Staat in der Durchführung. Mich verwun-
dert das nicht; denn die Forderung nach mehr Staats-
dirigismus ist aus den Reihen Ihrer Pa rtei in letzter 
Zeit immer häufiger zu hören - erst in jüngster Zeit 
von Minister Dewes, SPD, im „ND". Ich denke, daß 
das genau der falsche Weg ist. 

Mich wundert auch die Abneigung gerade der Lin-
ken gegenüber freiwilliger Selbstverpflichtung. Sie 
hat nämlich etwas mit dem mündigen Bürger zu tun. 
Eigentlich ist es ein emanzipatorisches Konzept, 
mündige Bürger zu fordern. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen bei der 
SPD) 

Daß diese mündigen Bürger in der Umweltpolitik 
von der SPD ausgerechnet jetzt nicht gewollt wer-
den, finde ich schon sehr erstaunlich. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Emanzipation ist organi-

sierte Kriminalität!) 

Die CDU forde rt  die freiwillige Selbstverpflich-
tung; also forde rt  sie auch den mündigen Bürger. Pa-
radox, daß die Linke das nicht macht, obwohl sie die 
Forderung ständig auf ihren Fahnen trägt. Über die-
sen Widerspruch sollten Sie mal nachdenken. 

Ich bin jedenfalls der Meinung, daß die be-
stehende Gesetzeslage ausreichend ist und daß diese 
Vorfälle, über die wir heute diskutieren, die wir alle 
bedauern und von denen wir alle wünschen, daß es 
sie in Zukunft nicht mehr geben wird, ausgeschlos-
sen werden können, wenn die bestehenden Gesetze 
eingehalten werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Marlene Rupprecht. Es ist die 
erste Rede, die Frau Rupprecht im Deutschen Bun-
destag hält. 

Marlene Rupprecht (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Eigentlich dachte ich, daß wir 
hier im Hohen Hause sind und der Polemik bei einem 
solch ernsten Thema nicht bedürfen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Aber, Frau Kollegin, Sie meinen, die 70 000 Tonnen, 
die wir hier ansprechen, seien nichts. Ich denke, 
70 000 Tonnen, die verschoben und irgendwo in 
Sachsen-Anhalt und in Sachsen aufgefunden wur-
den, sind Menge genug, um hier darüber zu reden 
und zu fragen: Was ist Sache? Was müssen wir än-
dern, damit dies nicht wieder vorkommt? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich denke, diese 70 000 Tonnen sind nur die Spitze 
eines Eisberges. Wenn man die Zahlen ab den 90er 
Jahren anschaut, stellt man nämlich fest, daß die um-
weltgefährdenden Abfallbeseitigungen kontinuier-
lich zunehmen. 1995 registrierte die Polizei weit über 
24 500 Fälle. Ein Ende ist nicht abzusehen. 1996 muß-
ten bereits rund 29 000 Fälle registriert werden. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Ich denke, das ist kein Wunder - nachdem die 
F.D.P. mit ihrem ideologischen Kreuzzug für Privati-
sierung, Rückzug des Staates den Boden für illegale 
Müllaktivitäten und damit für neue Betätigungsfel-
der der international organisierten Kriminalität berei-
tet hat. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Das ist das Hinterletzte, 
was Sie da von sich geben! - Birgit Hom-
burger [F.D.P.]: Ich würde sagen, Sie sollten 

sich gleich entschuldigen!) 
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Meine Damen und Herren, Sie können auch durch 
Geschrei Ihre Verantwortung nicht abgeben. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Die haben Sie. Sie werden eines Tages nicht von mir, 
sondern von Ihren Kindern, von den Menschen ge-
fragt werden: Wo haben Sie gestanden, als es darum 
ging?  

Sie können uns hier eine wunderbare Show ablie-
fern. Aber Sie haben den Menschen draußen, Ihren 
Wählern, Rechenschaft abzulegen, wie Sie mit diesen 
Dingen umgehen. Und Sie gehen fahrlässig damit 
um. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich spreche hier als Sozialdemokratin, 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Aber 
vor allem sollten Sie zum Thema kommen! - 
Steffen  Kampeter [CDU/CSU]: Und dann 

bitte auch mit Sachverstand!) 

aber nicht nur, sondern vor allem auch als Betroffene. 
Bereits seit 1990 pflegen Firmen bei uns in Nürnberg 
und Umgebung, aber nicht nur do rt, eine recht laxe 
Abfallbeseitigung. Ich brauche die Skandale - Gift-
müllfässer an der Autobahn und Shreddermüll - 
nicht noch einmal zu nennen. Dem Nürnberger Um-
weltreferenten, dem ich sehr dafür danken möchte, 
daß er sich so engagiert eingesetzt hat, daß das auf-
gedeckt wurde, 

(Beifall bei der SPD) 

kann man keine Vorwürfe machen, weil er schlicht 
und ergreifend kaum Möglichkeiten hat einzugrei-
fen. 

Wir alle hier haben die Verantwortung, gesetzliche 
Regelungen so zu treffen, daß diese Verantwortungs-
losigkeit von Firmen nicht möglich ist. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Welches 
Gesetz wollen Sie denn konkret ändern und 
wo? - Gegenruf des Abg. Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Er begreift es auch beim fünftenmal 

nicht! - Weitere Zurufe von der SPD) 

- Wenn Sie das noch ein paarmal hören wollen, dann 
fragen Sie meine Kollegen. Die haben es Ihnen vor-
hin aufgelistet, die aus den anderen Fraktionen 
ebenfalls. 

Sie müßten den Umdeklarierungen, all den Din-
gen, die noch möglich sind, endlich einen Riegel vor-
schieben, damit die Zahlen nicht steigen, 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Selbst die 
PDS akzeptiert, daß Umdeklarierungen 

nicht mehr möglich sind!) 

damit für Ihre Versäumnisse - Sie sollten sich nicht 
gerade darüber freuen, daß Ihre Versäumnisse zu sol-
chen Kriminalitätszahlen führen - nicht die Steuer-
zahler aufkommen müssen 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Es gilt das Verur

-

sacherprinzip!) 

und in der Zukunft unsere Kinder. Da müssen wir 
rechtzeitig etwas verändern. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Zustim-
mung des Abg. Egbert  Nitsch [Rendsburg] 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Peter Paziorek, CDU/CSU- 
Fraktion. 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Frau Rupprecht, es wäre 
sehr interessant gewesen, von Ihnen konkret zu hö-
ren, wie durch Gesetzesänderungen in Bonn krimi-
nelle Akte der Umdeklarierung, der Fälschung von 
Unterlagen bei Leuten, die fälschen wollen, verhin-
dert werden können. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Ja! - Ma rion 
Caspers-Merk [SPD]: Das werden wir Ihnen 

gleich aufzeigen!) 

Wenn Sie hier konkret nachgewiesen hätten, wie das 
geht, dann wären wir heute sicherlich etwas schlauer 
geworden. 

Aber bei den Aussagen, die hier von der Opposi-
tion gemacht worden sind, hat man wirklich den Ein-
druck: Sie wollen einen umweltpolitischen Skandal 
parteipolitisch für sich ausnutzen, 

(Susanne Kastner [SPD]: Ach was! So ein 
Quatsch!) 

obwohl noch gar nicht klar ist, wie diese Sache, die 
in der Tat umweltpolitisch nicht nur bedenklich ist, 
sondern als Skandal bezeichnet werden kann, im 
einzelnen abgelaufen ist. Es wäre sicherlich viel bes-
ser gewesen, wir hätten diesen Punkt hier beraten, 
wenn alle Ermittlungsergebnisse umfassend auf dem 
Tisch liegen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Ja!) 

Deshalb sage ich ganz deutlich: Wir sind den Polizei- 
und Ermittlungsbehörden, der Staatsanwaltschaft 
dankbar für das, was sie in den letzten zwei Jahren 
an sorgfältiger Ermittlung geleistet haben. Denn es 
gibt Aufklärungsbedarf in der Sache. 

Wir müssen uns überlegen, was hier und da im 
Vollzug zum Beispiel auf der Länderebene noch ge-
ändert werden kann. Das wi ll  ich gar nicht abstrei-
ten. Aber es kann doch nicht sein, daß Sie hier von 
vornherein erklären: Die Umweltbehörden vor O rt , 
auf der kommunalen Ebene, können überhaupt 
nichts dafür; denn sie haben überhaupt nicht die 
Möglichkeit, Kontrollen durchzuführen. 

Frau Rupprecht, jetzt will ich Sie einmal ganz kon-
kret fragen: Woher haben Sie dieses Verwaltungs-
wissen? Wo gibt es eine gesetzliche Bestimmung, 
daß diese Kontrollen vor Ort nicht durchgeführt wer-
den können? Als jemand, der lange genug in der 
Kommunalverwaltung tätig war, kann ich nur sagen: 
Da sind Sie einer Fehlinformation aufgesessen. 

(Marlene Rupprecht [SPD]: Bestimmt nicht!) 
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Überlegen Sie sich doch bitte noch einmal in Ruhe, 
welche Verantwortung auch hier die Behörden vor 
Ort haben und ob sie sie wahrgenommen haben! 
Wenn Sie von der Opposition so argumentiert hätten, 
wären wir heute sicherlich ein Stückchen weiter. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Wohl wahr!) 

Sie haben die Altautoverordnung angesprochen. 
Die Altautoverordnung liegt seit Mitte Dezember im 
Bundesrat. Die Fachausschüsse des Bundesrates ha-
ben dieser Altautoverordnung zugestimmt, nur der 
Umweltausschuß bis jetzt noch nicht. Deshalb ver-
stehe ich nicht, daß Sie, Frau Caspers-Merk, hier for-
dern, die Bundesregierung solle eine Altautoverord-
nung vorlegen. 

In Ihren Presseerklärungen weisen Sie darauf hin, 
Shreddermüll müsse ordnungsgemäß als Sondermüll 
deklariert und entsorgt werden. Da haben Sie recht. 
Aber wie sieht denn die gesetzliche Lage aus? -
Nach der TA Sonderabfall ist Shredderabfall mit 
erster Priorität in Sonderabfallverbrennungsanlagen 
zu behandeln. 

Dazu ein Beispiel: Die Firma Thyssen aus Duisburg 
hatte vor, eine solche Sonderabfallverbrennungsan-
lage zu bauen. Die geschätzten Kosten für diejeni-
gen, die diese Anlage nachher benutzen, beliefen 
sich auf 600 DM pro Tonne. Diese Anlage, die schon 
genehmigt war, ist nicht in Bau gegangen, weil die 
Kosten zu hoch waren und zum Beispiel holländische 
Shredderunternehmer den Markt bei uns in Nord-
rhein-Westfalen abgegrast haben. Als Alte rnative 
sollten, so ist überlegt worden, weil das billiger ist, 
bestehende Kraftwerke und zum Beispiel auch ein 
Zementwerk in meinem Wahlkreis als solche Sonder-
müllverbrennungsanlagen benutzt werden. 

Ich muß zugeben, daß es in der SPD Kräfte vor Ort 
gibt, die sagen, darüber müsse man nachdenken. 
Aber aus Ihrem Bereich, Herr Rochlitz, werden Bür-
gerinitiativen gegründet, die solche Anlagen von 
vornherein, obwohl die Untersuchungsergebnisse 
noch gar nicht abgeschlossen sind, als unrealistisch 
und damit als nicht einsatzfähig bezeichnen. 

Das ist typisch für die Situation: Sie sagen, da sei 
ein umweltpolitisches Problem. Daraufhin wird ein 
Vorschlag gemacht, wie es gelöst werden könnte, 
wie zum Beispiel Shredderabfälle tatsächlich um-
weltgerecht beseitigt werden könnten, und dann ver-
suchen die Bedenkenträger vor Ort aus Ihrer Partei, 
einen solchen umweltpolitisch sinnvollen Weg ka-
puttzumachen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Unglaub

-

lich!) 

Das ist doppelzüngig. Sie können das nicht hier als 
Problem darstellen und sich vor Ort weigern, solche 
Probleme tatsächlich einer Lösung zuzuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Wenn Sie uns dann mit „Defiziten im Vollzug" 
kommen, dann müssen Sie sich an die eigene Nase 
packen und bedenken, welche Schwierigkeiten Sie  

hinsichtlich des Umsetzens dieser Probleme in der 
Kommunalpolitik vor Ort bereiten. 

Ich fasse zusammen: Es ist richtig, daß wir nach-
prüfen müssen, was wir noch tun können, um der kri-
minellen Energie den Weg weiter zu erschweren. 

(Susanne Kastner [SPD]: Wie lange prüfen 
Sie noch?) 

Das riesige Problem dabei ist, daß Sie von vornherein 
Schuldzuweisungen an eine staatliche Stelle richten, 
die gar nicht für den Vollzug zuständig ist, während 
andere, zum Beispiel ein Umweltreferent aus der 
SPD, der dort  zuständig ist, bei Ihnen generell keine 
Schuld haben. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Die haben 
nie Schuld!) 

Das ist kein sachlich begründbarer Weg in der Um-
weltpolitik. Halten Sie doch in diesen Fragen manch-
mal lieber die Luft an! 

(Beifall der Abg. Birgit Homburger [F.D.P.]) 

Überlegen Sie nach sauberen Recherchen, wo wir 
tatsächlich den Hebel ansetzen müssen! 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Guter Vor-
schlag!) 

Sie beschweren den ganzen Weg ja dadurch, daß 
Sie von vornherein nur Kästchendenken zulassen. 
Deshalb sage ich: Warten wir einmal ab, was tatsäch-
lich vor Ort herauskommt, und schauen wir es uns 
an. Dann können wir im Bundestag sicherlich dar-
über diskutieren, was wir noch besser machen kön-
nen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, die Redezeit ist vorbei. Kommen Sie bitte zum 
Ende! 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Danke schön. - Ei-
nes geht sicherlich nicht: Sie können die heute gel-
tende gesetzliche Lage nicht heranziehen, um ange-
sichts von Fehlentwicklungen aus den Jahren zwi-
schen 1990 und 1993 der Union Vorwürfe zu machen. 
Da galt diese gesetzliche Regelung noch überhaupt 
nicht. Das bitte ich zukünftig zu berücksichtigen. 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Frau Dr. Liesel Hartenstein, 
SPD-Fraktion. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Sonderabfall-
entsorgung hat in der Bundesrepublik einmal recht 
gut funktioniert. Heute zeigt sich, daß nicht nur rie-
sige Grauzonen entstanden sind, sondern daß wir 
uns - das muß man noch einmal deutlich sagen - im 
Eiltempo auf dem Rückmarsch befinden. Das ist nun 
einmal so. 
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Ich muß feststellen, daß es nichts hilft, Herr Kollege 
Paziorek, wenn der Bund versucht, den Schwarzen 
Peter einfach den Ländern zuzuschieben. Sie können 
sich nicht aus der Verantwortung stehlen. Denn die 
Bundesregierung hat es durch hartnäckige Untätig-
keit seit Jahren versäumt, die nötigen Regelungen zu 
schaffen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Das rächt sich bitter. Billigentsorgung ist, wie wir 
wissen, Trumpf. Das spa rt  Kosten, das bringt Ge-
winne. Es ist doch erschreckend, daß heute nur noch 
10 bis 20 Prozent der anfallenden Sonderabfälle tat-
sächlich in den genehmigten Sonderabfallverbren-
nungsanlagen ankommen. Sie haben ja gesagt, wo-
hin das alles wande rt . Kann das so bleiben? Ich 
denke, nicht. Ähnliches gilt übrigens für die Unterta-
gedeponien. Dort  werden bis zu 50 Prozent weniger 
angeliefert als früher. Die kriminellen Praktiken, die 
hier eingerissen sind, bedrohen nicht nur unsere Um-
welt, sondern kosten auch Arbeitsplätze. 

Natürlich, Herr Paziorek, gab es auch früher Um-
weltkriminalität und üble Geschäftemacherei. Wer 
wollte das bestreiten? Aber tun Sie doch nicht so, als 
ob 70 000 Tonnen illegal verschobene giftige Abfälle 
ein Pappenstiel wären. Darüber muß man doch re-
den. 

Ich kann der Bundesregierung den Vorwurf nicht 
ersparen, daß sie solchen Machenschaften indirekt 
Vorschub leistet, weil sie alles schleifen läßt und die 
Hände in den Schoß legt. „Leichtes Spiel für die 
Müllschieber - Das Zaudern des Gesetzgebers in 
Bonn begünstigt die Umweltkriminalität", Über-
schrift in der „Stuttgarter Zeitung" vom 18. April 
1997. Die „Stuttgarter Zeitung" steht nicht in dem 
Ruf, der Opposition besonders wohlgesonnen zu 
sein. 

Es ist aber so: Nach dem alten Abfallgesetz -natür-
lich sind die Vorgänge unter dem alten Abfallgesetz 
entstanden - 

(Birgit  Homburger [F.D.P.]: So ist es! - Stef

-

fen Kampeter [CDU/CSU]: Endlich mal 
jemand, der das noch erwähnt! - Dr. Peter 
Paziorek [CDU/CSU]: Ich danke Ihnen für 

dieses Zugeständnis!) 

sind viele Abfälle nicht unter das Abfallregime gefal-
len. Das stimmt. Es gab auch keine genaue Unter-
scheidung zwischen Abfall und Wertstoff. Das war 
ein großes Manko. Aber Sie haben dieses große 
Manko nicht behoben.  

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Birgit 
Homburger [F.D.P.]: Doch! - Steffen Kampe

-

ter [CDU/CSU]: Dem haben Sie doch zuge

-

stimmt, Frau Hartenstein!) 

Was haben Sie denn mit dem Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz gemacht? 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Mit Ihrer 
Zustimmung, Frau Hartenstein!) 

- Wenn Sie Unsinn machen, dann sagen Sie: mit un

-

serer Zustimmung. Machen Sie doch erst einmal et

-

was Rechtes! Dann bekommen Sie aus vollem Her-
zen unsere Zustimmung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Steffen 
Kampeter [CDU/CSU]: Das ändert doch 
nichts daran, daß Sie zugestimmt haben, 

hier in diesem Hause!) 

- Hören Sie zu: Sie haben keine besseren Kontroll-
möglichkeiten durch die Behörden eingeführt, und 
Sie haben die Vollzugstauglichkeit nicht sicherge-
stellt. Statt dessen sind die Überwachungsverfahren 
dereguliert worden. Alles wird nun nämlich in die 
Hände der Abfallerzeuger selbst gelegt. Nach dem 
neuen Gesetz - Frau Homburger, auf besonderen 
Druck der F.D.P.; ich erinnere mich sehr gut - kann 
künftig jeder Abfallbesitzer selber entscheiden, wo 
und von wem er seine Sonderabfälle entsorgen läßt. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Das ist doch ver-
nünftig!) 

Eigenverantwortung solle gestärkt werden, haben 
Sie behauptet. „Privatisierung der Entsorgung" heißt 
die Losung. Der Wettbewerb solle blühen. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Das war an 
diesem Umweltskandal überhaupt nicht 

schuld!) 

Er wird blühen, und er wird vermutlich noch schlim-
mere Auswüchse zeigen als heute. Denn wie sollen 
in Zukunft die zuständigen Länderbehörden die Ent-
sorgungswege kontrollieren? Vor-Ort-Prüfungen? 
Lieber Herr Hirche, ich kann nur sagen: Das ist eine 
Good-will-Erklärung, die Sie da abliefern. Wer soll 
denn das leisten? Sie bräuchten dazu Legionen von 
Beamten. Das ist nicht machbar. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Wie soll es 
denn dann gehen? - Birgit Homburger 

[F.D.P.]: Es ist aussichtslos!) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat ausreichende Ermächtigungsgrundlagen für die 
Rechtsverordnungen im Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz. Wir als Opposition haben ein ums an-
dere Mal Anträge eingebracht, die Sie abgeschmet-
tert haben. Wir haben gestern in der Fraktion einen 
weiteren Antrag beschlossen, der exakt diese Pro-
bleme aufgreift. Laßt uns darüber im Ausschuß doch 
einmal sachlich beraten! 

Wir fordern endlich klare Regelungen: Verbot der 
Vermischung von schadstoffhaltigen und unschädli-
chen Abfällen - § 7 Kreislaufwirtschafts- und Abf all-
gesetz -, 

(Zuruf von der SPD: Jawohl!) 

Festlegung der Andienungspflichten, das heißt Rege-
lung, für welche Sonderabfälle die Länder Andie-
nungspflichten erlassen können - § 13 -, klare Defini-
tion, was Abfall und was Wirtschaftsgut ist, damit das 
Schlupfloch für illegale Umdeklarierungen endlich 
zugestopft wird. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Das ist doch 
schon geklärt!) 
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Dazu müssen Sie die Grenzlinien zwischen Abfall 
zur Beseitigung und Abfall zur Verwertung endlich 
klar ziehen, sonst funktioniert das nicht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Birgit  Homburger [F.D.P.]: Nein! Sie begrei

-

fen es nicht!) 

- So ist das. Wir reden im Ausschuß weiter. 

Machen Sie endlich ernst damit! Das ist unser Ap-
pell. Nur dann kann die kriminelle Energie skrupel-
loser Geschäftemacher endlich gebremst werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Christa Reichard, CDU/CSU- 
Fraktion. 

Christa Reichard (Dresden) (CDU/CSU): Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Ich frage mich, 
wozu diese Aktuelle Stunde heute eigentlich dienen 
soll. Was wollen Sie wirklich von der Regierung? 

(Susanne Kastner [SPD]: Haben Sie noch 
immer nicht begriffen, was wir wollen?) 

Es dürfte Ihnen doch klar sein, daß die Bundesregie-
rung kriminelles Handeln ablehnt. Staatssekretär 
Hirche hat dies deutlich gemacht, und ich habe kei-
nen Redner gehört, der solches Handeln in irgendei-
ner Weise gutgeheißen hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zu diesem Thema bedarf es in diesem Hause auch 
keiner Aktuellen Stunde. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die Aufklärung von kriminellen Straftaten ist in die-
sem Falle durch die Polizei erfolgt und in der vergan-
genen Woche der Öffentlichkeit mitgeteilt worden. 
Das ist zwar in der Tat nicht sehr früh, aber in Ord-
nung. Denn eine zu frühe Information der Öffentlich-
keit hätte den Erfolg der Ermittlungen in Frage ge-
stellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nun werden Verhandlungen vor Ge richt erfolgen. 
Die Richter werden nach Recht und Gesetz urteilen 
und die Täter zur Verantwortung ziehen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Strafrecht 
für Anfänger! Nur für euch!)  

Der Freistaat Sachsen, als dessen Abgeordnete ich 
hier spreche, ist bei einigen Deponien mitbetroffen. 
Die Behörden in Sachsen waren übrigens seit langem 
in die Ermittlungen einbezogen. Wir alle wissen, daß 
Sondermüll ordnungsgemäß entsorgt werden muß 
und daß das nicht ganz billig ist. Hier haben 
schwarze Schafe ein Geschäft gewittert. Ich bin sehr  

froh, daß dieser Ring von Firmen nun endlich aufge-
flogen ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr gut! - Sehr 
richtig!) 

Die Vorfälle zählen zu dem Bereich der schweren 
Umweltkriminalität. Als solche sind sie auch zu ver-
stehen. Die Polizei hat in Sachsen auf fünf Deponien 
und einem Steinbruch wegen illegaler Ablagerung 
ermittelt. Die Betonung liegt auf „illegal".  Das be-
deutet nach dem Duden, der wahrscheinlich auch 
nach der Rechtschreibreform noch das gleiche dazu 
feststellt, „gesetzwidrig". Das heißt, die gesetzliche 
Regelung war und ist vorhanden. Es ist strafbar, ge-
gen geltendes Recht zu verstoßen. Dies muß nicht 
erst durch zusätzliche Gesetze klargestellt werden. 
Bestehende Gesetze sind einzuhalten! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die sächsischen Umweltbehörden haben die Er-
mittlungen der Kriminalpolizei lange unterstützt. Es 
wurde zügig gearbeitet. Mögliche Gefährdungen der 
Umwelt wurden untersucht und bereits erste Maß-
nahmen eingeleitet. 

An dieser Stelle meine Anerkennung für die er-
folgreiche Arbeit der Polizei und die zügige Arbeit 
der sächsischen Umweltbehörden! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Was erschreckend ist - das erschreckt uns alle -, ist 
das Ausmaß der Müllschiebereien, die wir nicht nur 
in diesem Falle zur Kenntnis nehmen müssen, und 
die Tatsache, daß es sich offenbar um einen organi-
sierten Zusammenschluß von Firmen handelt. 

Nach gängiger Vollzugspraxis der Länder wird 
Shredderabfall auf Deponien abgelagert. Als beson-
ders überwachungsbedürftiger Abfall unterliegt er 
obligatorisch dem Nachweisverfahren. Der Betreiber 
einer Deponie muß also dafür geradestehen, daß 
seine Deponie für die Entsorgung dieses Abfalls zu-
gelassen ist. Das muß ihm die Behörde bestätigen. 
Jeder Entsorgungsvorgang muß dokumentiert wer-
den. Die TA Siedlungsabfall regelt dies. Gegen ge-
fälschte Papiere aber sind auch Behörden machtlos. 
Noch schwieriger wird es, wenn Behördenmitarbeiter 
in diese Machenschaften verstrickt sind. Auch dies 
ist Kriminalität. 

Die in Sachsen bekanntgewordenen Fälle und 
wohl auch die anderen stammen aus der Zeit zwi-
schen 1991 und 1993. In dieser Zeit befanden sich die 
Umweltbehörden in den neuen Ländern im Aufbau. 
Das war sicher auch ein Grund dafür, daß die Über-
wachung noch nicht so funktioniert hat, wie dies 
heute der Fall  ist. Heute wäre eine solche Ablage-
rung wesentlich schwieriger. 

Um dies zu verdeutlichen, nenne ich Ihnen ein 
paar Zahlen: 1990 gab es in Sachsen 1800 Deponien. 
1992 waren es nur noch 80. Diese Deponien hatten 
auf Grund völlig unzureichender Standards keine 
Abdichtungen. Es war vor der Wende üblich, Sonder-
müll und Hausmüll zu mischen, um Einträge in das 
Grundwasser gering zu halten. Für Westgeld wurde 
noch zusätzlich Sondermüll angenommen und in 
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diese ungesicherten Deponien gebracht. Deshalb 
war es möglicherweise so, daß Anfang der 90er Jahre 
die Sensibilität im Osten für die Gefährlichkeit der 
Ablagerung noch nicht auf Westniveau war. 

Alle Deponien, die unter Gefahrenverdacht stehen, 
werden ständig überwacht. Die Sickerwässer sind 
unter Kontrolle. Besorgte Bürger haben die Möglich-
keit, sich bei den zuständigen Umweltfachämtern 
über die Situation vor Ort zu informieren. 

Ich meine, illegale Müllentsorgung wird nicht 
durch neue Gesetze und auch nicht durch eine Aktu-
elle Stunde des Deutschen Bundestages beseitigt. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Wohl wahr!) 

Den beteiligten Kriminellen möchte ich von diesem 
Pult aus sagen: Betrachten Sie Ostdeutschland nicht 
als die billige Müllhalde der Nation. Das wird Sie 
teuer zu stehen kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Uwe Küster [SPD]: Warten Sie einmal 

auf Freitag, was da geliefert wird!) 

Vizepräsident Michaela Geiger: Das Wort  hat jetzt 
der Abgeordnete Dr. Gerhard F riedrich, CDU/CSU- 
Fraktion. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht über  Pluto

-

nium!)  

Dr. Gerhard Friedrich (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Ich habe fast amüsiert 
gehört, was ein Kommunalpolitiker aus Nürnberg 
empfiehlt. Da ich die mittelfränkischen Kommunal-
politiker sehr gut kenne, kann ich Ihnen einmal sa-
gen, was die - egal welcher Partei sie angehören - 
zum Thema Abfall vor drei Jahren zu mir gesagt ha-
ben und was sie jetzt zu mir sagen. 

Bisher haben sie immer gesagt: Wir haben zuviel 
Abfall; ihr versagt beim Vermeiden. Jetzt sagen sie: 
Wir haben zuwenig Brennstoff; können wir nicht ein 
bißchen an der Verpackungsverordnung drehen, da-
mit der Kunststoff wieder in die mittelfränkischen 
Müllverbrennungsanlagen kommt? 

(Widerspruch bei der SPD) 

Man kann sich diese Aussagen logisch nur folgen-
dermaßen erklären: Die Kommunalpolitiker haben 
vor Ort ein Problem, und wir sind immer schuld. - 
Die  nehme ich also alle nur begrenzt ernst. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU - Werner 
Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist vielleicht wechselseitig so!) 

Es ist hier schon gesagt worden, daß es sich nicht 
um ein Problem der Gesetzgebung und der Verord-
nungen handelt. 

(Zuruf von der SPD: Doch!) 

Ich gebe Ihnen ein praktisches Beispiel. Wenn Sie 
das Fehlen von Rücknahmeverordnungen beklagen, 
haben Sie recht. 

(Susanne Kastner [SPD]: Ja? Das ist schön!) 

Die Rücknahmeverordnungen lösen aber dieses Pro-
blem nicht. Im Verpackungsbereich haben wir die 
Rücknahmeverordnung, und der Kunststoff wird 
weltweit verschoben. Haben Sie das vergessen? 
Dazu haben Sie doch auch schon Aktuelle Stunden 
beantragt. 

Die Rücknahmeverordnung sorgt nur dafür, daß 
ein Hersteller zum Beispiel dem Elektronikschrottbe-
trieb die Kosten und den Aufwand finanziert. Dieser 
Betrieb nimmt die Geräte auseinander, sortiert und 
schaltet einen Entsorgungsbetrieb ein. Der Entsor-
gungsbetrieb stellt fest - das ist das Problem -: Die 
ordentliche gesetzmäßige Entsorgung wird immer 
teurer; wenn ich den Abfall verschiebe oder billig 
verbuddle, kann ich die immer größer werdende 
Differenz in die eigene Tasche stecken. - Das heißt, 
die Rücknahmeverordnung löst andere Probleme - 
darum bin ich ja dafür -, aber nicht dieses Problem. 

(Susanne Kastner [SPD]: Richtig, und dann 
muß man Mindeststandards formulieren!) 

Frau Caspers-Merk, auch ich habe m den „Nürn-
berger Nachrichten" einige Außerungen von Exper-
ten zu diesem Skandal - und es ist ein Skandal - 
gehört. Ich kann nur den Kopf schütteln. Ich wi ll  nur 
ein Beispiel nennen: Der Grenzwert, dessen Fehlen 
von unserer Kollegin aus Ingolstadt beklagt wurde, 
stellt nur ein Hilfsmittel dar, zu entscheiden, welcher 
Müll auf die Sondermülldeponie muß und welcher 
Müll als Shreddermüll auf die Hausmülldeponie darf. 
All diese „Müllsorten" sind überwachungsbedürftig 
und überwachungspflichtig. Das heißt, der Grenz-
wert ist nicht das eigentliche Problem. 

Frau Caspers-Merk, nachdem ich in einer Viertel-
stunde zwar nicht die volle Wahrheit, aber doch eini-
ges erfahren habe, empfehle ich Ihnen, Ihrem Um-
weltreferenten in der Stadt Nürnberg folgende Fra-
gen zu stellen. 

(Marion Caspers-Merk [SPD]: Er ist es ja 
nicht mehr! Die CSU wi ll  ja keinen!) 

- Das ist doch nicht das Problem. Er ist übrigens nicht 
einmal der allerschlechteste. Aber hier hat sein Amt 
offensichtlich versagt. 

Stellen Sie ihm einmal die Frage, wie viele Mitar-
beiter er zur Überwachung der Entsorgung im ge-
werblichen Bereich in Nürnberg eingesetzt hat. Ich 
habe den Verdacht, es war einer. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Er hat aber wahrscheinlich eine ganze Reihe von Ab-
fallberatern, weil man mit denen besser Pressekonfe-
renzen abhalten und eine Schau abziehen kann. Es 
sind Leute, die buntes Papier verteilen. Für die Über-
wachung gibt es in Nürnberg nach meinen heutigen 
Informationen - dem können wir einmal gemeinsam 
nachgehen - nur einen Mitarbeiter. Der muß die un-
zähligen Formblätter, die wir ihm zumuten, in die 
Hand nehmen. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Lochen und 
abheften!) 

Jetzt fragen Sie einmal diesen Umweltreferenten 
der SPD in Nürnberg, ob sein Beamter nur Papier 
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kontrolliert oder auch Bet riebe. Ich habe den Ein-
druck, der Mann hat doch nur Zeit, sich die Form-
blätter anzuschauen und sie abzuheften. 

Damit klar ist, daß dies nicht nur ein Problem 
Nürnbergs ist: Ich höre auch aus anderen Ämtern 
Ähnliches. Noch mehr Formblätter bedeuten, noch 
mehr Papier zu sammeln. Aber die Bediensteten in 
diesen Ämtern sollen weniger Formblätter, sondern 
mehr Betriebe und Deponien kontrollieren. Das ist 
unser eigentliches Problem. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD) 

- Das ist doch aber auch ein Problem von Nürnberg. 
Und die geben uns Ratschläge, mein Gott! 

Dann höre ich, daß die Überwacher die Bet riebe 
bitten, Analysen zu schicken. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Dr. Gerhard Friedrich (CDU/CSU): Ja, Frau Präsi-
dentin. - Dann fertigen die Bet riebe extra Abfall an,  

analysieren ihn, und das Protokoll wird wieder zu 
den Akten genommen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Das ist wunderbar, diesen Abfallberater sollten wir 
uns in der Stadt Nürnberg halten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, damit ist die Aktuelle Stunde be-
endet. 

Wir sind am Schluß unserer heutigen Tagesord-
nung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Donnerstag, den 24. April 1997, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.26 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Frage 
des Abgeordneten Klaus Hagemann (SPD) (Druck-
sache 13/7454 Frage 2): 

Inwieweit treffen Pressemeldungen in der „Wormser Zeitung" 
vom 15. April 1997 zu, wonach Berufsbildungswerke aufgrund 
der noch nicht ausreichend zur Verfügung gestellten Mittel 
durch die Bundesanstalt für Arbeit den Rechtsanspruch für Be-
hinderte bzw. Lernbehinderte auf Maßnahmen zur beruflichen 
Rehabilitation nur für eine geringe Zahl von Jugendlichen 
Plätze zur Verfügung stellen können, obwohl genügend Bewer-
bungen vorliegen, und was gedenkt die Bundesregierung zu un-
ternehmen, um zu gewährleisten, daß die Arbeitsämter den lern-
behinderten Jugendlichen für das Ausbildungsjahr 1997/98 die 
Aufnahme in Berufsbildungswerke wieder verbindlich gewäh-
ren können? 

Die Meldung in der „Wormser Zeitung" vom 
15. April 1997 ist überholt. Jeder lernbehinderte Ju-
gendliche, der aus behinderungsbedingten Gründen 
gezwungen ist, seine Berufsausbildung oder eine 
sonstige Fördermaßnahme in einer Rehabi litations-
einrichtung (z. B. in einem Berufsbildungswerk) zu 
absolvieren, erhält eine entsprechende Förderzusage 
vom zuständigen Arbeitsamt. Der Präsident der Bun-
desanstalt für Arbeit hat in diesem Zusammenhang 
mit Schreiben vom 12. April 1997 mitgeteilt, daß 
Rehabilitationseinrichtungen (z. B. Berufsbildungs-
werke) davon ausgehen können, daß die Arbeits-
ämter die Maßnahmekosten für alle mit Förderzu-
sage des Arbeitsamts angemeldeten Teilnehmer 
übernehmen. Damit erhalten neben den betroffenen 
Behinderten auch die Rehabilitationseinrichtungen 
die notwendige Planungssicherheit. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, wird aller-
dings ergänzend darauf hingewiesen, daß nicht jeder 
Abgänger einer Sonderschule für Lernbehinderte auf 
eine besondere berufliche Förderung in einer Reha-
bilitationseinrichtung angewiesen ist. Die Dienststel-
len der Bundesanstalt für Arbeit sind - wie bisher - 
verpflichtet, im Einzelfall zu prüfen, ob die lernbe-
hinderten Jugendlichen auf die besonderen ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen eines Berufsbildungs-
werks oder einer vergleichbaren Einrichtung für Be-
hinderte angewiesen sind. Ergibt die Prüfung, daß 
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die dauerhafte berufliche Eingliederung Behinderter 
bereits mittels allgemeiner Leistungen der Arbeits-
förderung sichergestellt werden kann (das Angebot 
reicht von betrieblichen Fördermaßnahmen - gege-
benenfalls mit ausbildungsbegleitenden Hilfen - bis 
hin zu überbetrieblichen Maßnahmen außerhalb von 
Rehabilitationseinrichtungen), scheidet eine Kosten-
übernahme für eine besondere Förderung in einem 
Berufsbildungswerk oder einer anderen Rehabilitati-
onseinrichtung aus. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Klaus Rose auf die Frage 
des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) (Drucksache 
13/7454 Frage 3): 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Verhalten von Beauf-
tragten des Bundesamtes für Wehrtechnik und Beschaffung in 
Koblenz, die Vorgesetzte des Personalratsvorsitzenden des 
Rechtenzentrums der Bundeswehr in Köln/Wahn um Mitteilung 
gebeten haben, ob dieser während der Arbeitszeit Unterschrif-
ten unter eine Petition gesammelt habe, und mit welcher Zielset-
zung hat das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 
diese Erkundigung eingeholt? 

Die Frage, ob der ehemalige Personalratsvorsit-
zende während der Arbeitszeit Unterschriften unter 
eine Petition an den Petitionsausschuß des Deut-
schen Bundestages gesammelt habe, wurde in einem 
Telefonat von einem Mitarbeiter des Bundesamtes 
für Wehrtechnik und Beschaffung gegenüber dem im 
BWB für das Rechenzentrum in Köln-Wahn zuständi-
gen Referatsleiter geäußert. Der Fragesteller ist im 
Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung mit der 
Bearbeitung von Personalvertretungsangelegenhei-
ten befaßt. Für seine Frage gab es keinen dienstli-
chen Auftrag oder Anlaß. 

Maßnahmen des Bundesamtes für Wehrtechnik 
und Beschaffung im Zusammenhang mit der Aus-
übung des Petitionsrechtes sind weder ge troffen 
noch beabsichtigt. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Benno Zierer (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/7454 Frage 6): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Recht-
schreibreform auch durch die Streichung zahlreicher Wörter aus 
dem Wortschatz im Ergebnis zu schwerwiegenden Nachteilen 
führt, und welche Maßnahmen könnte die Bundesregierung un-
terstützen, um diese Reform zu Fa ll  zu bringen? 

Die Neuregelung der deutschen Rechtschreibung 
läßt den Bestand des deutschen Wortschatzes unan-

getastet. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
die Neuregelung eine Reihe von Vorteilen bietet. Ne-
ben einer Vereinfachung der Regeln und einer stär-
keren Angleichung des geschriebenen an das ge-
sprochene Wort  sind die Regeln auch übersichtlicher 
und plausibler gestaltet als bisher und von Aus-
nahme-, Unter- und Sonderregelungen befreit. Das 
vertraute Schriftbild bleibt weitgehend erhalten, 
ebenso die Lesbarkeit der Texte. 

Die Bundesregierung hat durch Unterzeichnung 
der Gemeinsamen Absichtserklärung zur Neurege-
lung der deutschen Rechtschreibung vom 1. Ju li 

 1996 ihre Absicht bekundet, sich innerhalb ihres Wir-
kungsbereiches für die Umsetzung des neuen Regel-
werkes einzusetzen. Diese Absicht besteht unverän-
dert fort . 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) 
(Drucksache 13/7454 Frage 7): 

Wie rechtfertigt die Bundesregierung die - im internationalen 
Vergleich wohl einzigartige - Abschiebung russischer Deser-
teure, die zuvor teilweise - wie im Fa lle des ehemaligen Luftwaf-
fenoffiziers Alexander Rudenko - von wesentlichen Geheim-
diensten nach militärischen Details ausgefragt wurden, was ihre 
rechtliche Stellung bei einer Rückkehr erheblich verschlechtert 
(s. Tagesthemen „Bericht aus Bonn" vom 21. Februar 1997)? 

Die Innenminister und -senatoren haben auf ihrer 
Sitzung am 17. April 1997 die Thematik erörtert und 
sind mit dem Bundesminister des Innern übereinge-
kommen, daß dieser das Bundesamt für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlinge anweisen so ll, auf 
Antrag der Betroffenen unter Einbeziehung des 
Lageberichts des Auswärtigen Amtes eine Entschei-
dung nach § 53 des Ausländergesetzes zu treffen. 
Der entsprechende Antrag kann auch in den Fä llen 
gestellt werden, in denen bereits eine ablehnende 
Entscheidung getroffen worden ist. Die Umsetzung 
dieser Maßnahmen ist derzeit in Vorbereitung; bis 
dahin werden bei dem be troffenen Personenkreis 
keine Abschiebungen vorgenommen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/7454 Fragen 10 und 
11): 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung, daß in der Tür-
kei hergestellte oder verarbeitete Drogen unter Beteiligung dor-
tiger staatlicher Stellen nach Westeuropa bzw. auch nach 
Deutschland exportiert werden (ARD „Kontraste", 18. April 
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1997), und inwieweit trifft es zu, daß vor einiger Zeit in Lübeck 
oder Rostock auf einem der NATO unterstellten türkischen 
Kriegsschiff mit Wissen der Marineführung verbrachten He-
rom in großer Menge festgestellt worden sein soll, daß deut-
sche Behörden daraufhin die sonst üblichen Verfahrensschritte 
unterlassen hätten und daß ein mit diesem Komplex befaßter, 
bei EUROPOL tätiger früherer verdeckter Ermittler im Herbst 
1996 in Niedersachsen unter myste riösen Umständen getötet 
wurde? 

Welche Angaben kann die Bundesregierung über die in Bund 
und Ländern getroffenen Vorbereitungen für Sicherungsmaß-
nahmen von befürchteten Gefährdungen durch Ausländer (sog. 
Gefährderprogramme) machen, insbesondere über die betroffe-
nen Nationalitäten, die Zahl der in den entsprechenden Dateien 
beim Bundeskriminalamt je Betroffenen, die Voraussetzungen 
für die Auslösung der Programme, die Art  der zu treffenden 
Maßnahmen sowie über die bisherigen Anwendungsfälle, und 
welche Angaben kann die Bundesregierung konkret im Zusam-
menhang des anläßlich des „Mykonos"-Urteils ausgelösten Ge-
fährderprogramms gegen Iraner über Zeitraum, A rt  und Betrof-
fene der dabei ergriffenen Maßnahmen machen? 

Zu Frage 10: 

Der Bundesregierung liegen keine Anhaltspunkte 
für eine Beteiligung/Verwicklung türkischer staatli-
cher Stellen an i llegalen Rauschgiftgeschäften vor. 
Die deutsche Marine hat keinerlei Kenntnis über den 
in der Frage skizzierten Sachverhalt. Türkische 
Kriegsschiffe sind weder in Rostock noch in Lübeck 
gewesen. Ebenso liegen dem BKA hierüber keine Er-
kenntnisse vor. Die Nachfrage bei den zuständigen 
Länderdienststellen hat ergeben, daß der geschil-
derte Sachverhalt do rt  unbekannt ist. 

Bei der in der Frage als „Verdeckten Ermittler" be-
zeichneten Person handelt es sich vermutlich um ei-
nen Länderbeamten, der mit Wirkung vom 12. Juni 
1994 vom Landeskriminalamt Hannover zum BKA 
abgeordnet wurde. Ab 1. August 1994 war er der 
EDU/EUROPOL zur Dienstleistung zugewiesen und 
dort  als nationaler Verbindungsbeamter im Bereich 
des Informationsaustausches eingesetzt. Während 
der Zeit seiner Abordnung zum BKA und seiner Tä-
tigkeit bei EDU/EUROPOL hat der Beamte nicht an 
Ermittlungs- oder Exekutivhandlungen teilgenom-
men. 

Am 28. Oktober 1996 ist der Beamte während sei-
nes Urlaubs in seinem Heimatort durch einen Ver-
kehrsunfall tödlich verunglückt. Das Ergebnis der 
Unfallermittlungen liegt der Bundesregierung nicht 
vor. 

Zu Frage 11: 

Gefährderprogramme werden lediglich anlaßbezo-
gen durchgeführt. Sie dienen ausschließlich präven-
tiven Zwecken und beziehen sich auf Personen, die 
als potentielle Gefährder bekannt geworden sind. 

Ein konkreter Strafvorwurf gegen die betroffenen 
Personen besteht in der Regel nicht. Die Einrichtung 
einer Datei ist mit der Durchführung eines Gefähr-
derprogramms nicht verbunden. 

Ein Anlaß für die Einleitung eines Gefährderpro-
grammes liegt dann vor, wenn von einer außerge-
wöhnlichen Bedrohung der Inneren Sicherheit der 

Bundesrepublik Deutschland ausgegangen werden 
muß. Ein Gefährderprogramm zur Verhinderung ge-
walttätiger Aktionen soll dem potentiellen Gefährder 
durch Ansprache verdeutlichen, daß seine Identität 
und Intention der Polizei bekannt sind; es soll inso-
weit präventiv wirken. Ein Gefährderprogramm 
sollte anlaßbezogen auf Länderebene umgesetzt 
werden. 

Das Bundeskriminalamt hat anläßlich des Urteils 
im „Mykonos"-Verfahren kein Gefährderprogramm 
eingeleitet oder entsprechende Maßnahmen koordi-
niert. 

Anlage 7 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Peter Conradi (SPD) 
(Drucksache 13/7454 Fragen 12 und 13): 

Aus welchen Gründen hat die Oberfinanzdirektion Berlin die 
in den letzten Tagen der DDR der Humboldt-Universität über-
eignete Friedrich-Engels-Kaserne wieder zurückgenommen, 
und aus welchem Grund hat die Oberfinanzdirektion Berlin die 
vorübergehende Nutzung des ehemaligen Außenministeriums 
der DDR durch die Humboldt-Universität verworfen? 

Welche bundeseigenen Gebäude im Umkreis von etwa 1 km 
um die Humboldt-Universität werden z. Z. nicht genutzt? 

Zu Frage 12: 

Die Liegenschaft ist der Humboldt-Universität von 
der ehemaligen DDR nicht übereignet worden. Zwar 
hat der Ministerrat der DDR in seiner Sitzung vom 
26. September 1990 festgestellt, daß der sogenannte 
Rechtsträgerwechsel zwischen der früheren Nationa-
len Volksarmee und der Humboldt-Universität ver-
bindlich ist und daß die Gebäude für die Universität 
sofort zugänglich zu machen sind. Diese Regelung 
berührte nur den Besitz an der Liegenschaft, nicht 
aber das Eigentum. Die ehemalige F riedrich-Engels-
Kaserne blieb Eigentum des Volkes. Da die Kaserne 
zuvor dem Reichsfiskus gehörte, wurde sie nach 
Maßgabe des Einigungsvertrages Bundesvermögen. 
Der Zuordnung auf den Bund hat das Land Berlin 
ausdrücklich zugestimmt. 

Die Humboldt-Universität hat weder an die Oberfi-
nanzdirektion Berlin noch an das Auswärtige Amt, 
das das ehemalige Außenministerium der DDR seit 
der Wiedervereinigung bis zum Abriß nutzte, ihr In-
teresse an einer Nutzung herangetragen. Mit dem 
Land Berlin bestand im übrigen Einvernehmen, die 
wegen der hohen Herrichtungs- und Betriebskosten 
unwirtschaftliche Liegenschaft im Rahmen der 
Entwicklungsmaßnahme „Hauptstadt Berlin/Parla-
ments- und Regierungsviertel" mit dem Ziel einer 
städtebaulichen Neuordnung abzureißen. Der Abriß 
erfolgte bereits Ende 1995. 
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Zu Frage 13: 

Im Umkreis von 1 km um den Standort der Hum-
boldt-Universität stehen zur Zeit 4 bundeseigene Ge-
bäude leer, die für eine Nutzung durch die Univer-
sität in Betracht kommen könnten. Es handelt sich 
dabei um das für eine Veräußerung vorgesehene 
Haus Brüderstraße 11/12 mit einer Nutzfläche von 
1 730 m2  und die Liegenschaften ehemaliges Ministe-
rium für Justiz (Dorotheenstraße 93 mit 6 000 m 2 

 HNF), ehemalige Generalstaatsanwaltschaft (Luisen-
straße 31 d-34 mit 4 100 m2  HNF) und das Ge-
bäude Neustädtische Kirchstraße 14 mit 1 450 m 2 

 HNF. 

Mit Ausnahme der teilweise sanierten ehemaligen 
Generalstaatsanwaltschaft befinden sich alle Ge-
bäude in einem schlechten baulichen Zustand und 
sind ohne umfangreiche Herrichtungsmaßnahmen 
nicht nutzbar. Das ehemalige Justizministerium und 
die frühere Generalstaatsanwaltschaft werden auf 
Bitte des Deutschen Bundestages für seine Zwecke 
vorgehalten. Auch das Gebäude Neustädtische 
Kirchstraße 14 liegt im Interessengebiet des Bundes 
in Berlin-Mitte; hier wird eine Vermietung an um-
zugsbetroffene Zuwendungsempfänger und Organi-
sationen angestrebt. 

Anlage 8 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Benno Zierer (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/7454 Frage 14): 

Welche Planungen der Bundesregierung bestehen im Hin-
blick auf den Vorschlag der Subventionierung der Einstiegs

-l

öhne für Langzeitarbeitslose? 

Die Bundesregierung plant im Hinblick auf ihre 
Fragestellung nichts Neues. 

Das Arbeitsförderungsrecht kennt zwar Lohnko-
stenzuschüsse, nach einem bef risteten Sonderpro-
gramm auch Lohnkostenzuschüsse für Langzeitar-
beitslose. Die Zuschüsse haben eine andere Funktion 
als etwa eine generelle Subventionierung von Löhnen 
im unteren Lohnbereich. Diese Lohnkostenzuschüsse 
sind Vermittlungshilfen für das Arbeitsamt. Sie wer-
den nicht generell gewährt, sondern im Bedarfsfalle 
und einzelfallbezogen. Sie sind zeitlich bef ristet und 
dienen dem Ausgleich an den Arbeitgeber für eine an-
fängliche Minderleistung des Arbeitnehmers. 

Anlage 9 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen der Abgeordneten Vera Lengsfeld (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/7454 Fragen 15 und 16): 

Wie hoch ist der Netto-Ertrag pro Hektar und Jahr, den das Bun-
desforstamt Mühlhausen auf dem Truppenübungsplatz Weber

-

stedt erwirtschaftet, das heißt inklusive a ller Kosten (wie bei-
spielsweise Verwaltungs- und Personalkosten, Kosten für Wege-
baumaßnahmen, etc.), und wie hat sich der Wert in den Jahren 
1995 bis heute verändert? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der ehemalige 
Truppenübungsplatz Weberstedt, im Bundeseigentum mit 
schon bestehenden Naturschutzstriktionen und vor dem Hinter-
grund, daß die Fläche ab dem 1. Januar 1998 Bestandteil des Na-
tionalparks Hainich wird, noch freihändig veräußerbar ist? 

Zu Frage 15: 

Im Forstwirtschaftsjahr 1997 (endet am 30. Sep-
tember 1997) werden die Einnahmen den Betriebs-
aufwand voraussichtlich um 117 DM je ha Forstbe-
triebsfläche überschießen, unter Berücksichtigung 
der Verwaltungskosten steht ein Plus von ca. 33 DM 
pro ha zu erwarten. In den Forstwirtschaftsjahren 
1995 und 1996 belief sich der Überschuß auf 6 DM 
bzw. 64 DM pro ha Forstbetriebsfläche. Bei Berück-
sichtigung der Verwaltungskosten ergab sich ein ne-
gativer Ertrag von 82 DM bzw. 26 DM pro ha Forstbe-
triebsfläche. 

Zu Frage 16: 

Die Bundesregierung strebt die Veräußerung der 
bundeseigenen Waldflächen des Hainich an das 
Land Thüringen - gegebenenfalls auch im Wege ei-
nes Flächentausches - an. 

Anlage 10  

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Rössel 
(PDS) (Drucksache 13/7454 Fragen 17 und 18): 

Zu welchem Kaufpreis hatte die Deutsche Genossenschafts-
bank (DG-Bank) Forderungen, Altkredite der Landwirtschaftli-
chen Produktionsgenossenschaften (LPG) betreffend, der DDR- 
Bank für Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft erworben, 
und wie hoch lagen zum Kauftermin derartige Forderungen? 

Wie hat sich der Zinssatz für die Altschuldentilgung der LPG 
seit 1990 entwickelt? 

Zu Frage 17: 

Die Genossenschaftsbank Berlin (GBB) ist seit dem 
1. April 1990 Rechtsnachfolgerin der Bank für Land-
wirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft der ehemali-
gen DDR. Sie hat keine Forderungen, somit auch 
keine Altkredite der LPG an die DG Bank verkauft. 

Die GBB hat nach Übertragung ihres regional zu-
geordneten Aktiv- und Passivgeschäfts auf die ent-
stehenden Volks- und Raiffeisenbanken in der ehe-
maligen DDR (Primärgenossenschaften) mit dem 
Übernahme- und Einbringungsvertrag vom 10. Sep-
tember 1990 ihr Zentralbankgeschäft rückwirkend 
zum 1. Juli 1990 auf die DG Bank übertragen und da-
für eine angemessene Gegenleistung erhalten. 
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Im übrigen verweise ich auf die Antwort der Bun-
desregierung vom 26. Mai 1996 auf die Große An-
frage der Abgeordneten We rner Schulz (Berlin) und 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur „Entste-
hung der sogenannten Altschulden in der DDR und 
ihre Abwicklung durch die Bundesregierung" 
(Drucksache 13/5064) mit der die Bundesregierung 
u. a. auch zur Behandlung von Altkrediten der GBB 
Stellung genommen hat. 

Zu Frage 18: 

Für die Verzinsung der Altschulden der LPG bzw. 
ihrer Rechtsnachfolger sind unterschiedliche Zins-
sätze zur Anwendung gekommen. Welcher Zinssatz 
dies im einzelnen war, richtete sich danach, ob es 
sich bei den Altverbindlichkeiten um Grundmittel-
kredite oder um Umlaufmittelkredite gehandelt hat 
bzw. danach, zu welchem Zeitpunkt eine Rangrück-
trittsvereinbarung mit der Gläubigerbank abge-
schlossen worden war. 

Der Marktzins wurde von den Gläubigerbanken 
bis zum Abschluß der Rangrücktrittsvereinbarungen 
erhoben, wobei Rangrücktrittsvereinbarungen über-
wiegend in den Jahren 1993 und 1994 abgeschlossen 
wurden. Ab dem auf das Wirksamwerden des Rang-
rücktritts folgenden Quartal wurden Zinsen in Höhe 
des 3-Monats-Fibor berechnet. 

Beim Marktzins handelt es sich um einen Zinssatz 
für Kredite ohne Sicherheiten, d. h. letztendlich um 
einen Zinssatz für Kontokorrentkredite. Die Entwick-
lung der Marktzinssätze läßt sich nur in Form einer 
Bandbreite angeben, da die Zinssätze während eines 
Kalenderjahres nicht konstant waren und für Grund-
mittel- bzw. Umlaufmittelkredite unterschiedliche 
Zinssätze zur Anwendung kamen. Außerdem 
schwankten die Zinssätze zwischen den kreditge-
benden Banken. 

Der Marktzinssatz hat sich im Jahr 1990 in einer 
Bandbreite von 9,10-10,50 %, im Jahr 1991 in einer 
Bandbreite von 10,00-11,00 %, im Jahr 1992 in einer 
Bandbreite von 10,5-12,5 %, im Jahr 1993 in einer Band-
breite von 9,00-11,50 %, im Jahr 1994 in einer B and-
breite von 8,00-9,75 %, im Jahr 1995 in einer Bandbreite 
von 7,50-8,75 % und im Jahr 1996 in einer Bandbreite 
von 6,50-7,50 % bewegt. Der aktuelle Marktzinssatz 
liegt in einer Bandbreite von 6,50-7,00 %. 

Der Fibor-Zinssatz betrug für das Jahr 1990 durch-
schnittlich 8,45 %. Für das Jahr 1991 belief sich der 
Durchschnittswert auf 9,28 %, für das Jahr 1992 auf 
9,58 %, für das Jahr 1993 auf 7,77 %, für das Jahr 
1994 auf 5,49 %, für das Jahr 1995 auf 4,77 % und für 
das Jahr 1996 auf 3,43 %. Der aktuelle 3-Monats-Fi-
bor beträgt 3,28 %. 

Der bei Abschluß einer Rangrücktrittsvereinba-
rung zur Anwendung kommende Fibor-Zinssatz liegt 
somit deutlich unter dem marktüblichen Zinssatz für 
unbesicherte Kredite. 

Anlage 11 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Jürgen Augustinowitz 
(CDU/CSU) (Drucksache 13/7454 Frage 19): 

Treffen Informationen zu, wonach das Bundesministerium der 
Finanzen Umstrukturierungen im Bereich der Oberfinanzdirek-
tionen in Nordrhein-Westfalen plant, und wenn ja, wie sehen die 
geplanten Umstrukturierungen aus? 

Das Bundesministerium der Finanzen plant eine 
Umstrukturierung der Bundesabteilungen an den 21 
Oberfinanzdirektionen des Bundesgebiets. Grund-
lage hierfür ist der Beschluß der Bundesregierung 
vom 7. Februar 1996 zur Straffung und Reduzierung 
von Bundesbehörden, der auch dem Deutschen Bun-
destag - BT-Drs. 13/3923 - zugeleitet wurde. Der in-
terne Meinungsbildungsprozeß ist noch nicht abge-
schlossen. Durch die geplanten organisatorischen 
Veränderungen gehen kurzfristig keine Arbeits-
plätze verloren. Die Standortkonzentrationen werden 
sozialverträglich erfolgen. Dies bedeutet für die Be-
schäftigten eine Neuorientierung in einem mittelfri-
stigen Zeitraum. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatssekretärs Peter Hausmann auf die Frage 
des Abgeordneten Jürgen Koppelin (F.D.P.) (Druck-
sache 13/7454 Fragen 30 und 31): 

Sind der Bundesregierung deutsche Staatsangehörige be-
kannt, die in Verträgen mit der EU-Kommission sich bereit er-
klärt haben, gegen Zahlung eines Honorars positiv für die ge-
plante EURO-Währung in der Öffentlichkeit zu werben, und 
wenn ja, wer sind diese Personen? 

Hat die Bundesregierung gegenüber der EU-Kommission Per-
sonen benannt, die bereit wären, gegen Zahlung eines Honorars 
positiv für die geplante EURO-Währung öffentlich zu werben? 

Die Bundesregierung arbeitet in der „Aktionsge-
meinschaft Euro" mit der Bonner Vertretung der 
Europäischen Kommission und dem Informations-
büro des Europäischen Parlaments in Bonn bei der 
Öffentlichkeitsarbeit für die Europäische Wirtschafts- 
und Währungsunion zusammen. 

Personen der bezeichneten A rt  sind von der Bun-
desregierung im Rahmen dieser Zusammenarbeit zu 
keiner Zeit benannt worden und ihr auch nicht be-
kanntgeworden. Zu eventuellen vertraglichen Bezie- 
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hungen der Kooperationspartner zu Dritten kann die 
Bundesregierung nicht Stellung nehmen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatsministers Anton Pfeifer auf die Fragen des 
Abgeordneten Volker Neumann (Bramsche) (SPD) 
(Drucksache 13/7454 Fragen 32 und 33): 

Handelt es sich bei den Filmkopien, die dem Bundeskanzler 
von Rußlands Präsidenten Boris Jelzin übergeben worden sind, 
auch um Material des einstigen Staatssicherheitsdienstes der 
DDR? 

Wenn es sich um solches Mate rial handelt, hat die Bundesre-
gierung dieses dem Bundesbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR angezeigt bzw. 
herausgegeben? 

Zu Frage 32: 

Der Präsident der Russischen Föderation hat am 
17. April 1997 gegenüber dem Bundeskanzler die 
Übergabe des Archivs des Zentralkomitees der SED 
auf Mikrofilm angekündigt. Ihre Frage kann ich erst 
beantworten, wenn die Übergabe erfolgt ist und der 
Mikrofilm im einzelnen gesichtet wurde. 

Zu Frage 33: 

Aus der Antwort zur vorangegangenen Frage er-
gibt sich, daß auch diese Frage erst beantwortet wer-
den kann, wenn die Übergabe erfolgt ist und der Mi-
krofilm im einzelnen gesichtet wurde. 

Anlage 14 

Antwort 

des Staatsministers Dr. We rner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) (Drucksache 
13/7454 Frage 34): 

Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem Hintergrund, daß 
die Mehrzahl der beteiligten Organisationen sowie das Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung ihren Sitz nicht nach Berlin verlegen wollen bzw. werden, 
Überlegungen, den „Koordinierungsausschuß Humanitäre 
Hilfe" langfristig in Bonn zu belassen, und wie lassen sich nach 
Auffassung der Bundesregierung kurzfristig angelegte humani-
täre Hilfsaktionen und längerfristige Entwicklungszusammen-
arbeit besser als bislang abstimmen? 

Auch nach dem Umzug des Auswärtigen Amts 
nach Berlin wird es erforderlich sein, den Mitglie-
dern des Koordinierungsausschusses Humanitäre 
Hilfe auch kurzfristig die aktuellen Unterrichtungen 
durch die für die Krisenregionen zuständigen Refe-
renten und Referatsleiter zukommen zu lassen, die  

für die Planung und Koordinierung der humanitären 
Sofortmaßnahmen notwendig sind. Der Ausschuß 
muß kurzfristig die Möglichkeit haben, auf den ge-
samten Apparat des Auswärtigen Amts zurückzu-
greifen. 

Auch die Abstimmung der kurzfristigen Aktionen 
der humanitären Hilfe und der längerfristigen Ent-
wicklungszusammenarbeit beginnt im Koordinie-
rungsausschuß. Dies gilt insbesondere für die soge-
nannten kleinen Krisenrunden, die im Konsens der 
Beteiligten unter dem Dach des Koordinierungsaus-
schusses eingerichtet wurden. Zu diesen Krisenrun-
den wird nur ein kleiner Kreis von unmittelbar Betei-
ligten eingeladen, damit im akuten Krisenfall mög-
lichst schnell die notwendigen Aktionen für eine be-
stimmte Region vorbereitet oder an neue Entwick-
lungen angepaßt werden können. In dieser Runde 
wird auch geprüft, ob und welche Maßnahmen des 
BMZ möglich sind. 

Im übrigen ist im BMZ inzwischen ein eigenes In-
strument der entwicklungsorientierten Nothilfe ge-
schaffen worden, das den Zweck hat, nach oder auch 
gleichzeitig mit der humanitären Hilfe die Vorausset-
zungen für den Übergang zu den klassischen Instru-
menten der Entwicklungszusammenarbeit zu verbes-
sern. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/7454 Fragen 35 und 36): 

Ab welchem Zeitpunkt sind die ersten Finanzmittel aus dem 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechi-
schen Republik vereinbarten Zukunftsfonds verfügbar? 

Liegt bereits eine Aufteilung der Finanzmittel des zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Repu-
blik vereinbarten Zukunftsfonds auf einzelne Tätigkeitsberei-
che, wie z. B. Jugendbegegnungen, Gesprächsforen, kulturelle 
Begegnungen, Erhaltung gemeinsamen Kulturerbes, Gründung 
und Ausbau von Patenschaften zwischen kirchlichen und zivilen 
Gemeinden etc. vor, und ggf. welche Beträge sind für die jewei-
ligen Bereiche angesetzt? 

Zu Frage 35: 

Lt. Ziffer VII der Deutsch-Tschechischen Erklärung 
werden die Bundesregierung und die Regierung der 
Tschechischen Republik über die gemeinsame Ver-
waltung des deutsch-tschechischen Zukunftsfonds 
eine gesonderte Vereinbarung treffen. Die Fondsmit-
tel werden zu dem darin mit der tschechischen Seite 
auszuhandelnden Zeitpunkt zur Verfügung stehen. 
Die Bundesregierung wird hierfür die haushaltsmäßi- 
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(A) gen Voraussetzungen schaffen. Die Bundesregierung 
und auch die tschechische Regierung haben ihren 
Willen bekundet, die Gespräche so bald wie möglich 
zu beginnen. Zur Zeit befinden sich beide Seiten 
noch im internen Abstimmungsverfahren. 

Zu Frage 36: 

Aus der Antwort auf Frage Nr. 35 ergibt sich, daß 
eine Aufteilung der Fondsmittel noch nicht erfolgt 
ist. 
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